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Staatsauflösung und Kriegsfinanzen:  
Zur Rolle der Kriminalität im Kosovo Konflikt 

 
 
Die wichtigste Drogenroute von Asien nach Westeuropa verlief schon vor 
dem Ende des Staatssozialismus in Ost- und Südosteuropa durch das ehema-
lige Jugoslawien. Mit der Öffnung der Grenzen zu den Nachbarstaaten und 
dem Beginn der Balkankriege Anfang der 90er Jahre wurde der Drogenhandel 
durch weitere illegale Aktivitäten ergänzt, so zum Beispiel durch Sanktions-
bruch, Menschenhandel, Waffenschiebereien und Zigarettenschmuggel. Die 
Gewinne dienten nicht nur der individuellen Bereicherung, sondern auch der 
Kriegsfinanzierung. Zu einem der wichtigsten kriminellen Zentren entwickelte 
sich das Kosovo, wo illegale Profite in Milliardenhöhe erwirtschaftet wurden, 
die entweder direkt in die Kriegskasse oder ins Ausland flossen. 
Jeder Konflikt schafft Freiräume für kriminelle Aktivitäten durch die steigen-
de Nachfrage nach Waffen, Ressourcenknappheit und die Relativierung ge-
sellschaftlicher Normen. Das gilt vor allem für sogenannte Bürgerkriege oder 
ethnische Konflikte, die zur Schwächung oder völligen Auflösung der zentra-
len Staatsgewalt führen. Mit zunehmender Fragmentierung staatlicher Gewalt, 
so die These dieses Artikels, gewinnen transnationale, partikulare und infor-
melle Netzwerke einschließlich ihrer Ordnungsstrukturen an Bedeutung. Die-
se Netzwerke verfügen über ein erhebliches kriminelles Potential. Sie unter-
stützen die Kriegsparteien und profitieren von dem Zusammenbruch staatli-
cher Institutionen 
Der Artikel gliedert sich in drei Teile: Zunächst wird der Zusammenhang 
zwischen der Informalisierung des Staates und dem Einfluss transnationaler 
Netzwerke erläutert. Im zweiten Abschnitt werde ich diese Überlegungen am 
Beispiel des Kosovo-Konfliktes, der Kosovo-albanischen Diaspora sowie alba-
nischer Mafianetzwerke darstellen. Der letzte Teil gibt einen kurzen Ausblick 
auf die Aktivitäten krimineller Netzwerke unter der derzeitigen UN-
Verwaltung und verdeutlicht die Rivalität zwischen internationalen sowie lo-
kalen Ordnungsstrukturen.  
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1. Staaten und transnationale Netzwerke:  
 Einige theoretische Überlegungen 

 
Staatszerfall, Informalisierung und Konflikt 

Phänomene ethnisch motivierter Gewalt und Kriminalität passen nicht so 
recht in die „Neue Weltordnung“, in der Kriege dem internationalen Handel, 
dem kulturellen Austausch und der Anerkennung universeller Rechte weichen 
sollten. So wurde die „neue Unordnung“ an der Peripherie Westeuropas auch 
lange als Anomalie aufgefasst, d.h. als Folge eines primordialen ethnischen 
Konfliktes, der sich mit dem Ende des Staatssozialismus gewaltsam entlud 
und sozusagen unausweichlich schien. Demokratisierung sowie konsequente 
Marktreformen wurden von internationalen Organisationen und ihren westli-
chen Geldgebern als Heilmittel gegen den Rückfall in die „Vormoderne“ ver-
schrieben. Nach der ersten fehlgeschlagenen liberalen Reformphase in Süd-
osteuropa Ende der 80er Jahre begann nach Kriegsende in Bosnien und im 
Kosovo die zweite Phase unter verstärkter Kontrolle und Konditionalität der 
internationalen Gemeinschaft. Doch die Zuckerbrot-und-Peitsche-Strategie 
hat bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu höchst ambivalenten Ergebnissen 
geführt: Fast sechs Jahre nach Dayton und zwei Jahre nach der Unterzeich-
nung des Stabilitätspaktes für Südosteuropa gibt es weder in Bosnien-
Herzegowina noch im Kosovo funktionierende Staatsinstitutionen, die gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und Sicherheit garantieren könnten. Politische 
und ökonomische Beziehungen sind vor allem informell organisiert (Chand-
ler 1999; ICG, 8/2000).  
Die folgende Analyse informeller und krimineller Praktiken im Kosovo be-
ruht auf einem institutionalistisch-strukturalistischen Ansatz, der von einem 
kausalen Zusammenhang zwischen politischer und ökonomischer Liberalisie-
rung, der Auflösung oder Schwächung staatlicher Institutionen sowie ihrer 
Instrumentalisierung durch konkurrierende soziale und ethnische Gruppen 
ausgeht (Crawford/Lipschutz 1998). Institutionen bezeichnen im engeren 
Sinne Organisationen sowie im weiteren Sinne Regeln und Verfahren, die das 
Verhalten von Individuen im Interesse der gesellschaftlichen Ordnung steu-
ern (North 1990). Abhängig davon, in welche politisch-ökonomischen Mak-
rostrukturen Institutionen eingebettet sind, werden sie entweder primär über 
den Staat, den Markt oder die (ethnische) Gemeinschaft vermittelt.  
Spätestens nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges hatte sich in Ost und 
West sowie in den ehemaligen Kolonien der souveräne Nationalstaat als 
wichtigster Regulationsmechanismus durchgesetzt. Das änderte sich jedoch 
mit Beginn der Deregulierung Ende der 70er Jahre sowie mit dem Zusam-
menbruch des Staatssozialismus in Ost- und Südosteuropa. Während der 
Markt in Westeuropa zunehmend den staatlichen Regulationsrahmen ersetz-
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te, übernahm mit dem Beginn der Transformationsphase in Osteuropa die 
ethnische Gemeinschaft wichtige Regulationsfunktionen. In beiden Fällen 
haben informelle Praktiken in Politik und Ökonomie zugenommen. 
Informalisierung bezeichnet ganz allgemein den Rückzug von Institutionen 
im Sinne einer staatlichen Organisationsstruktur sowie gesellschaftlicher 
Normen und Werte. Die Grenzen zwischen Formalität und Informalität sind 
fließend. Im ökonomischen Bereich bezieht sich Informalität vor allem auf 
Strategien der Einkommensgewinnung sowie auf Produktionsstrukturen, die 
aus dem staatlichen Regelungsrahmen herausfallen. Es handelt sich dabei 
zum Beispiel um Subsistenzwirtschaft, prekäre Arbeitsverhältnisse oder kri-
minelle Praktiken. In der Politik bezieht sich Informalisierung auf die Her-
ausbildung klientelistischer Staatsstrukturen, verbunden mit Bestechung und 
Korruption. Informalisierung umfasst nicht nur Überlebensstrategien der 
Armen, sondern alle soziale Schichten westlicher Industriegesellschaften so-
wie der Transformations- und Entwicklungsländer (Altvater/Mahnkopf 1999; 
Portes/Castells 1989). 
Die Transformationsprozesse in Ost- und Südosteuropa haben staatliche In-
stitutionen geschwächt und sozioökonomische Krisen verschärft. Damit war 
fast überall eine ethnische Mobilisierung verbunden, die in manchen Regio-
nen wie im ehemaligen Jugoslawien zu Krieg und Vertreibung führte. Ethni-
sche Konflikte haben vielfältige Ursachen, die Folge ist jedoch immer eine 
zunehmende Informalisierung politischer und wirtschaftlicher Beziehungen. 
Das entscheidende Merkmal daran ist die Auflösung des staatlichen Gewalt-
monopols und sein Ersatz durch sogenannte „Warlord-Regime“. Diese „War-
lords“ können entweder Rebellengruppen, ethnisch-nationalistische Parteien 
oder Familienclans ohne formale Organisationsstruktur sein. Während eines 
Konfliktes sorgen sie für Waffen und Geld, und zwar meistens durch illegale 
Praktiken, an denen sie kräftig verdienen. Gleichzeitig garantieren sie aber 
auch Ordnung und Sicherheit, allerdings in einem territorial eng begrenzten 
Gebiet und sozial exklusiven Verständnis. Wer nicht zum Clan, zur ethni-
schen Gruppe oder zu den Rebellen gehört, muss sich Sicherheitsgarantien 
entweder teuer erkaufen oder fliehen. Unter dem Deckmantel eines ethni-
schen Konfliktes entwickeln sich somit Strukturen, die marktwirtschaftlich 
profitabel, und, wie ich später am Beispiel des Kosovo-Konfliktes noch zei-
gen werde, auch global vernetzt sind (Collier/Hoeffler 5/2000; Elwert 1997; 
Jean/Rufin 1999). 
 
Diasporagemeinschaften und Mafianetzwerke 

Die Auflösung formaler gesellschaftlicher Beziehungen begünstigt die Her-
ausbildung partikularistischer Strukturen. Da den „Warlords“ die Legitimati-
onsbasis und meistens auch die Mittel fehlen, um ausreichend Steuern einzu-
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treiben, greifen sie auf transnationale Netzwerke, wie zum Beispiel Diaspora- 
und Mafianetzwerke zurück. Diese Netzwerke agieren jenseits der Ordnung 
des modernen Nationalstaates, was die Kontrolle ihrer Aktivitäten besonders 
erschwert. Sie sind ein weiterer Ausdruck der Informalisierung politischer und 
ökonomischer Beziehungen. Diasporagemeinschaften und Mafianetzwerke 
sind keine neue Erscheinung. Ihre Wurzeln reichen bis in die Antike und das 
frühe Mittelalter zurück. Mit den Modernisierungen im Transport- und 
Kommunikationswesen sowie im internationalen Finanzsektor während der 
letzten Jahrzehnte hat sich jedoch die Dichte der Netzwerke sowie der Um-
fang ihrer Waren-, Geld- und Informationsströme erhöht.  
Diaspora beginnt mit der Vertreibung, Verschleppung oder Auswanderung 
eines Volkes von einem Zentrum, das als Heimat im kollektiven Gedächtnis 
rekonstruiert wird. Sie unterscheiden sich von anderen Migrantengruppen vor 
allem durch ihre transnationalen Netzwerke, die sie auch zur politischen 
Mobilisierung einsetzen. Dabei handelt es sich entweder um ein nationales 
Anliegen oder um Proteste gegen das jeweilige Regime im Herkunftsland 
(Shain 1993). Die Konstruktion einer eigenständigen Diaspora-Identität und 
ihre Aktivitäten hängen nicht nur von ihren eigenen Ressourcen, sondern 
auch vom gesellschaftlichen Umfeld und den gesetzlichen Bestimmungen im 
Aufnahmeland ab. Gut integrierte Diaspora Gemeinschaften haben bessere 
Aussichten, für ihr Anliegen nicht nur untereinander, sondern auch die Auf-
nahmegesellschaft zu mobilisieren (Esman 1986).  
Davon abgesehen existieren Diasporagemeinschaften jedoch relativ losgelöst 
von Raum und Zeit. Sie verfügen alle über eine starke virtuelle Repräsentati-
on im Internet mit Diskussionsgruppen, Nachrichtendiensten in verschiede-
nen Sprachen und Kontaktadressen. In realen Räumen zeichnen sich die 
Mitglieder einer Diaspora durch eine hohe Mobilität aus. Diskurse innerhalb 
der Diaspora bewegen sich in verschiedenen Zeiten: Der Vergangenheit mit 
allen ihren Mythen und traumatischen Erfahrungen, der ambivalenten Ge-
genwart im Aufnahmeland und der visionären Projektion der nationalen Be-
freiung in die Zukunft (Centlivres 2000). 
Diese Zukunftsprojektionen sind häufig nationalistisch und revanchistisch ge-
färbt, da der radikale Flügel einer Diaspora in der Regel besser organisiert ist. 
Deshalb kann man davon ausgehen, dass die Existenz von großen Diaspora-
gemeinschaften die Wahrscheinlichkeit eines Konfliktausbruches erhöht oder 
den Konflikt zumindest verlängert (Collier 6/2000). Das Ausmaß der Kon-
fliktbeeinflussung hängt von der Organisationsform der Diaspora ab. An-
goustures und Pascal (1999) unterscheiden zwischen einer konstitutiven und 
fördernden Diaspora, obwohl die Grenzen zwischen diesen Typen nicht klar 
gezogen werden können. Eine konstitutive Diaspora bestimmt relativ 
unabhängig ihr Verhältnis zum Herkunftsland, während eine fördernde 
Diaspora von der Heimat aus gesteuert wird.  
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Aufgrund ihrer transnationalen Organisationsstruktur und ihrer Verbindung 
zu „Warlord Regimen“ in der Heimat gibt es auch Berührungspunkte zwi-
schen Diasporagemeinschaften und Mafianetzwerken. Letztere funktionieren 
in erster Linie als Unternehmen, die Gewinne durch die Produktion und den 
Vertrieb verbotener Güter oder Dienstleistungen erzielen, zum Beispiel durch 
Drogen, Prostitution, nicht-genehmigte Waffentransporte oder Spielkasinos. 
Um die Gewinne vor staatlichen Eingriffen zu schützen, arbeiten mafiöse 
Netzwerke mit Gewalt und Bestechung. Sie garantieren personelle und sozio-
ökonomische Sicherheit nach informellen Regeln und Normen. Damit bildet 
sich eine eigenständige Organisationskultur heraus, die entweder parallel zu 
staatlichen Institutionen existiert, oder diese vollständig ersetzt. Diese Orga-
nisationskultur beruht häufig auf ethnischen und patriarchalen Codes, mit 
denen Loyalität und Vertrauen leichter hergestellt, aber auch erheblicher 
Druck ausgeübt werden kann (Fiorentini 1997; Sampson 1998).  
Die alternativen Einkommensmöglichkeiten und Sicherheitsstrukturen, die 
Mafianetzwerke und bis zu einem bestimmten Grad auch Diasporagemein-
schaften bereitstellen, sind höchst exklusiv. Sie beruhen auf ethnischer Zuge-
hörigkeit und patriarchalen Strukturen (Brah 1996). Durch ihre enge Verbin-
dung zu militärischen Konflikten und hoch riskanten Geschäften, kann sich 
selbst diese eingeschränkte Sicherheit als fragwürdig herausstellen. Ihre trans-
nationale Mobilität und digitale Vernetzung ermöglicht es ihnen, der Kon-
trolle von Nationalstaaten teilweise zu entgehen. Trotz der informellen, eth-
nischen und patriarchalen Struktur der eben beschriebenen Netzwerke be-
deutet das jedoch nicht, dass sich gesellschaftliche Beziehungen im Zuge 
ethnischer Konflikte in die Vormoderne zurückentwickeln. Im Gegenteil, es 
handelt sich eher um eine Ausdifferenzierung von Organisationsformen, die 
sich entweder konträr oder komplementär zu staatlichen Institutionen verhal-
ten. Die ursprüngliche Funktion des modernen Staates, zwischen partikularen 
Interessen zu vermitteln, wird damit jedoch unterlaufen.  
 
2. Konfliktfinanzierung und transnationale Kriminalität  
 am Beispiel des Kosovo-Konfliktes 

Die Hintergründe des Konfliktes 

Der Konflikt im Kosovo reicht weit in die Geschichte des Balkans zurück. 
Während die Kommunistische Partei in Jugoslawien an der Macht war, for-
derten die Kosovo-Albaner wiederholt die Anerkennung der Provinz als Re-
publik. Nach dem Tod von Tito 1981 drückten sie ihre Forderungen erstmals 
mit Protestmärschen aus. Die Auseinandersetzungen zwischen der serbischen 
Regierung in Belgrad und albanischen Gruppen kulminierten 1989/90 in 
Massendemonstrationen und Streiks sowie deren gewaltsamen Unterdrü-
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ckung durch serbische Sicherheitskräfte. Nach der Entlassung von mehr als 
130.000 Albanern aus öffentlichen Verwaltungen begann die führende politi-
sche Kraft in der Provinz, die Demokratische Liga Kosovas (LDK) unter Ib-
rahim Rugova, mit dem Aufbau eines Schattenstaates. Im Mai 1992 fanden 
geheime Wahlen statt, mit denen Bujar Bukoshi Ministerpräsident und Ibra-
him Rugova Präsident eines international nicht anerkannten Staates wurden.  
Dieser Schattenstaat stellte einerseits den Versuch dar, gesellschaftliche Bezie-
hungen trotz der serbischen Diskriminierung zu formalisieren. Über einen 
Solidaritätsfonds und eine dreiprozentige Einkommenssteuer finanzierten die 
Kosovo-Albaner ihr eigenes Bildungs-, Justiz- und Gesundheitssystem, eine ei-
gene Polizei und Verwaltung (Clark, 2000; Troebst 1998). Andererseits mar-
kiert er aber auch den ersten Schritt in die Informalität, da er international 
nie anerkannt wurde und von den Überweisungen aus der Diaspora abhängig 
war. Aufgrund der Diskriminierung der Kosovo-Albaner im öffentlichen Le-
ben nahmen nicht nur die Emigration, sondern auch informelle und krimi-
nelle ökonomische Aktivitäten zu (Montanari 2000a; EC/World 
Bank/UNMIK 11/1999). 
Das Schicksal der Provinz war seit dem Zusammenbruch des Sozialismus eng 
mit der Entwicklung in Albanien verbunden. Das bedeutet jedoch nicht, dass 
es ein ernsthaftes Interesse auf einer der beiden Seiten an einem Großalba-
nien gäbe. Albanische Eliten unterstützen vielmehr die politische, ökonomi-
sche und kulturelle Vereinigung der Albaner ohne Grenzveränderungen 
(Schmidt 2000; Sheku 1997). Allerdings wird die folgende Darstellung der 
Entwicklungen seit Anfang der 90er Jahre zeigen, dass bisher vor allem kri-
minelle Netzwerke von den offenen Grenzen profitierten. 
Neben diesem regionalen Transnationalismus nahmen auch die Kontakte zur 
Kosovo-albanischen Diaspora während der 90er Jahre zu. Die Diaspora ent-
wickelte sich aus den Migrantengemeinden Kosovo-albanischer Gastarbeiter, 
die seit den 60er Jahren nach Westeuropa, vor allem nach Deutschland, in 
die Schweiz und nach Österreich gekommen waren. Seit den 80er Jahren 
flüchteten zunehmend Kosovo-Albaner nach Westeuropa und nach Nord-
amerika aus Angst vor Repressalien sowie aufgrund der schlechten Wirt-
schaftslage. Viele von ihnen waren im Untergrund aktiv an Demonstrationen 
oder terroristischen Anschlägen beteiligt gewesen. Während der militärischen 
Auseinandersetzungen zwischen 1997 und 1999 setzte eine neue Flüchtlings-
welle ein, von der jedoch nur die wenigsten Flüchtlinge nach Westeuropa 
kamen. Da in den offiziellen Statistiken Kosovo-Albaner als „Jugoslawen“ ge-
führt werden, lassen sich nur schwer genaue Angaben über den Umfang der 
Diaspora machen. Schätzungen aus dem Jahr 1999 besagen, dass 250.000 Ko-
sovo-Albaner in Deutschland, 150.000 in der Schweiz, sowie 600.000 Albaner 
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und Kosovo-Albaner in den USA leben.1 Neben diesen drei wichtigen Zent-
ren der Diaspora leben mehrere Tausend Kosovo-Albaner unter anderem in 
Österreich, Skandinavien, Belgien, Italien, Neuseeland und Australien. Den 
Flüchtlingen wurde in Deutschland und in der Schweiz nur ein befristeter 
Aufenthaltsstatus gewährt (Duldung oder Aufenthaltsbefugnis), mit dem ein 
legales Arbeitsverhältnis ausgeschlossen wurde. Bestehende Migrations-
netzwerke und gesetzliche Ausnahmeregelungen trugen jedoch dazu bei, dass 
die Mehrheit der Kosovo-Albaner im Ausland Arbeit gefunden hat, wenn 
auch vor allem im informellen Sektor.  
 
Die kriminelle Dynamik des Kosovo-Konfliktes 

Im Zusammenspiel zwischen der Diaspora in Westeuropa und den USA, al-
banischen Mafianetzwerken sowie dem Konflikt im Kosovo lassen sich drei 
Phasen unterscheiden. Die erste Phase des Konfliktes begann mit der massi-
ven Verschlechterung der politischen und ökonomischen Situation im Koso-
vo während der 80er Jahre, zunehmender Emigration und politischen Aktivi-
täten im Untergrund (Montanari 2000b). Zwischen 1982 und 1984 organi-
sierten beispielsweise militante Kosovo-Albaner vom Ausland aus mehrere At-
tentate in Pristina. Die jugoslawischen Sicherheitskräfte nahmen in den 80er 
Jahren mehr als 12.000 Albaner gefangen und brachten einige ihrer Hinter-
männer in Westeuropa um (Le Monde Diplomatique 5/1999). In dieser Epo-
che begann bereits die Zusammenarbeit zwischen der Kosovo-albanischen 
Drogenmafia, die zu diesem Zeitpunkt noch in der zweiten Liga hinter der 
türkischen Mafia spielte, sowie politischen Gruppierungen, die für die Unab-
hängigkeit des Kosovos und die Vereinigung aller Albaner kämpften. Diese 
Gruppierungen bestanden aus straff organisierten marxistisch/maoistischen 
Zellen (ebd.). Schätzungen aus dieser Zeit gaben an, dass über die Istanbul-
Belgrad-Route 25% bis 40% des US-amerikanischen und europäischen He-
roinbedarfes gedeckt wurde (The Wall Street Journal 9.9.1985). Diese Route 
wurde zunehmend von Kosovo-Albanern kontrolliert, warf aber auch kräftige 
Gewinne für die Regime in Belgrad und Zagreb ab (Rastello, 2000). 
Die Ausrufung des Notstandes im Kosovo 1989 sowie Streiks und Massen-
kundgebungen von Albanern und Serben markierten den Beginn der zweiten 
Phase. Drei Jahre später kollabierte das kommunistische Regime in Albanien. 
Tausende von Albanern versuchten in der Folgezeit, vor dem Chaos und der 
zunehmenden Unsicherheit im Land zu fliehen. Sie kamen vor allem nach 
Italien, Griechenland, Nordeuropa und in die USA. Das ist die Phase, wäh-
rend der sich die albanische Drogenmafia in Westeuropa und den USA kon-
stituierte und ihre Einflussgebiete mit der türkischen Mafia sowie der italieni-
                                                            
1 Quellen: Verfassungsschutzbericht (1999); OECD (2001); UNHCR-Statistiken unter 

www.unhr.org 
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schen ’Ndrangheta aufteilte. Die Basis ist bis heute Italien, von wo sich ein 
weitgeknüpftes Netz von Transportwegen und Händlern über ganz Europa 
erstreckt.2 Während jede Mafia vor allem der persönlichen Bereicherung 
dient, verfolgte die albanische Mafia von Anfang an auch politische Interes-
sen. Beispielhaft für die Verknüpfung von Gewinn und „Befreiungskampf“ ist 
das Drogenimperium des Kosovo-Albaners Agim Gashi, der von der italieni-
schen Polizei im Sommer 1998 festgenommen wurde. Mit einem Teil seiner 
Gewinne aus dem Drogenhandel kaufte Gashi Waffen, die über albanische 
Mittelsmänner ins Kosovo verschifft wurden (ebd.).  
Zwischen 1992 und 1993 erschienen erstmals uniformierte junge Männer 
nach dem Stile der IRA auf Beerdigungszeremonien im Kosovo, die sich als 
Anhänger der Kosova Befreiungsarmee (UÇK) zu erkennen gaben. Die Struk-
tur der UÇK beruhte auf dörflich organisierten Clans, die locker miteinander 
in Verbindung standen. Eine klare Hierarchie und Kommandostruktur gab es 
nicht. Diese fast familiären Verbindungen sicherten absolutes Vertrauen un-
tereinander (ICG 3/2000). Die Basis der UÇK befand sich im Westen der 
Provinz, der Dreniça-Region sowie in der Schweiz. Mitglieder der sogenann-
ten „Dreniça-Gruppe“ fanden Anfang der 90er Jahre in der Schweiz Asyl und 
gründeten dort unter Leitung von Xhavit Haliti, der grauen Eminenz der ko-
sovarischen Befreiungsbewegung, und Hashim Thaçi einen Ableger der 
Gruppe (Montanari 2000b).  
Der Dayton-Vertrag und die internationale Anerkennung, die Slobodan Mi-
loševi• und seinen Handlangern in Bosnien damit zuteil wurde, markierte 
einen entscheidenden Wendepunkt in der politischen Landschaft des Koso-
vo. Rugovas Versuch, die „albanische Frage“ mit friedlichen Mitteln zu inter-
nationalisieren, war offensichtlich gescheitert (Biberaj 2000). Je mehr die 
LDK an Ansehen verlor, vor allem unter jungen Männern, die für sich im 
Schattenstaat keine Chance sahen, desto zahlreicher sammelten sich die An-
hänger der UÇK. Bukoshi trennte sich 1997 von Rugova und leitete seine fi-
nanziellen Quellen in den Aufbau militärischer Einsatzkräfte weiter, die kurze 
Zeit später der UÇK beitraten (Montanari 2000b). Bukoshis „Finanzminister“ 
erklärte 1999, dass er über 33 Millionen US-Dollar auf einer Bank in Tirana 
verfüge (Time Magazin 17.5.1999). 
Mit der zunehmenden Spaltung und Radikalisierung der Kosovo-Albaner 
1997/98 setzte die dritte Phase ein. Die Kosovo-albanische Diaspora wandelte 
sich von einer konstitutiven in eine kontrollierte und hochgradig mobilisierte 
Diaspora. Die UÇK erhielt weiterhin Zulauf und entwickelte sich zu einer 
Guerilla-Truppe, deren Einsätze zunehmend die Sicherheit der Serben in der 
                                                            
2 Corriere della Sera 15.10.1998; weitere Artikel dazu unter www.siri-us.com/backgrounders/ 

KLA-Drugs.html siehe auch den Interpol-Bericht (1991), zitiert in: Rastello (2000) und den 
Bericht des National Narcotic Intelligence Consumers Committee (NNICC) (1996) 
(www.usdoj.gov/dea). 
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Provinz bedrohten. In dieser Phase zeigte sich besonders, welchen Einfluss 
die Entwicklungen in Albanien auf die Lage im Kosovo hatten. Die albani-
sche Regierung unter Sali Berisha, albanische Mafianetzwerke und das Re-
gime in Belgrad verstiessen über mehrere Jahre gegen die internationalen 
Sanktionen gegen Rest-Jugoslawien. Über den Norden Albaniens wurden in 
großem Umfang Öl und Waffen nach Montenegro und Serbien transportiert. 
Schätzungen gehen davon aus, dass diese Geschäfte mindestens 10% des al-
banischen BSP ausmachten (Naylor 1999; Rastello 2000).  
Zwischen 1996 und 1997 änderten sich jedoch die Machtverhältnisse. Enver 
Hajin, der „Geschäftspartner“ von Arkan, dem Anführer der berüchtigten 
serbischen Tiger, wurde erschossen und die Sanktionen gegen Serbien teilwei-
se gelockert. Damit gingen Millionengewinne verloren, was unter anderem 
den Zusammenbruch der „Pyramidensysteme“ in Albanien beschleunigte. 
Tausende Albaner hatten aufgrund der hohen Zinsversprechen der Invest-
mentfonds ihre gesamten Ersparnisse eingezahlt und sich darüber hinaus 
hoch verschuldet. Als die ersten Gerüchte über die Zahlungsunfähigkeit der 
Fonds 1997 in Umlauf kamen, machte sich schnell Panik breit, die schließ-
lich zu gewalttätigen Tumulten führte. Während dieser Unruhen wurden die 
Waffendepots des Landes gestürmt, deren Inhalte „privatisiert“ oder ins Ko-
sovo verschoben. Die genauen Hintergründe der Krise können an dieser Stel-
le nicht weiter erläutert werden. Wichtig ist jedoch die Verwicklung der Re-
gierung unter Sali Berisha in den Betrug der Investmentfonds und vermutlich 
auch in die Öffnung der Waffendepots. Berisha kam 1992 an die Macht und 
galt lange als Musterschüler der US-Regierung, die den Mann aus dem Nor-
den als Garanten für den Transformationsprozess in Albanien sowie für die 
Stabilität auf dem Balkan betrachtete. Mit Rücksicht auf westliche Geldgeber 
hielt sich Berisha mit offizieller Unterstützung für die Kosovo-Albaner zu-
rück. Es gab aber zahlreiche informelle Kontakte. Die Fonds dienten unter 
Berisha nicht nur der individuellen Bereicherung, sondern auch der Geldwä-
sche aus dem Drogen- und Ölschmuggel sowie Waffenkäufen für das Kosovo 
(Biberaj 2000, Naylor 2000).  
Der Bankrott der Pyramidensysteme verursachte Berishas Sturz und führte 
kurzzeitig zum völligen Zusammenbruch staatlicher Institutionen in Alba-
nien. Davon hat sich das Land bis heute nicht erholt. Kriminalität und Ge-
walttaten gehören zum Alltag, was unter anderem auf die Bewaffnung der 
Bevölkerung während der Krise 1997 und den Zusammenbruch staatlicher 
Institutionen zurückzuführen ist (ICG 1/1999). Mafiöse Netzwerke und das 
traditionelle Kanoon Recht (verbunden mit der Blutfehde) übernahmen seit-
dem wichtige gesellschaftliche Regulationsfunktionen (Schwander-Sievers 
1998). Diese Entwicklungen im Nachbarland kamen der UÇK nicht ungele-
gen. Auch wenn Berishas Nachfolger, der Südalbaner Fatos Nano, weniger 
Verbindungen zu den Kosovo-Albanern pflegte, so ließ er die UÇK dennoch 
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ungestört in den Grenzgebieten Nordalbaniens operieren. Sie legte dort um-
fangreiche Waffenlager an und baute Trainingslager für Rekruten auf (Rastello 
2000).  
Parallel dazu mobilisierten die UÇK und ihr politischer Arm im Ausland, die 
Volksfront für die Republik Kosova (LPK), zunehmend die Diaspora. Ein 
wichtiger Kanal für den Geldfluss wurde der sogenannte Vaterlandsfonds 
(Vendlindja Thërret), der von dem Kosovo-Albaner Jashar Saliku in der 
Schweiz gegründet wurde. Saliku unterstützte offen den Kampf für ein 
„Großalbanien“, für den er mit seinem Fonds nach eigenen Aussagen monat-
lich einige Millionen US Dollar sammelte. Der Fonds bestand aus einem 
Netz von Zweigstellen auf der ganzen Welt und wurde entweder von der LPK 
oder von humanitären Organisationen verwaltet (Time Magazin 17.5.1999).3 
In den USA spendeten Diaspora-Mitglieder während der Hochphase des 
Konfliktes bis zu 4 Millionen US-Dollar (Washington Post, 26.5.1998). Spen-
denaufrufe wurden zunächst informell und später offen über albanische Me-
dien im Ausland, Veranstaltungen und das Internet verbreitet. Dabei spielte 
oft erheblicher Druck eine Rolle, auch wenn Fälle der Erpressung oder direk-
ter Gewaltanwendung den Behörden nicht bekannt wurden (Neue Züricher 
Zeitung 22.7.1998/17.6.1998; Verfassungsschutzbericht 1999). 
Dass sich unter den privaten Spenden auch einige Millionen „Schwarzgeld“ 
aus dem Drogenhandel befanden,4 und dass mit diesem Geld nicht-
genehmigte Waffenkäufe bezahlt wurden, war für die Polizeikräfte der betrof-
fenen Länder nicht leicht nachzuweisen. Der Fonds diente nicht ausschließ-
lich dem Kauf von Waffen, sondern auch der humanitären Unterstützung der 
zurückgebliebenen Landsleute. Die Geschäfte wurden in der Regel über Mo-
biltelefone abgeschlossen, so dass die Polizei Schwierigkeiten hatte, die betei-
ligten Akteure zu lokalisieren (Sunday Times 11.3.2001). Zeitweise setzten 
deutsche und schweizerische Behörden eine Sperrung der Konten durch. Die 
USA erklärten 1998 die UÇK zur terroristischen Vereinigung, womit auch 
Spenden verboten wurden.5  
Die Geldströme aus der Diaspora wurden nach dem Prinzip des „Hawala 

                                                            
3 In Deutschland zum Beispiel von der Demokratischen Vereinigung der AlbanerInnen, die 

ein Büro in Bonn bis Ende des Krieges unterhielt (Verfassungsschutzbericht 1999). 
4 Schätzungen gehen davon aus, dass ca. 900 Millionen DM bis 1999 über diese Fundraising-

Aktivitäten in das Kosovo flossen. Ungefähr die Hälfte dieses Geldes stammt aus dem Dro-
genhandel (Times 24.3.1999; Jane’s Intelligence Review November 1995, www.janes.com). 

5 Dieses Verdikt wurde 1999 wieder aufgehoben, da die UÇK nun als potentielle Bodentruppe 
im Falle eines NATO-Angriffes auf Serbien ausgerüstet werden sollte. Mehr Informationen 
zur US-Politik gegenüber der UÇK unter: http://www.fas.org/irp/world/para/kla.htm. Ob-
wohl der CIA und dem Pentagon die Verbindungen zwischen der UÇK und der organisier-
ten Kriminalität lange bekannt waren, wurde die Organisation nun rhetorisch zu den „good 
guys“ umdefiniert. Dazu Senator Lieberman in der Washington Post (28.4.1999): „[The] U-
nited States and the Kosovo Liberation Army stand for the same values and principles… 
Fighting for the KLA ist fighting for human rights and American values.“  
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Banking“ verwaltet. Hawala ist ein System von zwei Töpfen, zu dem nur Ein-
geweihte Zugang haben, in der Regel Mitglieder derselben ethnischen Grup-
pe. Im Falle der Kosovo-Albaner handelte es sich um Geldtransfers aus den 
Immigrationsländern in die Heimat, d.h. die UÇK etablierte vor allem in 
Deutschland und in der Schweiz ein Netz von Schattenbanken, die unter den 
Namen humanitärer Organisationen registriert waren. Spenden konnten also 
per Überweisung oder Scheck eingezahlt werden. Der Transfer in das Kosovo 
wurde jedoch über Kuriere abgewickelt, die das Geld in bar an die richtigen 
Personen überbrachten. Damit konnten Spuren verwischt und hohe Gebühren 
vermieden werden (vgl. zum Hawala System auch Altvater in diesem Heft).  
Die UÇK begann Mitte Februar 1998 von Dreniça aus ihre erste große Of-
fensive. Während der kommenden fünf Monate gelang es ihr, ungefähr 30% 
des Territoriums im Kosovo unter ihre Kontrolle zu bringen. In den „befrei-
ten Dörfern“ verboten die Rebellen politische Veranstaltungen und bedroh-
ten serbische und andere Minderheiten. Genauso rücksichtslos gingen sie ge-
gen „Verräter“ aus den eigenen Reihen vor. Der Versuch der USA, mit finan-
zieller und logistischer Unterstützung der Türkei sowie Saudi-Arabiens 1998 
eine eigene Guerilla Truppe aufzubauen (ähnlich den Contras in Lateiname-
rika) wurde von der UÇK im Keim erstickt (Le Monde Diplomatique 
5/1999). Während sich die Kämpfe im Kosovo ausweiteten, begann die UÇK 
mit einer Generalmobilmachung im Ausland, der etliche Tausend Albaner 
folgten (Verfassungsschutzbericht 1999).  
Der weitere Verlauf des Konfliktes ist bereits ausführlich reflektiert wurden, 
so dass sich eine Wiederholung an dieser Stelle erübrigt. Weniger bekannt ist 
jedoch, inwieweit die albanische Mafia von dem NATO-Einsatz profitierte. 
Die Zuspitzung der Kampfhandlungen in der Provinz hatte zunächst einen 
negativen Einfluss auf die kriminellen Geschäfte. Etliche Mafiabosse organi-
sierten die Flucht ihrer Familienmitglieder oder schlossen sich den Kampf-
verbänden der UÇK an (Corriere della Sera 15.10.1998). Die folgenden Aus-
führungen sollen jedoch verdeutlichen, dass sich die Informalisierung und 
Kriminalisierung politisch-ökonomischer Beziehungen in der Region auch 
nach dem NATO-Krieg fortsetzten. 
 
3. Kriminalität, Informalisierung und Gewalt  
 unter UN-Verwaltung 

Während der NATO-Luftangriffe erklärte sich Thaçi, inzwischen politischer 
Führer der UÇK, zum Premierminister des Kosovo und berief mehrere Mit-
glieder der Guerilla in sein Kabinett. Die Regierung wurde weder von der 
UN-Verwaltung (UNMIK) noch von Rugova anerkannt. Doch die Macht-
kämpfe innerhalb der UÇK, zwischen den politischen Parteien im Kosovo 
und der internationalen Verwaltung waren damit nicht abgeschlossen. Die 
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Autonomiegarantie der UN-Resolution 1244 befriedigte nicht die Unabhän-
gigkeitsforderungen der Kosovo-Albaner, so dass die UNMIK seit Beginn des 
Einsatzes mit einem Legitimationsdifizit kämpfte. Dazu kam, dass sie sich 
schnell den Ruf einer ineffizienten und finanziell schlecht ausgestatten Ver-
waltung erwarb, die von den Kosovo-Albanern als überflüssig eingeschätzt 
wurde (Abdela 2/2000) Eine effiziente Ausübung der Kontrolle im Sinne ei-
nes modernen Staatswesen führt zwar nicht zwangläufig zu Vertrauen und lo-
kaler Unterstützung. Mangelnde Effizienz staatlicher oder quasi-staatlicher 
Institutionen ist jedoch noch schwieriger zu rechtfertigen (Offe 1996). Die 
Ineffizienz der internationalen Verwaltung zeigt sich besonders in dem Versa-
gen, Gewalt und Kriminalität in der Region einzudämmen.  
Nach dem Abzug der serbischen Truppen aus dem Kosovo und vor dem 
Einmarsch der NATO-Truppen (KFOR) lag die militärische und politische 
Macht vor Ort vollständig in den Händen der UÇK. Nach dem Muster der 
eingangs beschriebenen Warlord-Regime übernahmen UÇK-Offiziere und ih-
re Clans das Kommando auf regionaler Ebene. Am einflussreichsten war wei-
terhin die Dreniça-Gruppe, die den Kern der von Thaçi eingesetzten proviso-
rischen „Regierung“ und seiner neu gegründeten Partei des Demokratischen 
Fortschritts (PDK) bildete. Die „Regierung“ erhob inoffizielle Steuern, die sie 
auch mit militärischer Gewalt eintrieb. Allein in Gjilan wurden auf diese Wei-
se zum Beispiel 50.000 US-Dollar pro Woche eingesammelt. In manchen Fäl-
len handelte es sich direkt um Schutzgelderpressung (BBC News 5.4.2000; 
Montanari 2000a).  
Doch schon während der Rambouillet-Verhandlungen im März 1999 war 
deutlich geworden, dass es keine klare hierarchische Struktur innerhalb der 
UÇK gab, sondern verschiedene Fraktionen, die um Macht und Einfluss 
kämpften. Ramush Haradinaj beispielsweise, einflussreicher Kommandeur der 
Region Pec, stellte sich gegen den pro-westlichen Kurs von Thaçi und kündigte 
an, weiter bis zur Unabhängigkeit der Provinz zu kämpfen. Mustafa Rustem, 
Kommandeur von Llap und Agim Çeku, verantwortlich für die militärische Re-
strukturierung der UÇK, stehen ebenso für die bedingungslose und notfalls 
auch mit Gewalt durchzusetzende Unabhängigkeit des Kosovo (Montanari 
2000b; ICG 3/2000). Die UÇK-Kommandeure gründeten auf lokaler Ebene ei-
gene Polizeikräfte, setzten Bürgermeister ein und errichteten Straßenkontrollen. 
Respekt hatten sie nur vor den KFOR-Truppen, während die UNMIK-Polizei in 
den ersten Monaten völlig unterbesetzt war (Times 4.7.1999).  
Die internationale Verwaltung war sich der lokalen Machtbasis der UÇK und 
ihrer zweifelhaften Methoden durchaus bewußt. Die UN-Resolution 1244 
und ein entsprechendes Abkommen vom Juni 1999 sahen die Demobilisie-
rung aller Kosovo-albanischen Militäreinheiten vor. Neben dem schon er-
wähnten politischen Flügel unter der Führung von Thaçi formierte sich ein 
anderer Teil der UÇK in das Kosovo Protection Corps (KPC/TMK) um. A-
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gim Çeku, der mit US-Amerikanern schon in kroatischen Truppenverbänden 
zusammengearbeitet hatte, wurde mit der Restrukturierung der KPC beauf-
tragt. Die KPC ist ein Kompromiss zwischen dem Ziel der Kosovo-Albaner, 
eine eigene Armee aufzubauen und dem ursprünglichen Wunsch der UN-
Verwaltung, die UÇK ganz aufzulösen. Die US-Regierung hat ein auf dem 
Balkan schon bekanntes Unternehmen, die Military Professional Resource 
Incorporated (MPRI) beauftragt, die Ausbildung der Truppe zu übernehmen 
(www.mpri.com).  
Mittlerweile wurde bekannt, dass Çekus Leute sowie Teile der reorganisierten 
LPK in Waffen- und Drogenschmuggel, Korruption und in die Ausrüstung 
der UÇK-Ableger UÇPMB (Südserbien) und UÇKM (Mazedonien) verwi-
ckelt sind (REF/RL vol.6, no.11, 4/2001; Lipsius 2000; Montanari 2000b). 
Offensichtlich haben UÇK-Kommandeure während des Krieges Zugeständ-
nisse an die albanische Drogenmafia gemacht, um Waffen zu erhalten (CIS 
Intelligence Center, www.stratfor.com). Der Drogenhandel wird weiterhin ü-
ber die lang gepflegten Clanstrukturen abgewickelt, so dass die internationale 
Polizei wenig auf lokale Informanten zählen kann. Ob die UÇK-Nachfolge-
organisationen direkt in den Drogenhandel verwickelt sind oder „nur“ mit 
den entsprechenden Netzwerken zusammenarbeiten, ist nicht eindeutig fest-
zustellen. Verstärkte Razzien der KFOR und UNMIK-Polizei der letzten Mo-
nate haben jedoch die Verwicklung ehemaliger UÇK-Kämpfer in illegale Waf-
fentransporte bestätigt sowie mehrere Drogenumschlagplätze im Kosovo auf-
gedeckt (ICG 3 und 8/2000; REFE/RL vol.5, no. 34; UNMIK Police Press 
23.1.2001, www.civpol.org/unmik/PressUpdateArchi/news/220101.htm). 
Erst nach der Zuspitzung der Situation in Mazedonien griffen KFOR und 
UNMIK zu härteren Methoden. So wurde vor kurzem ein weiteres Gesetz 
zur Bekämpfung des Waffenschmuggels und der Rekrutierung von Guerilla-
Kämpfern erlassen. Außerdem hat die KFOR Grenzkontrollen ausgeweitet. 
Die albanische und die UNMIK/kosovarische Polizei vereinbarten einen Ak-
tionsplan zur Eindämmung des Grenzschmuggels (RFE/RL vol. 5, no. 34). 
Inwieweit diese Maßnahmen die gegenwärtig angespannte Situation beruhi-
gen können, ist schwer zu beurteilen. Offensichtlich ist jedoch, dass die In-
formalisierung von Staat und Gesellschaft nicht nur ein Problem des Kosovo, 
sondern auch seiner Nachbarn ist.  
In der Verbrechensstatistik der Nachkriegsphase nahmen ethnisch motivierte 
Gewalttaten den größten Stellenwert ein. Es handelte sich dabei vor allem 
um Gewalt gegen ethnische Minderheiten wie Serben, Gorani, Roma und 
Ashkenazi. Die Zerstörung von Eigentum und Ermordung oder körperliche 
Bedrohung dieser Minderheiten, führte zum Massenexodus vor allem von 
Serben. Die betroffenen Minderheiten sind in ihrer Bewegungsfreiheit stark 
eingeschränkt und haben kaum Zugang zu öffentlichen Einrichtungen, wie 
Schulen oder Krankenhäusern. Sie hängen völlig von den Strukturen der in-



424 Beate Andrees   

ternationalen Gemeinschaft ab. Abgesehen von diesen ethnisch motivierten 
Verbrechen führten auch die politischen Machtkämpfe in der Provinz zu ei-
ner Reihe von Attentaten (UNHCR/OSCE 5/2000). Unabhängige Gerichte 
gibt es bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht, so dass die meisten 
Verbrechen ungestraft bleiben.  
Ethnisch oder politisch motivierte Verbrechen sind eng mit der Ausweitung 
des informellen ökonomischen Sektors im Kosovo verbunden. Während der 
NATO-Bombardierungen und danach ergaben sich neue illegale Einkom-
mensquellen, u.a. durch die Beschlagnahmung von Wohnungen, die von 
Serben und anderen Minderheiten verlassen wurden. Da internationale Orga-
nisationen bereit sind, für eine Wohnung in Pristina 2000 DM und mehr zu 
zahlen (bei durchschnittlichen Monatseinkommen von ca. 80 DM und bei 
einer Arbeitslosigkeit von mehr als 50%), wurde Wohnraum zu einer höchst 
profitablen Ware und somit attraktiv für kriminelle Netzwerke.6 Auf ähnliche 
Weise wurden zum Beispiel Hotels, Restaurants sowie sämtliche Tankstellen 
der Provinz „privatisiert“. Ungeklärte Eigentumsverhältnisse, die anhaltende 
Rechtlosigkeit in der Provinz sowie die Konzentration von Geld und politi-
scher Macht können dazu führen, dass gerade kriminelle Netzwerke von der 
anstehenden Privatisierung profitieren werden.7 
Seit Kriegsende nutzt die albanische Mafia das Kosovo verstärkt als Basis für 
Menschenhandel und Menschenschmuggel. Mittlerweile wird davon ausge-
gangen, dass die damit verbundenen Gewinne die Einkommen aus dem Dro-
genhandel übertreffen. Schätzungen besagen, dass es weltweit ca. 20 bis 40 
Millionen illegale Migranten gibt. Ungefähr eine halbe Million Chinesen, 
Kurden, Iraner, Rumänen und andere Flüchtlingsgruppen werden jährlich 
über die berühmte „Balkanroute“ geschleust. Pro Person werden ca. 10.000 
DM verlangt. Lokale Grenzbeamte sind häufig in die Geschäfte verwickelt 
(BBC 3.8.2000; REFE/RL vol. 5, no. 27 13.4.2001). Weitaus höhere Gewinne 
werden jedoch mit dem Menschenhandel erzielt, der vor allem Frauen und 
Kinder betrifft. Menschenhandel basiert im Gegensatz zum Schmuggel auf 
reiner Ausbeutung durch Zwangsprostitution oder andere Formen der 
Zwangsarbeit (IOM 2001; UNO 2000). In Albanien und im Kosovo verlassen 
in einigen Regionen Mädchen und junge Frauen aus Angst vor Verschlep-
pung nicht mehr das Haus (Abdela 2/2000; Schwandner-Sievers 1998). Im 
Kosovo entstanden nach Kriegsende zahlreiche Klubs und illegale Bordelle, 
in denen Frauen aus Moldawien, der Ukraine, Rußland oder Rumänien unter 
unwürdigen Bedingungen zur Prostitution gezwungen werden. Nach Aussa-

                                                            
6 Gespräche der Autorin mit Vertretern humanitärer Organisationen im August 2000 in Pri-

stina und Prizren. Siehe auch Rastello (2000). 
7 In den zentralasiatischen Republiken, die eng in die Produktion und den Transport von 

Drogen verwickelt sind, lief der Privatisierungsprozess nach diesem Muster ab. Siehe dazu 
Labrousse et al. (1999).  
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gen der IOM sind die Menschenhändler vor allem Albaner, die eng mit an-
deren mafiösen Netzwerken zusammenarbeiten. Die meisten Frauen werden 
auf ihrer mehrmonatigen Reise drei- bis sechsmal verkauft, bevor sie von ei-
nem Bordell im Kosovo für ca. 1.500 bis 5.000 DM gekauft werden (IOM 
1/2001). Die wenigsten erhalten ein Gehalt für ihre „Dienste“, d.h. die Ge-
winnspannen sind enorm hoch. Mittlerweile wurden die Gesetze im Kosovo 
von der UN-Verwaltung geändert, so dass Menschenschmuggel härter bestraft 
werden kann. Die Trafficking and Prostitution Unit der UNMIK-Polizei ver-
stärkte ihre Razzien in einschlägigen Restaurants und Klubs (UNMIK-KFOR- 
UNMIK Police-UNHCR Press Briefing, 23.7.2001, www.un.org/peace/kosovo/ 
briefing/pressbrief23july01.html).  
Kriminalität, Gewalt und die Informalität politisch-ökonomischer Strukturen 
im Kosovo sind das Erbe einer jahrelangen Diskriminierung der albanischen 
Bevölkerungsgruppe sowie profitabler Verbindungen, die radikale politische 
Kräfte mit Mafianetzwerken und der Diaspora eingegangen sind. Die interna-
tionale Gemeinschaft, d.h sowohl westliche Regierungen als auch die interna-
tionalen Organisationen vor Ort, haben die Situation durch die militärische 
Unterstützung der UÇK sowie einer anfänglich ineffizienten Verwaltung vor 
Ort verschärft. Trotz eingeschränkter Erfolge bei der Verbrechensbekämpfung 
bleibt das Grundproblem der UNMIK bestehen: Sie ist nicht legitimiert und 
wird von der lokalen Bevölkerung kaum unterstützt. Der Wahlsieg der LDK 
von Ibrahim Rugova bei den Lokalwahlen im Oktober 2001 hat jedoch ge-
zeigt, dass die Mehrheit der Kosovo-Albaner die „Anarchie“ unter der inoffi-
ziellen UÇK-Herrschaft ablehnt.  

* * * 

Die vorliegende Fallstudie zur Informalisierung politischer und ökonomi-
scher Strukturen im Kosovo hat verdeutlicht, dass zwischen sogenannten 
ethnischen Konflikten sowie global agierenden Diaspora- und Mafianetzwer-
ken gefährliche Allianzen entstehen, die staatliche Institutionen dauerhaft 
schwächen können. Je stärker die militärischen Auseinandersetzungen im Ver-
laufe eines Konfliktes zunehmen, desto mehr gewinnen diese transnationalen 
Netzwerke in Verbindung mit „Warlord-Regimen“ in der Region an Einfluss. 
Diese Konzentration von finanzieller und politischer Macht ist weder demo-
kratisch legitimiert, noch kann sie – trotz ihres Gewaltmonopols – Sicherheit 
für die Bevölkerung garantieren. Zugang und Schutz wird, wenn überhaupt, 
nur nach ethnischen und oft auch geschlechtsspezifischen Kritierien gewähr-
leistet. Internationale Interventionen stärken diese Strukturen, indem sie radi-
kale Kräfte und damit auch indirekt die im Hintergrund wirkenden Netzwer-
ke militärisch und politisch unterstützen. Die Demokratisierung informeller 
Strukturen ex post läuft Gefahr, an der akkumulierten Macht dieser Netzwer-
ke zu scheitern.  
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Abkürzungen 

FARK  Bewaffnete Kräfte der Republik Kosova  
IOM  International Organisation for Migration 
KFOR  Kosovo Force 
KPC/TMK Kosovo Schutzkorps  
LKÇK  Nationale Befreiungsbewegung des Kosovo 
LDK  Demokratische Liga Kosova 
LPK/LPRK Volksfront für die Republik Kosova 
OSCE  Organisation for Security and Cooperation in Europa 
PPK   Parlamentarische Partei Kosova  
PPDK/PDK Partei des Demokratischen Fortschritts 
UÇK  Kosova Befreiungsarmee 
UÇKM  Befreiungsarmee von Mazedonien 
UÇPMB  Befreiungsarmee von Presheva, Medveda and Bujanovci 
UNMIK  United Nations Mission in Kosovo 
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„Disparater Tausch“  
Diamanten, Öl und Bürgerkrieg in Afrika 

 
 
Einleitung: der Weltbankreport 

Im Juni 2000 veröffentlichte die Weltbank einen Bericht über die Bürgerkrie-
ge in den Ländern des Südens, der von Seiten der internationalen Presse ho-
he Aufmerksamkeit erfuhr. Der Bericht stammte von Paul Collier, der die 
Forschungsgruppe zur Entwicklungspolitik bei der Weltbank leitet. Er ent-
wirft eine „Theorie der räuberischen Tätigkeit“, die sich als Interpretation der 
Bewegungen des bewaffneten Widerstands aus ökonomischer Sicht anpreist. 
Der Bericht argumentiert folgendermaßen:  
„Erst die Möglichkeit Raubzüge durchzuführen, bestimmt auch das Risiko von Konflikten 
(sprich: bewaffneten Konflikten). Die Räuberei selbst mag nur als bedauerliche Notwendigkeit 
auf dem Wege zur empfundenen Gerechtigkeit oder Macht daherkommen, die Bedingungen für 
räuberische Tätigkeit sind jedoch entscheidend. Ob ein Konflikt durch räuberische Tätigkeit mo-
tiviert, oder dadurch nur ermöglicht wird, führt zur selben Schlußfolgerung: Eine Rebellion steht 
in keiner Beziehung zu objektiven Mißständen, solange sie durch die Möglichkeit räuberischer 
Tätigkeit verursacht wird“ (Collier 2000).  

Ganz unabhängig von den Zielen der Rebellen, die den bewaffneten Wider-
stand in Gang setzen oder aufrecht erhalten, argumentiert Collier, ist es aus 
volkswirtschaftlicher Sicht letztendlich der Zugang zu Rohmaterialien, bei-
spielsweise Diamanten, der primär die Richtung der Ereignisse bestimmt. 
Colliers Bericht weist schon beim ersten Lesen zahlreiche Fehler auf. Zu-
nächst einmal basiert er auf diversen falschen Dichotomien und Pauschalisie-
rungen. Er konstatiert, daß Rebellenorganisationen wie jene in Sierra Leone 
und Angola sich vollständig auf den Export von Edelsteinen und anderen 
natürlichen Ressourcen zur Finanzierung ihrer Kriegsführung verlassen. Aller-
dings begnügt sich der Bericht nicht damit, die Rebellen in Sierra Leone und 
Angola zu verurteilen, vielmehr bemüht er diese Beispiele, um alle Guerilla-
aktivitäten zu kriminalisieren, indem er sie alle als „Manifestationen des or-
ganisierten Verbrechens“ bezeichnet (Collier 2000). Diese Pauschalisierung 
entbehrt offensichtlich jeglicher Grundlage, da sie die unterschiedlichen sozi-
alen und ökonomischen Ausgangsbedingungen der Guerillabewegungen ig-
noriert. Indem er auf den Unterschied zwischen (unbewaffnetem) Protest und 
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(bewaffneten) Rebellenbewegungen abhebt, wird eine völlig falsche Dichoto-
mie nahegelegt, insofern unterstellt wird, der gewaltlose Protest speise sich 
tatsächlich aus sozialen Mißständen, was bei militanten Bewegungen hinge-
gen nicht der Fall sei. Außerdem ignoriert Collier mit der Behauptung, sein 
Bericht stehe in „geringer oder keinerlei Beziehung zu Kriegen, die von Re-
gierungen geführt werden“, zusätzlich die Tatsache, daß kriegerische Ausei-
nandersetzungen unter Regierungsbeteiligung in Afrika und anderswo eben-
falls sehr häufig von Rohstoffexporten abhängig sind. Ein weiterer Mangel 
von Colliers Analyse besteht darin, dass er sie als ökonomische Analyse prä-
sentiert, während sie nichts weiter als eine mechanische Übung in Statistik 
darstellt. Obwohl der Autor die Aufmerksamkeit zu Recht auf eine vernach-
lässigte Thematik lenkt, unternimmt er es an keiner Stelle seines Berichts, der 
über die „wirtschaftlichen Ursachen von Bürgerkriegen“ handeln soll, die 
Rolle externer Wirtschaftskräfte wie etwa der transnationalen Unternehmen 
(TNCs) in den Bürgerkriegen der südlichen Kontinente zu analysieren. Ob-
gleich Collier eine Thematik aufgreift, für die sich lange Zeit vorwiegend ka-
pitalismuskritische Ökonomen interessierten, beispielsweise die Abhängigkeit 
der Volkswirtschaften des Südens vom Export (einzelner) Rohstoffe, verharm-
lost er die Tatsache, daß die Profite aus diesen Exporten hauptsächlich die 
TNCs bereichern, die im Norden angesiedelt sind. Collier erhebt Anklage 
gegen alle bewaffneten Rebellenbewegungen, übergeht aber die Verantwor-
tung, welche die TNCs für Kriegsverbrechen tragen, die in Angola, Sierra Le-
one und anderen südlichen Ländern auf der Basis eines Handelssystems be-
gangen werden, das es den Kriegsparteien ermöglicht, Rohmaterialien gegen 
Waffen einzutauschen. 
Nichtsdestotrotz glaube ich, daß der Weltbankbericht kritischen Volkswirt-
schaftlern und politischen Aktivisten als eine Anregung dienen sollte. 
Schließlich kommt Collier mit seiner schlechten Analyse zum Teil auch des-
wegen davon, weil es an einer systematischen Analyse der Verbindung zwi-
schen nördlichen Waffenexporten und südlichen Rohstoffexporten seitens 
der Linken bisher mangelt. Dieser Austausch von nutzlosen oder gar zerstö-
rerischen Produkten (wie Waffen) gegen natürliche Reichtümer soll im fol-
genden als Disparater Tausch bezeichnet werden. Obwohl dieses System in 
den letzten dreißig Jahren Anwendung gefunden hat, haben fortschrittliche 
Volkswirtschaftler es meines Wissens bis heute nie theoretisch erfaßt, ganz im 
Gegensatz beispielsweise zur Biopiraterie (Shiva 1998). Insofern sollte das Er-
scheinen des fragwürdigen Weltbankberichts als Erinnerung daran dienen, 
daß die Formulierung einer Theorie des Disparaten Tausches seit langem ü-
berfällig ist. Im folgenden will ich die Notwendigkeit einer solchen Theorie 
für das Verständnis der gegenwärtigen Kriege in Afrika aufzeigen. 
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Diamanten und die Finanzierung  
des angolanischen Bürgerkriegs 

Das Rohmaterial, welches neuerdings den höchsten Symbolgehalt für die Fi-
nanzierung von Bürgerkriegen im Süden eingenommen hat, sind Diamanten. 
Die Bezeichnung „Blutdiamanten“ bezieht sich auf jene Funktion der wert-
vollen Steine, die als Luxusgüter an wohlhabende Konsumenten im Norden 
verkauft zu werden. Sie kommen aus Gegenden in Afrika, die von Rebellen 
kontrolliert werden. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung von Colliers Be-
richt beherrschte die Debatte über die Blutdiamanten die Weltpresse an vor-
derster Stelle. Diese Stellung im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit verkör-
perte das zunehmende Unbehagen unter den politischen Verantwortlichen 
und den Trägern der öffentlichen Meinung des Nordens über die unmensch-
lichen Praktiken von De Beers und anderen Diamantengesellschaften. Ob-
gleich diesen Unternehmen sehr wohl bekannt ist, daß der Erlös aus Dia-
mantenverkäufen häufig der Waffenbeschaffung dient, schließen sie die Au-
gen vor den Kriegsverbrechen ihrer Zulieferer. Einige der grauenvollsten Krie-
ge, die heute in Afrika toben, können nur geführt werden, weil Rebellen gro-
ße Diamantengebiete kontrollieren. Beispiele hierfür sind die Bürgerkriege in 
Sierra Leone und Angola, und zu einem geringeren Ausmaß der internationa-
lisierte Konflikt im Kongo. Insofern ist das Beispiel der Blutdiamanten zent-
ral für unsere Diskussion über den Disparaten Tausch im Zusammenhang 
mit Bürgerkriegen.  
Obgleich sich nicht alle neueren Berichte über Blutdiamanten explizit dazu 
äußern, kann man davon ausgehen, daß es die angolanische Rebellenbewe-
gung UNITA war, die die Nutzung von Diamanten zur Kriegsfínanzierung 
historisch institutionalisiert hat (Global Witness 1998; Smilie/Gberie/Hazle-
ton 2000). Während bis zum Ende des Kalten Krieges die UNITA ihre krie-
gerischen Machenschaften dank der Finanzierung durch die USA aufrechter-
halten konnte, war die Weiterführung ihres Krieges gegen die angolanische 
Regierung in den 90er Jahren nur mit Hilfe des Abbaus und Verkaufs von 
Diamanten möglich. Dies dokumentiert ein Bericht von Human Rights 
Watch von 1994 über den angolanischen Krieg und den internationalen Waf-
fenhandel. Gleichzeitig wirft der Bericht ein scharfes Licht auf die systemati-
schen und grauenvollen Verletzungen des Kriegsrechts durch die UNITA in 
der Periode, die in Angola den Wahlen von 1992 folgte (deren Ergebnis die 
UNITA nicht anerkannte) – und die Tatsache, daß offizielle Vertreter von De 
Beers genau während dieser Periode Edelsteine aus Rebellengebieten kauften.1 

                                                            
1 Der Bericht stellt unter anderem klar: „Das De Beers Diamantenkartell und andere interna-

tionale Händler erwarben Edelsteine, die unter Verletzung angolanischer Gesetze auf Gebie-
ten abgebaut wurden, die unter Kontrolle der Rebellen standen. Zwischenhändler haben für 
den Diamantenschmuggel über die Südgrenze von Zaire Zahlungen von mehreren Hundert-
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Das Beispiel der methodischen Anwendung des Disparaten Tauschs durch 
die UNITA ist auch unter quantitativen Gesichtspunkten höchst signifikant, 
denn die Einnahmen, die sie aus Diamantenverkäufen angeblich hat, sind 
immens. Der Global Witness Bericht A Rough Trade zitiert Zahlen, denen 
zufolge sich diese Einnahmen in den Jahren 1992 bis 1998 zwischen 200 und 
700 Mio. Dollars jährlich bewegten. So beliefen sich 1993, als ein Teil der 
schlimmsten Kämpfe des gesamten Konflikts stattfand, bei denen in einem 
Zeitraum von fünf Monaten 182.000 Menschen umkamen, die Einnahmen 
der UNITA aus dem illegalen Diamantenexport auf 600 Mio. Dollar (Global 
Witness 1998). Global Witness schätzt, daß die UNITA in den sechs Jahren 
von 1992 bis 1998 insgesamt etwa 3,72 Mrd. Dollar aus dem Diamantenhan-
del eingenommen hat (ebd.).2 So überrascht es nicht, daß die Rebellenorgani-
sation während der 90er Jahre in der Lage war, die Beschaffung hoch entwi-
ckelter Waffensysteme auf dem internationalen Markt fortzusetzen, inklusive 
Panzerminen und Raketenwerfer (Human Rights Watch 1994: 47; Hage-
lin/Wezeman 2000). Zusätzlich ist das Beispiel der Anwendung des Dispara-
ten Austauschs durch die UNITA so fernab jeglicher Kontroverse, daß es so-
gar Eingang in die Resolutionen gefunden hat, die der Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen anläßlich des andauernden angolanischen Bürgerkrieges ver-
abschiedet hat. In der Resolution 864 vom September 1993, verbietet der Si-
cherheitsrat den Verkauf und die Lieferung jeglicher Waffen und jeglichen 
diesbezüglichen Materials oder militärischer Unterstützung an die UNITA 
und verlangt strenge Disziplin seitens seiner Mitglieder, um die effektive Um-
setzung des Embargos zu gewährleisten (Human Rights Watch 1994: 48). In 
einer erneuten Resolution, die fast 5 Jahre später verabschiedet wurde, Reso-
lution 1173 vom Juni 1998, legte der Sicherheitsrat einen Bann auf alle Dia-
mantenexporte aus Angola, die über kein offizielles Regierungszertifikat ver-
fügten, und verbot alle Verkäufe von Abbauausrüstung und/oder Abbau-
dienste an die UNITA (vgl. auch Global Witness 1998 zu den beiden 
Resolutionen). Obgleich es bedauerlich ist, daß die Diamantenfrage nicht                                                                                                                             

tausend Dollar an UNITA-Funktionäre geleistet. Im Januar 1993 soll UNITA-Funktionären 
von Händlern in der südlichen Stadt Tshipaka, ungefähr 70 Meilen von der angolanischen 
Grenze entfernt, 400.000 Dollar in bar ausbezahlt worden sein. De Beers schloß sein Büro 
in Tshipaka im Januar 1993 aufgrund der `Unsicherheit´, die Verbindung zu den lokalen 
Händlern wurde aber aufrecht erhalten. De Beers hat zugegeben, 1992 am `Offenen Markt´ 
500 Mio. Dollar für legal und illegal abgebaute Diamanten mit Ursprung in Angola ausge-
geben zu haben“ (Human Rights Watch 1994: 57/58). 

2 Paul Collier (2000) behauptet: „Savimbi, dem Kopf der angolanischen Rebellenorganisation 
UNITA, wurde nachgesagt, 4 Mrd. Dollar in Aktiva während des ersten Kriegs akkumuliert 
zu haben. Einen Teil davon benutzte er dazu, den zweiten zu finanzieren“ und: „Diamanten 
hatten die UNITA so reich gemacht, daß nichts, was Geber anzubieten hatten, von Interesse 
war, wohingegen erneute Raubzüge massive Gewinne boten. Es wird vermutet, daß die 
UNITA in den ersten zwei Jahren des wieder aufgeflammten Krieges um die 2 Mrd. Dollar 
aus dem Diamantenabbau erbeutet hat“ (Collier 2000: 18); allerdings ignoriert Collier völlig 
die Rolle von De Beers. Das Beispiel illustriert die Unfähigkeit des Autors, auch nur wahr-
zunehmen, daß TNCs hohe Gewinne aus der Fortsetzung von Bürgerkriegen erzielen. 
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lutionen). Obgleich es bedauerlich ist, daß die Diamantenfrage nicht schon 
früher auf die Tagesordnung kam und gleichzeitig mit der Waffenfrage be-
handelt wurde, und obwohl beide Resolutionen bis zum heutigen Tag be-
ständig verletzt wurden, ist doch die Tatsache, daß die Rolle des Disparaten 
Austauschs im angolanischen Bürgerkrieg durch UN Resolutionen betont 
wird, politisch bedeutsam. 
 
Die Struktur des internationalen Diamantenmarkts 

Um ein besseres ökonomisches Verständnis der Frage der Blutdiamanten zu 
vermitteln, müssen wir einen genaueren Blick auf den internationalen Dia-
mantenmarkt werfen. Sein wichtigstes Merkmal ist, wie schon oft betont 
wurde, die Tatsache, daß er von einer einzigen transnationalen Gesellschaft 
beherrscht wird, dem südafrikanischen Konzern De Beers, der sowohl außer-
ordentlichen Einfluß auf den weltweiten Abbau von Rohdiamanten ausübt, 
als auch gleichzeitig über Jahrzehnte hinweg eine strenge Kontrolle über die 
Vermarktung der Edelsteine. Einem detaillierten Bericht über Blutdiamanten 
aus Sierra Leone vom Januar 2000 zufolge, fördert De Beers aus eigenen Mi-
nen in Südafrika und in Partnerschaft mit den Regierungen von Botswana, 
Namibia und Tansania fünfzig Prozent der Edelsteindiamanten der Welt 
(dem Wert nach). Zusätzlich kauft De Beers Diamanten von „Außenmärk-
ten“ und verkauft sie über eine Verkaufsorganisation, die ihrer Kontrolle un-
tersteht, die Central Selling Organisation (CSO) (Smilie/Gberie/Hazleton 
2000). Obwohl die Zahlen über den genauen Prozentsatz der weltweiten 
Rohdiamanten, die über die CSO gehandelt werden, variieren, ist davon aus-
zugehen, daß es sich um mindestens sechzig Prozent handelt (Roche 2000: 
16).3 
Der CSO wird nachgesagt, als Kartell zu arbeiten, was insofern richtig ist als 
sie den Marktpreis von Rohdiamanten manipuliert.4 Einerseits ist De Beers 
bestrebt, die Menge des Marktangebots an Rohdiamanten zu regulieren in-
dem sie ihre eigene Vorratshaltung betreibt. Andererseits diktiert aber auch 
De Beers allein den Preis für die Diamantenpakete, die im CSO Hauptquar-
tier in London zusammengestellt und über eine ausgesuchte Gruppe von 160 
Zwischenhändlern, die sogenannten Sightholders, vertrieben werden. Beob-
achter sind sich einig, daß es der Gesellschaft über Jahrzehnte hin mit gering-
fügigen Einschränkungen möglich war, entscheidenden Einfluß auf den Preis 

                                                            
3 Marc Roche stellt fest, daß De Beers am Ende der 80er Jahre zwar fast die gesamte Diaman-

tenproduktion der Welt absorbierte, daß sich aber in letzter Zeit einige Staaten aus der Kon-
trolle der Gesellschaft befreien konnten und so den Zugriff von De Beers auf den Diaman-
tenabsatz reduzierten. 

4 Mandel (1974: 402) listet Kartelle unter den verschiedenen Formen der Kapitalkonzentration 
auf, betont aber, daß Kartelle Gruppierungen sind, innerhalb derer die partizipierenden Un-
ternehmen ihre Unabhängigkeit wahren. 
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für Rohdiamanten auf dem Weltmarkt auszuüben und es ist bekannt, daß 
durch die Manipulation von Angebot und Nachfrage künstlich hohe Markt-
preise unterstützt wurden (Smilie/Gberie/Hazleton 2000: 25). Obgleich sich 
die Monopolstellung von De Beers über den internationalen Diamantensek-
tor zu lockern scheint, ist es wenig wahrscheinlich, daß die Gesellschaft ihre 
doppelte Kontrolle über den Abbau und die Vermarktung der Edelsteine 
aufgeben wird – so lange nicht bis Konkurrenten, Kampagnen und die poli-
tisch Verantwortlichen sie dazu zwingen. 
Die Rolle von De Beers legt einen Vergleich mit der Situation auf dem inter-
nationalen Ölsektor nahe. Sowohl auf dem Rohölmarkt als auch auf dem 
Markt für Rohdiamanten existiert ein monopolistischer Kontrollmechanis-
mus zum Zweck der Preisfestlegung, im ersten Fall das Kartell erdölproduzie-
render Länder, und im zweiten Fall eine einzige transnationale Abbaugesell-
schaft. Diese Ähnlichkeit der zwei Sektoren mag seinen Ursprung in der Tat-
sache finden, daß beide aus einem System des Disparaten Tauschs hervorge-
gangen sind. Gleichzeitig entblößt dieser Vergleich aber auch die Tatsache, 
daß der Druck, den die südlichen Staaten über Angebot und Preise auf dem 
internationalen Diamantensektor ausüben, relativ gering ist. Während die 
südlichen Produzentenländer, die ihre Kräfte in der OPEC vereint haben, 
gemeinschaftlich den Marktpreis für Öl festlegen, übernimmt dies im Fall der 
Diamanten eine einzige transnationale Gesellschaft, die die peripheren 
Volkswirtschaften dominiert. Insofern ist auch die Gefahr, daß periphere 
Länder im Zuge des Disparaten Austauschs von Diamanten gegen Waffen 
ausbluten, besonders hoch. 
Die Theorie des Disparaten Tauschs zwingt uns zu der Frage, in welchem 
Ausmaß die Fortsetzung der grauenvollen Bürgerkriege in Angola und an-
dernorts in Afrika untrennbar mit der Existenz monopolistischer Kontrolle 
über den Diamantensektor zusammenhängt. Kürzlich wurden in Form von 
Empfehlungen im Rahmen von Forschungsberichten, Ratschlägen eines UN-
Expertenforums etc. verschiedene Regulationsmechanismen vorgestellt, mit-
tels derer Blutdiamanten aus dem internationalen Handel entfernt werden 
sollen. Einige dieser Vorschläge beinhalten die Einführung eines Herkunfts-
zertifikats, um den Schmuggel von Rohdiamanten aus Gebieten, die sich un-
ter Kontrolle von Rebellen befinden, zu unterbinden (Smilie/Gberie/Hazle-
ton 2000; IISS 2000). Daß der Vorschlag, ein Zertifizierungssystem einzurich-
ten, vom Welt Diamanten Kongreß im Juli letzten Jahres angenommen wur-
de, wurde als größeres Zugeständnis seitens De Beers angesehen. Trotzdem 
werden ohne eine vollständige Umgestaltung des Diamantensektors weiterhin 
die produzierenden Länder, besonders in Afrika, zu den Opfern des manipu-
lativen Vorgehens von De Beers gehören und einen außerordentlich schweren 
Stand haben, diese Versklavung unter dem System des Disparaten Tauschs zu 
durchbrechen. 
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Öl und die Finanzierung des angolanischen Bürgerkriegs 

Ein weiteres strategisch unerläßliches Rohmaterial in Afrikas Bürgerkriegen 
stellt Öl dar, und auch hier ist es außerordentlich lehrreich, den angolani-
schen Fall zu diskutieren. Die Erfahrung, die die angolanische Regierung mit 
dem Disparaten Tausch gesammelt hat, ähnelt in gewisser Hinsicht sehr stark 
denen nahöstlicher Staaten, denn schließlich gibt es mehr als nur eine Ver-
bindung zwischen den angolanischen Ölexporten und dem Waffenimport, 
um die UNITA zu bekämpfen. Zunächst einmal besteht eine budgetmäßige, 
d.h. indirekte Korrelation zwischen den beiden Handelsströmen. Einerseits ist 
das Öl für über 90% der Exporteinnahmen des Landes verantwortlich. In den 
90er Jahren erzielte der angolanische Staat ein jährliches Öleinkommen zwi-
schen 1,8 und 3 Mrd. US-Dollar. Wie Global Witness berichtet, sorgte das 
Öl für den Großteil der Staatseinnahmen während des vergangenen Jahr-
zehnts. Andererseits besagen offizielle Daten, daß „Verteidigung und öffentli-
che Ordnung“ den größten Posten bei den Staatsausgaben einnehmen. In 
den Jahren zwischen 1994 und 1997 schwanken die Ausgaben Berichten zu-
folge um die 35%-Marke (Global Witness 2000). Allein auf Basis dieser 
Haushaltszahlen läßt sich schließen, daß der angolanische Staat – wie auch 
sein Gegenspieler UNITA – dem Mechanismus des Disparaten Tauschs aus-
gesetzt ist. 
Aber das Material zum Nachweis der behaupteten Korrelation beschränkt 
sich nicht nur auf Haushaltsdaten. Global Witness argumentiert in seinem 
gut recherchierten Bericht A Crude Awakening weiterhin, daß nicht nur ein 
Großteil des Geldes, welches die Ölgesellschaften für die vertraglich abgesi-
cherten und von der angolanischen Regierung garantierten Bohrrechte zah-
len, zur Waffenbeschaffung bestimmt ist; zusätzlich habe die Regierung 
durch ausländische Makler zwischen Mitte 1997 und Mitte 1998 eine ganze 
Reihe „ölgestützter Kredite“ erhalten und ein Großteil dieser Kredite (die ins-
gesamt 900 Mio. US-Dollar betragen haben sollen) sei ebenfalls zum Waffen-
kauf verwendet worden. Die angolanische Regierung versucht sogar, den 
Krieg über ausländische Anleihen fortzusetzen, die über die Belastung künfti-
ger Ölexporte abgesichert werden (Global Witness 2000). In diesen Fällen 
funktioniert der Disparate Tausch nicht als reiner Tauschhandel, er ist viel-
mehr über Geld und auch über Kredit vermittelt. So weit ich weiß, hat die 
angolanische Regierung sich bisher an keiner Stelle dafür entschieden, 
Tauschhandelsabkommen zu unterzeichnen, d.h., ohne Vermittlung durch 
Geld als gängigem Äquivalent Öl direkt gegen Waffen einzutauschen. Aller-
dings haben in einigen Fällen ausländische Firmen, von denen bekannt ist, 
daß sie Waffen an die angolanische Regierung geliefert haben, eine Zahlung 
in Form von Aktien (Anteile an Ölbohrkonzessionen) erhalten (ebd.). Da 
diese Aktien ihre Besitzer indirekt an dem Profit aus der Ölförderung beteili-
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gen, besteht hier eine sehr enge Korrelation zwischen Waffenimporten und 
Ölexporten. Ein ähnlich klares Beispiel des Disparaten Tauschs stellen die 
Konzessionen zur Diamantenförderung dar, die das transnationale Söldner-
unternehmen Sandline International in Sierra Leone im Tausch für gelieferte 
Waffen erhielt (Smilie/Gberie/Hazleton 2000). 
Und schließlich illustriert das Beispiel des angolanischen Öls noch zusätz-
lich, was die Besonderheit des disparaten Austauschs gegenüber dem Mecha-
nismus des nur Ungleichen Tauschs ausmacht. Seit Beginn der Ölförderung 
1973 war Angola über Jahre hinweg in der Lage, seine Ölproduktion auszu-
dehnen, und eine weitere Expansion in den kommenden Jahren ist abzuse-
hen (Global Witness 2000). Wenn der internationale Ölpreis, wie kürzlich, 
hoch ist, so scheinen sowohl das Land als auch andere Ölproduzenten zu 
gewinnen. In den Worten von Global Witness nennt sich das „doppelter 
Gewinn“, sowohl hinsichtlich der Wertsteigerung der Ölexporte als auch auf-
grund der Tatsache, daß neue Anleihen möglich werden (ebd.). Diese Zuge-
winne existieren jedoch nur dem Schein nach, denn weder die Ölpreissteige-
rungen noch eine quantitative Produktionssteigerung tragen – unter den herr-
schenden Bürgerkriegsbedingungen – dazu bei, Angolas wirtschaftliche Posi-
tion innerhalb des globalen kapitalistischen Systems zu verbessern. Wegen 
der kompletten Fesselung des Landes in die Handelsstruktur des Disparaten 
Tauschs sahen die Konsequenzen jeder Fördermengensteigerung oder jedes 
Preisanstiegs innerhalb der letzten 25 Jahre aus wie folgt: höhere Verluste ei-
nes wertvollen Rohstoffs, weitere Waffenimporte und immer weiterer wirt-
schaftlicher Abstieg und Zerstörung menschlicher Leben. 
 
Die Rolle von Söldnern im System des Disparaten Tauschs 

Ein wichtiges Merkmal der gegenwärtigen Bürgerkriege, die in Zusammen-
hang mit der Ausbeutung von Rohstoffen stehen, ist die Beschäftigung von 
Söldnern. Um den disparaten Austausch im Rahmen von Bürgerkriegen auf-
recht zu erhalten, müssen TNCs und andere Gesellschaften, die mit dem 
Abbau von Rohstoffen befaßt sind, die Dienste einer verläßlichen Schutz-
macht in Anspruch nehmen. Schließlich können andauernde bewaffnete 
Konflikte in den peripheren Ländern, in denen TNCs tätig sind, ihre Gewin-
ne gefährden. Deshalb müssen sie sicherstellen, daß der Abbau von Rohdia-
manten ohne größere Unterbrechungen fortgesetzt werden kann, und sie 
müssen den Schutz der Pipelines, die Rohöl von den Ölfeldern transportie-
ren, gegen mögliche Sabotageakte durch feindliche Kräfte des laufenden Bür-
gerkrieges organisieren. Wo der imperialistische Tauschmechanismus von 
Rohstoffen gegen Waffen auf Staaten trifft, die volle Kontrolle über ihr Terri-
torium ausüben, scheinen die Versorgungswege der TNCs (zumindest auf 
kurze Sicht) nicht gefährdet zu sein. Wo die TNCs jedoch, wie in Afrika, den 
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Disparaten Tausch im Zusammenhang mit Bürgerkriegen aktiv ermöglicht 
haben, benötigen sie die Dienste professioneller Söldner zur Bewachung ihrer 
Versorgungswege.  
Söldner, d.h. professionelle Kämpfer, die ihre militärischen Dienste gegen ei-
ne angemessene Bezahlung zur Verfügung stellen, sind natürlich kein neues 
Phänomen. Sie existierten bereits während des Kalten Krieges, wo sie im Sold 
der Kolonialmächte und deren Klientenstaaten standen und gegen erfolgrei-
che Guerillabewegungen eingesetzt wurden, die für nationale und soziale Be-
freiung kämpften. Im Zeitalter der Globalisierung haben Söldnerheere ganz 
eigene unternehmerische Strukturen entwickelt. Sie verfügen über eine weit-
aus größere Operationsfähigkeit, die sie eine Vielzahl militärischer Funktio-
nen auf Vertragsbasis wahrnehmen läßt: von Waffentraining und Ausbildung 
bis hin zur Austragung von Stellvertreterkriegen. Bis in die späten 90er Jahre 
schossen Söldnerorganisationen wie Pilze aus dem Boden. Einige dieser Or-
ganisationen, z.B. Executive Outcomes, eine Gesellschaft mit Ursprung in 
Südafrika, führten gegen gute Bezahlung gleichzeitig Operationen für die Re-
gierungen mehrerer afrikanischer Länder aus. In Anbetracht ihres kommer-
ziellen Charakters fällt es Söldnerorganisationen nicht schwer, je nach Inte-
ressenlage ihrer Auftraggeber oder der angebotenen Entlohnung, die Loyalitä-
ten zu wechseln. 
Während in der Vergangenheit Söldner häufig als Kreuzfahrer gegen den 
Kommunismus antraten, ist dies im Zeitalter der Globalisierung und des Sys-
tems des Disparaten Tauschs nicht mehr möglich, die gegenwärtigen Söldner-
tätigkeiten besitzen nicht mehr den geringsten ideologischen Anstrich. Die 
Firma Gurkha Security Guards beispielsweise soll Schutzfunktionen für das 
britische Bergwerksunternehmen Lonrho in Mosambique ausgeübt haben, 
Sandline International, ein weiteres aus Großbritannien stammendes Söld-
nerunternehmen, unterhält angeblich enge Verbindungen mit Tochterfirmen 
der Diamantenindustrie (Smilie/Gberie/Hazleton 2000). Ein besonders deut-
liches Beispiel zur Illustration der unideologischen Natur heutigen Söldnertä-
tigkeit sind die Aktivitäten von Executive Outcomes in Angola. Sie hatte zu-
nächst mit der UNITA zusammengearbeitet, 1992 hatte sie dann im Auftrag 
der angolanischen Regierung Ölfelder der TNCs geschützt und Mitte der 
90er Jahre eroberte sie von der UNITA einige Diamantenminen zurück, wel-
che De Beers mittlerweile lieber unter der legalen Herrschaft des angolani-
schen Staats bewirtschaften wollte (Jung 2000: 14). 
Eine Veröffentlichung des Internationalen Komitees des Roten Kreuzes in 
den späten 90er Jahren unter dem Titel Krieg, Geld und Überleben faßt die 
enge Verbindung zusammen, die heute zwischen Rohstoffen, Bürgerkriegen 
in Afrika und den Operationen von Söldnerheeren besteht. Die IKRK-
Veröffentlichung besagt, daß in den 90er Jahren in Afrika angesichts der 
Schwäche der meisten staatlichen Armeen die „Nachfragebedingungen“ für 
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die Privatisierung von Kriegen besonders gut waren. Während die regulären 
Armeen schwach waren, verfügten die Regierungen häufig über Zugang zu 
natürlichen Ressourcen, „die zur Bezahlung von Außenstehenden genutzt 
werden konnten, damit diese ihr militärisches Wissen zur Verfügung stellen“. 
Daher „gibt es auf jeden Fall eine sehr starke Korrelation“ zwischen natürli-
chen Ressourcen und dem Einsatz von Söldnerheeren (Nossal 200: 37). Im 
Umkehrschluß wird weiter gefolgert, daß „private militärische Organisationen 
in afrikanischen Konflikten nicht zum Einsatz kommen, wenn keine Ressour-
cen auf dem Spiel stehen“ (ebd.). Damit bestätigt die IKRK Veröffentlichung, 
daß Söldnerheere zum militärischen Flügel der imperialistischen Handels-
strukturen des Ungleichen und Disparaten Tauschs geworden sind. 
 
Disparater Tausch und die dauerhafte Abschöpfung  
des afrikanischen Kontinents 

Das Beispiel Angola illustriert besonders plastisch die Bedeutung des Dispa-
raten Tauschs. Als theoretisches Konzept wurzelt der Disparate Tausch in der 
älteren Theorie des Ungleichen Tauschs, welche sich mit der ständigen Ab-
schöpfung der Ressourcen südlicher, peripherer Volkswirtschaften beschäftigt: 
aufgrund ihrer Abhängigkeit vom Rohstoffexport und der beständigen Ver-
schlechterung ihrer terms of trade. Disparater Austausch wie er sich im ango-
lanischen Beispiel darstellt, führt aber nicht nur zu einer Abschöpfung von 
Ressourcen, zum Transfer des Reichtums von Süd nach Nord, sondern vor 
allem zu Verarmung und Zerstörung aufgrund des Gebrauchs von Waffen, 
die von den Kriegsparteien mit Einkünften bezahlt werden, die sie aus dem 
Verkauf von Diamanten, Öl und anderem einheimischen Reichtum erzielten. 
Die Zahlen, die der Human Development Report des UNDP angibt, un-
terstreichen, daß, obwohl das Land reich mit natürlichen Ressourcen 
ausgestattet ist, das angolanische Volk heute unter massiver Armut und 
Verelendung leidet (Global Witness 1998).5 
Aber das angolanische Beispiel steht bei weitem nicht allein. Disparater 
Tausch kennzeichnet genauso die Vorgehensweise konkurrierender Parteien 
im westafrikanischen Sierra Leone. Die Weltpresse hat der Tatsache viel Auf-
merksamkeit geschenkt, daß die Rebellenbewegung des Landes, die R.U.F., 
sich der grauenvollsten Methoden bedient hat, um im Bürgerkrieg die Ober-
hand zu gewinnen. Und es ist gleichermaßen kein Geheimnis, daß die R.U.F. 
ihren Krieg mittels Diamanten finanziert, die über Liberia und andere Nach-

                                                            
5 Global Witness bezieht sich auf Daten aus dem Human Development Report der UNDP 

von 1997: Angola nahm unter 175 aufgelisteten Ländern den 157. Platz ein; mehr als 82% 
der Menschen leben in „absoluter“ oder „relativer“ Armut, nur 35% der Bevölkerung hatten 
Zugang zur Gesundheitsversorgung, und die Kindersterblichkeitsrate für Kinder unter 5 Jah-
ren lag bei 320 von 1000! 
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barländer geschmuggelt werden. Aber auch die Regierungsseite in Sierra Leo-
ne verläßt sich auf Rohstoffe zur Kriegsfinanzierung, nur daß in diesem Falle 
die Verkäufe nicht allein auf Diamanten beschränkt sind. Wie erst kürzlich in 
Le Monde Diplomatique enthüllt wurde, treiben rivalisierende Unternehmen, 
die sich um Abbaukonzessionen drängeln, die militärischen Kampagnen bei-
der Seiten voran (Perez 2000: 4/5). Und es besteht keinerlei Mangel an Be-
weisen, daß auch in diesem Fall der Tausch von Rohstoffen gegen Waffen 
das Wohl der Bevölkerung des Landes unterminiert hat. Sierra Leone ist ein 
weiteres Land, das herangezogen werden kann, um die Folgen des Disparaten 
Tauschs zu illustrieren. 
Die These vom Ungleichen Tausch, die seit 1949 zunächst aufgrund empiri-
scher Untersuchungen unter Federführung der Vereinten Nationen, und spä-
ter durch die theoretischen Bemühungen marxistisch orientierter Ökonomen 
(Emmanuel 1972; Amin 1974) erhärtet wurde, beinhaltete, daß „periphere“ 
Länder einem beständigen Prozess des Ressourcenabflusses unterworfen seien. 
Angesichts der Tatsache, daß Afrikas Rolle innerhalb des Welthandels vor al-
lem vom Export von Diamanten, Öl, Kobalt, Bauxit und anderen Rohmate-
rialien abhängt, ist der Kontinent viel stärker von den wechselnden Terms of 
Trade von Rohstoffen betroffen als andere Kontinente und Regionen des Sü-
dens. Es ist kein Zufall, daß die Organisation Afrikanischer Einheit (OAU) 
1990, als die USA und andere imperialistische Staaten starke Anstrengungen 
unternahmen, um die Debatte über Ungleichen Tausch zu beenden, eine Re-
solution verabschiedete, die an die Welt appellierte, die schwerwiegenden 
Terms of Trade Shocks zur Kenntnis zu nehmen, unter denen die afrikani-
schen Volkswirtschaften litten (The Netherlands Ministry of Foreign Affairs: 
19/20).6 
Trotzdem haben die afrikanischen Länder weitaus größere Rückschläge durch 
Disparaten als durch Ungleichen Tausch erlitten. Wie eine Krake hat sich das 
System des disparaten Austauschs in den letzten Jahren weiter ausgebreitet, 
und hält inzwischen auch den Kongo mit seinen großen natürlichen Res-
sourcen in seinen Tentakeln gefangen.7 Die in Angola, Sierra Leone, dem 
Kongo und anderen reich ausgestatteten afrikanischen Ländern gemachten 
Erfahrungen beweisen, daß das System des Disparaten Tauschs nicht nur für 
den Transfer des Reichtums vom Süden in den Norden steht. Denn Hand in 
Hand mit dieser wirtschaftlichen Ungerechtigkeit werden den Menschen in 
Afrika Verletzungen zugefügt, die nichts anderes als ein kollektives kriminel-
les Unrecht darstellen. Denn während wertvolle Rohstoffe zu produktiven 

                                                            
6 Henk Overbeek (2000) zufolge fiel das Preisniveau für Primärprodukte, die 80% des afrika-

nischen Exports ausmachen, zwischen 1997 und 1999 um ein Viertel. 
7 Internationale Kampagnen zum Thema Rohstoffe und Kriege in Afrika haben sich bisher 

wenig mit den Kriegsursachen im Kongo befaßt, obgleich das Land zweifelsohne ein strate-
gisches Ziel transnationaler Bergwerksgesellschaften ist (vgl. Baracyetse o.J.). 
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und zu Konsumzwecken in den Norden transportiert werden, werden die 
Mittel der Zerstörung, die im Austausch für diese Rohstoffe nach Afrika im-
portiert werden, in einer ständig wachsenden Reihe von Bürgerkriegen und 
regionalen Auseinandersetzungen „konsumiert“. Die Folgen des Disparaten 
Tauschs bestehen also nicht nur in Verlusten, sondern in einer unermeßli-
chen Zerstörung. Obwohl einige nahöstliche Länder trotz des Disparaten 
Tauschs eine gewisse Entwicklung erfahren haben, ist die Bilanz für die afri-
kanischen Länder durchweg negativ. 
 
Schlußfolgerung: Afrika im System Disparaten Tauschs 

Um Afrikas Stellung innerhalb des Systems des Disparaten Tauschs besser zu 
verstehen, empfiehlt sich ein kurzer Vergleich zwischen der Anwendung die-
ses Handelssystems im Nahen Osten einerseits und im afrikanischen Kontext 
andererseits. Die Unterschiede zwischen den beiden Regionen sind immens. 
Obgleich man in beiden Fällen einen Austausch von Rohstoffen gegen Waf-
fen feststellen kann, variiert doch der konkrete Kontext, innerhalb dessen 
sich dieser Disparate Tausch abspielt, signifikant. Im Nahen Osten behalten 
die Staaten die Kontrolle über die entscheidende natürliche Ressource der 
Region, das Öl, und das Handelssystem des Disparaten Tauschs hat haupt-
sächlich zwischenstaatliche Konflikte hervorgebracht. Im Gegensatz dazu ist 
das Muster des Disparaten Tauschs in Afrika in erster Linie über Bürgerkriege 
institutionalisiert worden, die sich zwar in keiner Weise unblutiger präsentie-
ren als die im Nahen Osten ausgefochtenen Golfkriege, aber nichtsdestotrotz 
einer völlig anderen Dynamik unterliegen. 
Ein weiterer, damit zusammenhängender Unterschied beinhaltet das Ausmaß 
der Waffenlieferungen in die entsprechenden Regionen. Während der Nahe 
Osten schon lange einen großen Anteil am Fluß von Waffen und Rüstungs-
systemen aus dem Norden in den Süden hatte, ist der afrikanische Anteil am 
internationalen Waffenhandel vergleichsweise klein. Einige Länder gelten zwar 
als besonders kaufkräftige Kunden, besonders Südafrika, das 1999 Waffenim-
porte im Wert von 5 Mrd. US-Dollar orderte (Hagelin/Wezeman and Weze-
man 2000)8, und Angola, dessen Einkaufspraxis bereits erläutert wurde. Aller-
dings verfügen die meisten Staaten und Konfliktparteien über so geringe Fi-
nanzmittel, daß sie sich lediglich den Erwerb kleiner Waffen, Munition und 

                                                            
8 „1999 unterzeichnete Südafrika Verträge im Wert von 29,99 Mrd. Rand (etwa 5 Mrd. US-

Dollar) für Waffenlieferungen ausländischer Firmen. Im Gegenzug haben sich diese Firmen 
verpflichtet, über Gegenkäufe und Investitionen in Südafrika Geschäfte im Wert von insge-
samt 104 Mrd. Rand (etwa 17,3 Mrd. US-Dollar) zu machen, aber solche Kompensations-
pläne können sich über eine Periode von 10 bis 15 Jahren erstrecken und werden mögli-
cherweise nie umgesetzt. Trotz der hohen Kompensationen, die man Südafrika bot, ent-
schied es sich allerdings, die Entscheidung über zwei Drittel der geplanten Käufe für die 
Luftwaffe auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben“ (ebd.). 
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Minen leisten können. Während das Sipri Jahrbuch 2000 darüber spekuliert, 
daß das Gewicht des nahöstlichen Marktes in Zukunft noch anwachsen kön-
ne, ist Afrikas Anteil seit den 70er Jahren in quantitativer Hinsicht bis hin 
zur Unwesentlichkeit geschrumpft. Manche Quellen datieren den Anteil des 
Kontinents am weltweiten Waffenimport auf 2,3% und weniger (US Depart-
ment of State 2000). 
Das hat unter anderem zur Folge, daß sich die Profile der transnationalen 
Konzerne, die von der Praxis des Disparaten Tauschs profitieren, in den bei-
den Regionen erheblich unterscheiden. Im Fall des Nahen Ostens gehören 
sowohl die größten Hersteller von Vernichtungswaffen aus dem Norden, d.h. 
Rüstungsproduzenten mit Sitz in den USA, Großbritannien, Frankreich etc., 
als auch die „sieben Schwestern“, d.h. die mächtigsten Ölgesellschaften, dazu. 
Im Falle Afrikas beschränken sich die Nutznießer des Disparaten Tauschs 
hauptsächlich auf Rohstoffe ausbeutende Gesellschaften wie die Monopolge-
sellschaft auf dem Diamantensektor, De Beers, und die Ölgesellschaft Elf 
Aquitaine. Die direkten Nutznießer des Waffenhandels umfassen dagegen vie-
le Zwischenhändler, Luftfahrtgesellschaften und mittelständische Unterneh-
men (viele von ihnen mit Sitz in Osteuropa) (Wood/Peleman 1999), und die 
weniger großen Rüstungsunternehmen. In Anbetracht der ungeheuren Ver-
armung des Kontinents gibt es in Afrika nur wenige Kunden für militärische 
TNCs . 
Trotzdem wäre es falsch anzunehmen, daß Afrika nur eine unbedeutende 
Rolle innerhalb der Struktur des Disparaten Tauschs einnehmen würde. Ganz 
im Gegenteil! Die Erfahrungen, die hier mit dem Disparaten Tausch gemacht 
wurden, hauptsächlich im Zusammenhang mit den vielfältigen Bürgerkriegen 
des Kontinents, zeigt den habgierigen transnationalen Akteuren, die den 
Weltmarkt dominieren, ein weitgefächertes Betätigungsfeld. Denn wo sich der 
methodische – legale wie illegale – Parallelexport ein und desselben Rohstoffs 
über verfeindete Kräfte in Bürgerkriegen als zunehmend effizient herausstellt, 
wo die Mechanismen zum Schutz von Abbaugebieten und Pipelines durch 
Söldner zunehmend ausgefeilter werden, wo sich diesem System immer weite-
re Rohstoffe hinzugesellen, und wo die Ideologie des Freihandels ihre Vor-
herrschaft zunehmend behauptet – da drängt sich den TNCs die Nachbil-
dung eben dieses Handelssystems auch in anderen geographischen Regionen 
der Welt von selbst auf. Ganz gleich wie negativ die Bilanz afrikanischer Bür-
gerkriege für die Bewohner des eigenen Kontinents ausfallen mag – vor dem 
Hintergrund seiner Bürgerkriege hat sich der Disparate Tausch als modernes 
System der Ausbeutung für all jene bewährt, die die kapitalistische Weltwirt-
schaft beherrschen.  

Übersetzung aus dem Englischen von Tine Koschmieder 
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Das Geheimnis einer faszinierenden  
Leidenschaft – Kriegsdiamanten 

Die Internationale Kampagne Fatal Transactions 
 
 
Über die skrupellose Ausbeutung von Bodenschätzen in Afrika informiert die 
internationale Kampagne Fatal Transactions. Von medico international1 ge-
meinsam mit den europäischen Partnerorganisationen global witness2, 
NOVIB (Netherlands Organization for International Development Coopera-
tion) und NIZA (Netherland Institute on Southern Africa) gegründet, hat es 
sich die Kampagne zur Aufgabe gemacht 
– über Geschäfte, die Kriege in Afrika in Gang halten, aufzuklären; 
– internationale Unternehmen zum Rückzug aus dem schmutzigen Rohstoff-
handel zu bewegen; 
– Konzerne, die in den vergangenen Jahrzehnten an dem illegalen Handel 
profitiert haben, für die Beseitigung der Kriegsschäden und die Entschädi-
gung der Opfer verantwortlich zu machen. 

Von den milliardenschweren Geschäften mit Bodenschätzen wie Diamanten, 
Öl und neuerdings auch Coltan profitieren internationale Unternehmen ge-
nauso wie korrupte Politiker, Warlords, Waffenhändler und private Söldner-
firmen. Sie konkurrieren und kooperieren miteinander (je nach Bedarf) und 
sorgen so für die Weiterführung der Kriege. 
Ein zentrales Thema von Fatal Transactions ist der Diamantenhandel in An-
gola, in Sierra Leone und in der DR Kongo. 
Beispiel Angola. Seine Bodenschätze machen Angola zum potentiell 
viertreichsten Land der Welt. Mit dem Schmuggel der reichen Diamanten-
vorkommen finanziert die angolanische Rebellenbewegung UNITA (Natio-
nalunion für die volle Unabhängigkeit Angolas) seit fast 30 Jahren ihren 

                                                            
1 Die Frankfurter Hilfsorganisation medico international initiierte die „Internationale Kam-

pagne zum Verbot von Landminen“ und erhielt 1997 für dieses Engagement mit gemeinsam 
Partnerorganisationen den Friedensnobelpreis. 

2 Global witness machte sich in den vergangenen Jahren mit aufsehenerregenden Studien zum 
Diamanten- und Ölhandel in Angola einen Namen und hat maßgeblich zum Zustande-
kommen des sog. „Kimberley-Prozesses“ beigetragen, in dem Vertreter aus 38 Regierungen, 
der Hohe Diamantenrat, UN-Vertreter und Nichtregierungsorganisationen einen ausführ-
lichen Richtlinienkatalog erarbeiten, der die Einhaltung des Embargos sicherstellen soll. 
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Krieg gegen die MPLA-Regierung (Volksbewegung für die Befreiung Angolas). 
Die Regierung ihrerseits finanziert den Krieg maßgeblich durch den Ölhan-
del. Die Kontrolle der reichen Bodenschätze wurde immer mehr zur Ursache 
des Krieges. Die Waffenlieferungen aus Bulgarien, den USA und Russland ga-
rantieren logistisch die Weiterführung des Krieges auf beiden Seiten. Der 
Krieg hat über 500 000 Angolanerinnen und Angolanern das Leben gekostet, 
zehntausende sind nach Unfällen mit Landminen verkrüppelt. Beide Kon-
fliktparteien terrorisieren die Zivilbevölkerung und plündern sie aus. Die mu-
tigen Friedensbemühungen der angolanischen Zivilgesellschaft werden immer 
wieder zunichte gemacht. Soweit die dramatischen Zahlen, die sich weiter 
fortführen und auf andere Länder in Afrika ausdehnen ließen. 
 
Jahrzehntelang hat der Marktführer De Beers bedenkenlos die Steine aus 
Kriegsregionen gekauft, so auch die der UNITA in Angola, die mit ihrem 
jährlichen Verdienst von ca. 500 Millionen US$ ihre Waffenkäufe finanziert. 
Noch heute handeln viele Diamantenkonzerne mit Steinen aus Krisengebieten, 
auch unter den Vorräten von De Beers finden sich viele Kriegsdiamanten. 
Die Diamantenindustrie lebt in doppelter Hinsicht vom symbolischen Wert 
der Diamanten. Zum einen verkörpern die Steine die Stereotypen der unver-
gänglichen Liebe, des Glücks und des Wohlstands – jeder kennt die großen 
Anzeigen auf Plakatwänden und in den Hochglanz-Zeitschriften. Zum ande-
ren lebt die Branche von dem selbstgeschaffenen Mythos, die Steine seien 
selten. De Beers hält Vorräte im Wert von ca. 2,5 Mrd. US$ zurück, um den 
Preis künstlich hoch zu halten. Die Kunden bezahlen Millionen für Diaman-
ten, deren Wert jedoch ausschließlich in der Vorstellung ihrer Käufer und 
Käuferinnen existiert: »Nimm den Steinen ihre symbolische Kraft und der ge-
samte Markt bricht zusammen.« (Stan Correy, Diamantenexperte). Aus die-
sen Gründen hat die Diamanten-Industrie Angst vor einem Imageschaden, 
die Fatal Transactions nutzen konnte. 
Als Fatal Transactions im Herbst 1998 begann, öffentlich über die Schatten-
seiten der begehrten Steine zu berichten, reagierte die Diamantenbranche 
nervös. Um drohenden Umsatzverlusten zuvorzukommen, versprach De 
Beers in einem Brief an medico, ab sofort auf den Handel mit Kriegsdiaman-
ten verzichten zu wollen. Auch der World Congress of Diamonds beschloß im 
Sommer 2000, in Zukunft keine Schlupflöcher für Kriegsdiamanten zu lassen. 
Unterzeichnet wurde die Resolution auf oberster Ebene: vom Internationalen 
Diamantenherstellerverband und dem Weltbund der Diamantenbörsen. 
Bald wurde jedoch klar, dass das bestehende UN-Embargo gegen Kriegsdia-
manten Schlupflöcher läßt: Die angolanische UNITA z.B. verkauft über ein 
Netz von Händlern und Gesellschaften weiterhin jährlich Diamanten im 
Wert von mind. 4 Millionen US$ auf den Märkten in Europa. 
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Fatal Transactions fordert daher: 
– Alle Diamantenkonzerne, Händler und Regierungen sollen ihren Handel 
transparent gestalten. 
– Die am Diamantenhandel beteiligten Akteure müssen verpflichtet werden, 
mit Prüfinstanzen – unabhängigen Experten – zusammenzuarbeiten. 
– Diamantenhändler, die sich nicht an das Embargo halten, sollen auf eine 
schwarze Liste gesetzt und von allen Diamantenbörsen ausgeschlossen wer-
den. 
– Die Kommission darf die Vergabe eines Herkunftszertifikates nicht aus-
schließlich vom Exportland abhängig machen. Bislang gilt das Ankaufland 
gleichzeitig als Herkunftsland. 

In einem Brief an den Bundesverband der Juweliere fragte medico nach, wie 
sie sicherstellen können, dass keine Diamanten nach Deutschland gelangen, 
deren Herkunft nicht einwandfrei geklärt ist. Eine Antwort steht bis heute 
aus. Mit einer Postkartenaktion sollen Juweliere im gesamten Bundesgebiet 
gedrängt werden, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten um die Durchsetzung 
des Embargos zu bemühen. 
 
Fatal Transactions geht weit über die Forderung nach Einhaltung des Embar-
gos hinaus. Die Kampagne sieht es als ihre Aufgabe an, die ökonomischen 
Interessen, die Regierungen oder die Industrie zum Einlenken bewegen, in 
die Diskussion zu bringen. Zwei Beispiele: 
– Die neue Strategie von De Beers ist auch von dem strategischen Interesse 
geleitet, den Preis der Diamanten zu stabilisieren. Und der ist gefährdet, seit 
der informelle Sektor – der illegale Markt schwer kontrollierbarer Diamanten-
schmuggler und Kleinförderer –auf den Markt drängt. De Beers befürwortet 
die Einhaltung des Embargos und versucht damit, konkurriende Förderer mit 
Hilfe von Standards vom Markt zu drängen, die andere Händler nicht erfül-
len können. 
– Die Bemühungen der US-amerikanischen und kanadischen Regierung, die 
Durchsetzung des Embargos zu erreichen, erscheinen in einem veränderten 
Licht, wenn man die dahinter stehenden ökonomischen Interessen betrach-
tet: US-amerikanische Konzerne haben 8 Milliarden DM in Angola investiert, 
das derzeit 7% des amerikanischen Öl-Bedarfs deckt. Auf 16% soll dies bis 
zum Jahr 2005 gesteigert werden. So lag es nahe, auch politisch die Seiten zu 
wechseln und nach über 20 Jahren die Unterstützung der UNITA auf-
zugeben.3 
 

                                                            
3 Die USA finanzierten den Krieg der UNITA mit 60 Millionen US$ jährlich (New York Ti-

mes, 14.01.01) 
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Um sich nicht von der Industrie funktionalisieren zu lassen, betont Fatal 
Transactions die unmittelbare Wirkung und die generelle Bedeutung des 
Handels mit den kriegszerrütteten Ländern in Afrika für die Fortführung der 
Kriege, damit sich die Konzerne aus diesen Ländern zurückziehen und ge-
zwungen werden, Entschädigung für die Beseitigung der Kriegsschäden und 
die Opfer zu zahlen. Ein wichtiges Ziel ist dabei die Schaffung von juristi-
schen Präzedenzfällen. 
Wären die internationalen Unternehmen bereit, die Wirtschaftsbeziehungen 
zu den Kriegsherren aufzugeben, würde das Geschäft mit der Gewalt unren-
tabel. Dafür wird sich Fatal Transactions mit einer kritischen Öffentlichkeits-
arbeit weiter einsetzen. 
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Öffentliche Staatsgewalt?  
Zum Verhältnis von Korruption und Staatsform 

 
 
1. Die historische Konstitution öffentlicher Gewalt 

Am Beginn jener Form des modernen Staates, die wir rückblickend als bür-
gerlichen Staat – genauer wäre: als Staat der Bürger – bezeichnen, stand die 
Kritik an der Korruption des Ancien Régime.1 Verhaltensweisen, die von Kri-
tikern des Ancien Régime als Korruption verurteilt wurden, waren zuvor aber 
nicht nur etabliert gewesen, sie hatten auch weithin als legitim gegolten. Im 
europäischen Ancien Régime war Aneignung ein Strukturelement von Herr-
schaft, und bis zum Ende dieser historischen Epoche blieb Herrschaft – trotz 
aller rechtlichen und faktischen Beschränkungen – das Eigentum von Perso-
nen. Obwohl die frühmodernen europäischen Territorialstaaten dadurch zu-
stande gekommen waren, daß es einem der Adelshäuser gelungen war, sich 
als Oberherrschaft zu etablieren, verfügte kein Fürst des Ancien Régime über 
einen Apparat, den er als ein quasi mechanisch einsetzbares Instrument sei-
ner Herrschaft hätte kommandieren können. Jeder mußte diejenigen, die ihm 
Herrschaft hätten streitig machen können, auf die eine oder andere Art an 
seiner Herrschaftspraxis beteiligen. Im Ancien Régime wurde Loyalität zu ei-
ner Ware. Fürsten erkauften sich Loyalität, indem sie vielversprechende Privi-
legien und lukrative Ämter verliehen oder aber eroberte Ländereien verteilten. 
Privilegien und Ämter wurden auch gehandelt. Die Nachfrage war doppelt 
motiviert: Viele erhofften sich Einnahmen, für manch eine Familie bedeutete 
ein bestimmtes Privileg oder ein bestimmtes Amt aber auch die Eintrittskarte 
zum cursus honorum, an dessen Ende die angestrebte Nobilitierung winkte. 
Die Beteiligung an Herrschaft war also ein Markt, ein Markt aber, zu dem 
nur Zutritt hatte, wer außer Geld auch über Beziehungen verfügte, wer in ei-
nes jener Netze eingebunden war, das aus gegenseitigen Fürsprachen, Ver-
pflichtungen und Freundlichkeiten bestand. Rückwirkend wird dieses System 
als Klientelismus bezeichnet.  

                                                            
1 Eine ausführliche Darstellung der Zusammenhänge, die in diesem Abschnitt skizziert sind, 

findet sich in Gerstenberger (1990). 
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War nun tatsächlich ein Amt ergattert, so wurde nur selten erwartet, daß es 
auch ausgefüllt wurde. Viele Ämter galten von vornherein als sinecuren. 
Niemand etwa hätte erwartet, daß der königliche Mundschenk selbst die Glä-
ser füllte oder daß eine Erbin des Privilegs, die königlichen Forsten zu beauf-
sichtigen, selbst durch den Wald stapfte, nicht einmal die Feldgeistlichen der 
berittenen Garde des englischen Königs waren dazu verpflichtet, in eigener 
Person Gottesdienste abzuhalten. Erforderte ein Amt tatsächliche Leistungen, 
so konnten diese vielfach durch einen – schlecht besoldeten – Stellvertreter 
erbracht werden. Richter mußten meist selbst entscheiden, doch galt es in 
gewissen Grenzen als durchaus legitim, daß sie ihren Arbeitsrhythmus an den 
zu erwartenden Sporteln orientierten, Fälle mit größerem Streitwert also vor-
zogen und andere liegen ließen. Inhaber schlecht dotierter Ämter, deren An-
forderungen sie womöglich selbst erfüllten, konnten sich durch die Ausbeu-
tung der Herrschaftsmittel anderer Ämter, die sie sich angeeignet hatten, – 
durch Pluralismus also – schadlos halten. Im Ancien Régime waren die Träger 
von Amtsgewalt keine ausführenden Organe, sondern Besitzer eines bestimm-
ten Anteils an Herrschaftsgewalt. Damit waren sie durchaus berechtigt, diese 
auch zu ihrem privaten Nutzen zu praktizieren. Das Konzept eines Dienstes 
im Allgemeininteresse hätte damals – so G.E. Aylmer (1961/1974: 340) – 
kaum einer verstanden. Das heißt nicht, daß es keine moralischen Maßstäbe 
gegeben hätte. Amtsinhaber waren verpflichtet, ihrem Herrn loyal zu dienen. 
Sie konnten zwar Geschenke und Vermittlungsgebühren akzeptieren, sich für 
Rechtsbeugung bezahlen zu lassen, galt aber auch im Ancien Régime als ver-
werflich.  
Verteilt wurden sowohl die höchsten Ämter als auch die Ämter auf mittlerer 
und unterer Ebene im Rahmen der bereits erwähnten Klientelgruppen. Ihnen 
gehörten, von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen, ausschließlich Adlige 
an. Deshalb war es auch bereits ein Zeichen der Krise dieser Herrschaftsform, 
wenn Adelsprivilegien (wie etwa im Preußischen Allgemeinen Landrecht von 
1794) ausdrücklich festgeschrieben werden mußten. Die soziale Zugangsbe-
schränkung wirkte doppelt. Setzte der Zugang zur privaten Beteiligung an 
den materiellen Resultaten verallgemeinerter Herrschaft die Integration in Pa-
tronagenetze voraus, so konnten es sich umgekehrt nur wenige Herren, und 
seien sie Könige, erlauben, solche Patronagenetze zu mißachten und Ämter 
an Männer zu vergeben, die sich durch nichts weiter empfahlen, als durch 
die Tatsache, daß sie ihrem Herrn wert und teuer waren. Mit der abfälligen 
Bezeichnung „Günstling“ wurden solcherart Erwählte in der höfischen 
Gesellschaft bezeichnet. Unabhängig von sonst womöglich vorhandenen 
Fähigkeiten galten sie als disqualifiziert, weil sie ihr Amt nicht auf der Basis 
der Integration in eine Klientel erlangt hatten. 
Zusätzlich zum Amtsbesitz gab es auch den individuellen oder korporativen 
Nießbrauch an den Prärogativen der Territorialherren in der Form von Mo-
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nopolen. Monopole bedeuteten eine Chance auf Einkünfte. Dabei konnte es 
sich um Einschränkungen wirtschaftlicher Konkurrenz handeln, um die Privi-
legierung von Zünften, Handelsgesellschaften, Lieferanten für das Militär 
usw., aber etwa auch um das Monopol, Behörden eine Verletzung des Wu-
cherverbots zur Kenntnis zu bringen und somit die für solche Anzeigen aus-
gesetzten Prämien zu kassieren. Obwohl es vereinzelt zu einer Kritik am Sys-
tem der Konkurrenzbeschränkung kam2, entzündete sich auch in diesem Be-
reich Kritik bis in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts fast ausschließlich 
an der Art der Vergabe. Aufstiegsstrategien von Stadtbürgern und nicht-
adligen Landbesitzern richteten sich ganz überwiegend auf Erfolg im Rahmen 
der bestehenden Strukturen.3 In die Kritik gerieten vor allem Praktiken, die 
Neuzugänge zum Kreis der Privilegierten weitgehend ausschlossen.4 Es gab al-
lerdings eine systemimmanente Grenze der Aneignung mittels Beteiligung an 
Prärogativgewalt: Sie lag in der Möglichkeit des Staates, Mittel abzupressen, 
anders gesagt, in der Bereitschaft von Untergebenen, weitere Abpressungen in 
der Form von Steuern, von Abgaben an Amtsinhaber und von militärischen 
oder anderen Diensten zu ertragen. Die Grenze des Systems der Bereicherung 
mit Hilfe von Staatsgewalt war der Aufstand des niederen Volkes.5 
Als personaler Herrschaft durch praktische und theoretische Kritik die Legi-
timität entzogen wurde, verloren auch Adelsprivilegien, Patronage, Kliente-
lismus und alle Formen des Handels mit Anteilen an verallgemeinerter Herr-
schaft ihre Legitimität. Indem Fürsten der erbliche Besitz von Territorialherr-
schaft streitig gemacht wurde, ging das bisherige System personaler Nutznie-
ßung an dieser Herrschaft seiner Verankerung in einem System legitimer 
Herrschaft verlustig. Die Konstituierung einer tatsächlich öffentlichen – an 

                                                            
2 Eine solche Kritik meint etwa Sacks (1986: 60-105) für die Zeit zwischen 1625 und 1641 in 

Bristol gefunden zu haben.  
3 Daß „Bürger“ in der frühen Neuzeit nicht Kapitalisten avant la lettre waren, ist nicht nur 

von historischem Interesse, sondern legt ganz generell Forschungen nahe, die darauf gerich-
tet sind, zunächst einmal die in einer Gesellschaft sich faktisch anbietenden Aufstiegsstrate-
gien zu analysieren. 

4 Dieser Ausschluß war ein zentrales Thema in den Diskursen über „Country and Court“, die 
an der Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert in England geführt wurden. Vgl. Jones (1978), 
passim. Vereinzelt lassen sich auch darüber hinaus reichende kritische Positionen und sogar 
abweichende Praxen feststellen. Besonders markant sind in dieser Hinsicht die untypische 
Amtspraxis hugenottischer Richter in Frankreich oder die Amtsführung der sog. neuen 
Männer, die Oliver Cromwell nach 1653 einsetzte. Die häufig angeführte Schule des Kame-
ralismus wurde dagegen kaum unmittelbar in Praxis umgesetzt. Wohl aber wurden Ämter in 
Preußen in erheblichem Maße zur Versorgung von Militärs genutzt (vgl. dazu Wunder 1986: 
17-20, zur traditionellen Struktur der Beamtenbesoldung im Hohenzollernstaat 
Scheuch/Scheuch 2000: 18). 

5 Besonders deutlich war dies am Ende der Religionskriege, die in der zweiten Hälfte des 17. 
Jahrhunderts in Frankreich wüteten. Die Auseinandersetzungen entwickelten sich zuneh-
mend zum Kampf um den privilegierten Zugriff katholischer oder protestantischer Klientel-
gruppen von Adligen auf die Aneignungsgewalt der Krone. Schließlich erhoben sich Bauern, 
unabhängig von ihren eigenen konfessionellen Orientierungen gegen alle Adligen.  
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keine individuellen Subjekte mehr gebundenen – Staatsgewalt kriminalisierte 
zugleich deren Nutzung zum privaten Profit. Von jetzt an ging es nicht mehr 
um eine ungerechte Verteilung von Ämtern und Monopolen, sondern um 
die Abschaffung des gesamten Systems. Von „Old Corruption“ war in Groß-
britannien seit Ende der 1820er Jahre die Rede. Damit auch keine sinecure, 
keine bislang übliche Praxis der Führung eines Richteramtes, keine der Stadt-
oligarchien, keine der üblichen Ämterhäufungen vergessen wurde, listete sie 
John Wade in sogenannten Schwarzbüchern auf.  
Ergänzt wurde die Enteignung der Besitzer größerer und kleinerer Anteile an 
allgemeiner Gewalt durch die Regelung, daß der Zugang zu Ämtern fortan 
Qualifikation voraussetzen solle. Fachliche Voraussetzungen und Eingangs-
prüfungen sollten dem bisherigen System der Patronage den Boden entziehen 
und neuen sozialen Schichten Zugang zu Ämtern ermöglichen. Amtsträger 
sollten jetzt „der Öffentlichkeit“ dienen. Für Monopole, so weit es sie als 
staatlich geregelte noch oder wieder gab und gibt, galt das Gleiche. Diese 
Entwicklungen standen im Zusammenhang von – national in unterschiedli-
chen Formen verlaufenden – Auseinandersetzungen. In deren Verlauf wurde 
eine Staatsgewalt konstituiert, die niemandes legitimer Besitz ist: insofern also 
Besitz der Allgemeinheit.  
Im Zuge dieser Auseinandersetzungen erhielt auch der Topos des politischen 
Skandals seine moderne Bedeutung. Zuvor hatte es Aufstände, Rebellionen, 
Fronden, Verrat und Untreue gegeben, aber keine politischen Skandale. Zum 
Skandal wurde die private Nutzung von Staatsgewalt erst durch die Beseiti-
gung personaler Herrschaft. Jetzt sollte die Maschinerie des Staates nicht 
mehr genutzt werden dürfen, um sich individuell zu bereichern. Die vielfach 
mißverstandene Trennung von Politik und Ökonomie bedeutet nichts ande-
res als eine Trennung der Konkurrenz um Reichtum von der Konkurrenz um 
Macht. Mit der faktischen Entwicklung des Kapitalismus hatte diese Tren-
nung dann auch eine wirkliche materielle Basis. Als wirtschaftliche Strategien 
zur Erlangung von Profit deutlich vielversprechender wurden, verlor die Stra-
tegie, sich ein Stück politischer Macht zu kaufen, um reich zu werden, an 
politischer Bedeutung.6 Selbstverständlich wußten auch Revolutionäre, daß 
Macht und Markt zusammenhängen, daß bestimmte Gesetze die einen mehr 
begünstigen als die anderen, aber der Ausgang von politischen Auseinander-
setzungen sollte jetzt nicht mehr vom unmittelbaren Zugriff auf Staatsmacht 
abhängig sein. Vielmehr sollten Gesetze das Ergebnis von öffentlichen Ausei-
nandersetzungen über Interessen sein.  
 
                                                            
6 „Hatte man sich früher das politische Personal kaufen müssen, so konnte man jetzt erstma-

lig eine Strategie entwickeln, die darauf hinauslief, dieses Personal in Abhängigkeit zu halten. 
Die Korruption wurde eingedämmt, als der Markt, auf dem politische Macht gehandelt 
wurde, erheblich kleiner wurde“ Cotta (1991: 97, Übers.H.G.). 
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2. Eine neue Kultur der Privilegien und des Klientelismus? 

„Sachlichkeit im Umgang mit anvertrauten Kompetenzen und Geldern ist ein 
anspruchsvolles Kunstprodukt, keine Selbstverständlichkeit. Freiheit von Kor-
ruption ist ein Ordnungsprodukt, das fortwährender Pflege bedarf.“ 
(Scheuch/Scheuch 2000: 18). Die Aufrechterhaltung dieser Ordnung läßt sich 
nie garantieren, sie ist aber um so einfacher, je genauer die Bedingungen er-
füllt sind, die den französischen Revolutionären, die sie erstmalig formulier-
ten, als selbstverständlich galten: 
– Das Einkommen aller Amtsträger ist auf öffentlich festgelegte Summen be-
grenzt.7  
– Die Mitglieder der Parlamente vertreten die Interessen ihrer Wähler ohne 
aus dieser Vertretung selbst materiellen Nutzen zu ziehen, anders gesagt, die 
Mitgliedschaft in den verschiedenen Volksvertretungen ist ein Ehrenamt. Es 
gibt keine Entlohnung.  
Abgesehen von nationalen Abweichungen und von individuellem Fehlverhal-
ten setzten sich beide Strukturmerkmale veröffentlichter Staatsgewalt bis ge-
gen Ende des 19. Jahrhunderts in allen bürgerlichen Staaten durch. Doch 
entwickelten sich damals auch bereits mögliche(!) Einfallstore für Praktiken, 
die den öffentlichen Charakter der Staatsgewalt gefährden. Wenn im Folgen-
den von „Korruption“ geredet wird, so geschieht dies im inhaltlichen An-
schluß an den politischen Kampfbegriff, der gegen die im Ancien Régime üb-
lichen Formen der Herrschaftspraxis entwickelt wurde. Es geht also nicht um 
strafrechtliche Relevanz, sondern um Praktiken, die den öffentlichen Charak-
ter der Staatsgewalt zurücknehmen.  
 
Einfallstor: Parteiendemokratie 

In der ersten Phase der Entwicklung bürgerlicher Staatsgewalt vertraten Ab-
geordnete ihre Wähler, und Parteien waren lose Beratungsgremien von Abge-
ordneten ohne eigenen Apparat. Gelegentlich vertraten Abgeordnete – gewis-
sermaßen advokatorisch – auch die Interessen von Arbeitern und Arbeiterin-
nen. Abgeordnete, die selbst dieser Schicht entstammten, waren in Parlamen-
ten nicht vertreten. Sie hätten sich, wären sie denn gewählt worden, die An-
nahme des Mandats nicht leisten können. Die Änderung dieser Strukturen 
erfolgte im Zuge der Demokratisierung bürgerlicher Staatsgewalt. Mit der De-
Legitimierung des Ancien Régime war der Staat zwar formal zum Eigentum 
aller geworden, faktisch aber hatten sich Bürger den Einfluß auf diesen Ge-

                                                            
7 Scheuch/Scheuch (2000) zufolge soll es dieses Verständnis auch in Ägypten bis 1300 vor 

Christus und in der Hochzeit des chinesischen Kaisertums gegeben haben. Aber auch sie 
stellen fest, daß die Vollbesoldung von Beamten mit dem gleichzeitigen Verbot der Nutzung 
von Amtsführung für zusätzliches Einkommen eine Erfindung der französischen Revolution 
ist (ebd.: 17). 
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waltapparat vorbehalten. In die Krise geriet diese soziale Monopolisierung 
der „öffentlichen Gewalt“ durch das Aufkommen der sogenannten „sozialen 
Frage“, genauer gesagt: der Furcht vor revolutionären Erhebungen und dann 
vor allem durch die Gründung von Arbeiterparteien. Schließlich wurde das 
Wahlrecht ausgeweitet. Aus bürgerlichen Staaten wurden moderne Massen-
demokratien. Sozialdemokratische Parteien bauten Parteiapparate auf, die sys-
tematische politische Kämpfe durchführen konnten. Sie setzten auch durch, 
daß Parlamentarier eine Aufwandsentschädigung erhielten. Auf diese Situati-
on reagierte das gesamte politische System. Auch unter Bürgerlichen kam es 
jetzt zur Ausbildung von regelrechten Parteien mit einem mehr oder minder 
ausgeprägten Apparat.8 Max Weber hat diesen Strukturwandel von der Ho-
noratiorenherrschaft zum modernen Parteienstaat früh analysiert. Seit die 
Ausweitung des Wahlrechts Massenpropaganda erfordere, seien überall 
Parteibetriebe entstanden. Diese seien gekennzeichnet durch die Herausbil-
dung von Parteibeamten, Parteidisziplin, Parteikasse und Parteipresse (Weber 
1972: 8). Früher oder später sei überall der Parteibeamte als treibendes Ele-
ment der Parteitaktik in den Vordergrund getreten. „Und neben ihm: die 
Geldbeschaffung“ (ebd.: 849). Damit werden Strukturen der Interessenvertre-
tung von Strukturen gegenseitiger Verpflichtungen durchkreuzt. In den USA 
setzte sich früh eine Praxis durch, die darauf hinauslief, daß diejenigen, die – 
sei es materiell, sei es durch Arbeitsleistung – die Wahl eines Präsidenten för-
derten, nach dessen Sieg mit Belohnung in Form von Ämtern rechnen konn-
ten. Dieses sog. spoils-system hat sich zwar nicht umstandslos von den USA 
nach Westeuropa übertragen lassen,9 es haben sich aber politische Äquivalen-
te entwickelt. Werden einflußreiche Mitglieder einer Partei nicht wiederge-
wählt, so können sie sich darauf verlassen, daß irgend etwas für sie gefunden 
wird. In Frankreich ist dies nicht selten eine fiktive Beschäftigung. Der Ar-
beitsmarkt für die politische Klasse, schreibt David Abiker (1999) ist sehr viel 
größer als die Zahl der offiziellen Stellen. Es gibt Stellen in Unternehmungen 
und Organisationen, die an Parteipolitiker vergeben werden. Mit dem fremd-
finanzierten Gehalt arbeiten diese dann entweder weiterhin für ihre Partei, im 
Einzelfall erbringen sie auch gar keine Leistungen. Es finden sich hier also 
Unternehmen und Organisationen, die bereit sind, einen Teil des Parteiappa-
rates zu finanzieren. Der Übergang in eine solche Stelle bedeutet nicht etwa 
einen beruflichen Neuanfang nach einem ausgelaufenen Mandat, sondern die 
Fortführung der bisherigen Arbeit auf anderer materieller Grundlage. Selbst-
verständlich würden die meisten einen sicheren Listenplatz bevorzugen. Die 
Anzahl der aussichtsreichen Listenplätze hängt vom politischen Erfolg der 

                                                            
8 Vgl. dazu insbesondere Eley (1980); für Vorformen auch Schult (1983). 
9 In den USA basierte diese Entwicklung auf der Tatsache, daß Präsidenten lange Zeit in eige-

ner Machtvollkommenheit über die Vergabe hoher Ämter verfügten. Nach ihrer Wahl er-
warteten ihre Helfer entsprechende Ernennungen.  
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Partei ab. Insofern besteht eine direkte materielle Konkurrenz zwischen den 
Mitgliedern von Parteien. Politische Positionen haben in diesem Zusammen-
hang überwiegend instrumentellen Charakter.  
Handelt es sich bei der Schaffung fiktiver Beschäftigungen um eindeutig ille-
gale Praktiken, so ist der parteipolitische Einfluß auf die Vergabe von öffent-
lichen Ämtern inzwischen mehr oder minder selbstverständlich geworden. 
Solche Praxis gilt nicht nur für besonders heraus gehobene Ämter, sondern 
auch für Schulleiter- und Oberarztstellen und vieles mehr. Öffentliche Amts-
gewalt steht damit in der Gefahr, in die Verfügung von Parteifunktionären zu 
geraten. Parteien fungieren als Klientelgruppen. Als sich Oppositionelle gegen 
die im Ancien Régime verbreiteten Praktiken wandten, nannten sie solchen 
Klientelismus Korruption.  
In den neuen Formen des Klientelismus kommt die Konkurrenz zwischen 
Patronagenetzen zum Ausdruck. Es gibt aber auch Strategien, zu denen sich 
Berufspolitiker – von Ausnahmen abgesehen – über Parteigrenzen hinweg zu-
sammenfinden. Solche Strategien haben in der Bundesrepublik und in ande-
ren westeuropäischen Staaten inzwischen eine Kultur der Privilegien entste-
hen lassen. Sie läßt es angebracht erscheinen, von einer politischen Klasse zu 
reden. Es gibt national spezifische Charakteristika. Jene Aspekte, die in 
Frankreich den Gebrauch des Terminus „Nomenklatura“ provozierten, sind 
in anderen westeuropäischen Ländern weniger ausgebildet. Dennoch haben 
bestimmte Praktiken eine weite Verbreitung gefunden: So etwa die Finanzie-
rung von Parteien aus Steuergeldern, für welche die politische Klasse der 
Bundesrepublik Deutschland eine Vorreiterrolle übernahm. Als die Mitglieder 
des Parlamentarischen Rates über das Grundgesetz berieten, waren sie noch 
davon ausgegangen, daß sich die Parteien durch Mitgliedsbeiträge finanzie-
ren. Staatliche Mittel für die Parteien und ihre Hilfsorganisationen erschienen 
noch unvorstellbar. Heute beziehen die Parteien, Fraktionen und Partei-
Stiftungen in Deutschland die höchsten Zuschüsse der Welt (v.Arnim 1993: 
15). 1959 gingen – damals noch ohne rechtliche Grundlage – 5 Millionen an 
die Parteien, 1995 waren es 329 Millionen (Scheuch/Scheuch 2000: 38). Da-
bei sind die Mittel, die an die Fraktionsvorstände und an die Parteistiftungen 
fließen, noch gar nicht mitgerechnet. Auch die Parteistiftungen sind eine 
deutsche Erfindung. Sie erlauben die steuerliche Begünstigung von Spenden, 
die für „politische Bildung“ getätigt werden. Trotzdem sind die Kassenwarte 
der Parteien ständig auf Geldsuche. Inzwischen ist zur Genüge bekannt, daß 
mehrere darin sehr erfindungsreich waren. Weshalb dieser Drang nach immer 
mehr Geld, weshalb diese Bemühungen, denen in anderen Lebensbereichen 
ohne weiteres attestiert würden, daß sie mit krimineller Energie verfolgt wer-
den? Ein Gutteil der Dynamik resultiert aus der Konkurrenz im politischen 
Feld. Die modernen Massenparteien konkurrieren mit weitgehend identi-
schen Programmen um das annähernd gleiche Wählerpotential. Das verlangt 
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aufwendige Wahlkämpfe und erhebliche Summen für Imagepflege (vgl. auch 
Raith 1995). Skandale der Parteifinanzierung gibt es auch in anderen Län-
dern. In Frankreich, wo seit Einführung der staatlichen Parteienfinanzierung 
im Jahre 1995 private Zuwendungen verboten sind, mehren sich derzeit Ver-
öffentlichungen über illegale Finanzierungspraktiken.10 In den USA ist es Un-
ternehmen seit 1907 und Gewerkschaften seit 1947 untersagt, Geld für Bun-
deswahlkämpfe zu spenden. Einzelpersonen dürfen jeder Partei maximal 
20.000 Dollar zukommen lassen. Und doch geben einzelne Anwärter auf Se-
natorenposten schon für ihren Nominierungswahlkampf bis zu 30.000 Dollar 
aus. Die Vorschriften werden umgangen, indem Geld, das den Bundespartei-
en gespendet wird, an Parteiorganisationen in den Einzelstaaten überwiesen 
wird. Diese unterliegen weniger strengen Regelungen (Beck 2000).  
 
Einfallstor: politische Kultur 

1993 veröffentlichte Hans Herbert von Arnim ein Buch unter dem Titel Der 
Staat als Beute. Wie Politiker in eigener Sache Gesetze machen. Er schildert 
darin ausschließlich legale Praktiken bzw. Gesetzesvorhaben. Orientiert an 
einem Konzept „öffentlicher Staatsgewalt“ hält er die Vorlage und den Be-
schluß der entsprechenden Gesetze dennoch für einen politischen Skandal. 
In den Aufwandsentschädigungen, Ruhestandsgehältern und sonstigen Ver-
sorgungsregeln für Parteifunktionäre und Abgeordnete komme zum Aus-
druck, daß sich die politische Klasse Deutschlands an einen bedenkenlosen 
Umgang mit dem Geld der Steuerzahler gewöhnt habe (v. Arnim 1993: 13). 
Tatsächlich hat sich eine politische Kultur herausgebildet, in welcher aus 
dem „Ehrenamt“ des politischen Mandats eine Eintrittskarte zur Sphäre von 
Privilegien wurde. Der Parlamentarische Rat war noch davon ausgegangen, 
daß Parlamentarier lediglich eine Aufwandsentschädigung erhalten. Mit dem 
„Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder des Bundestages“ von 1950 
wurde Mandatsträgern Freifahrt mit der Bundesbahn, eine Aufwandsentschä-
digung von 600 DM und 30 DM Tagegeld zugestanden. Später wurden zu-
sätzliche Kostenpauschalen und ein Übergangsgeld eingeführt. Die entschei-

                                                            
10 Neuestes Beispiel: Das „schwarze Geld des Staates“. Jedes Jahr gibt es einen Posten im fran-

zösischen Staatshaushalt (2001 beträgt er 394 Millionen Francs), dessen Verwendung dem 
Parlament gegenüber nicht offengelegt werden muß. Der größte Teil des Betrages (etwa 
60%) soll für Aktivitäten der Geheimdienste genutzt werden, ein beträchtlicher Teil (2001 
jeweils 24 bzw. 36 Millionen Francs) sind für den Unterhalt des Elysée-Palastes und des 
Hôtel Matignon vorgesehen, ein erheblicher Batzen (2001 sind es 52 Millionen Francs) ge-
hen monatlich in Briefumschlägen mit Bargeld, jeweils in der Form von 500 Francs-
Scheinen, an die Ministerien. Sie sind für „außergewöhnliche Aufgaben“ gedacht. Allgemein 
wird unterstellt, diese Gelder würden als Prämien an die Mitarbeiter verteilt – selbstverständ-
lich, ohne daß diese besteuert würden. In mehreren Gerichtsverfahren wurde aber auch 
deutlich, daß sie zur Finanzierung von Parteien und Wahlkämpfen genutzt werden (Le 
Monde 6.7.2001; 7.7.2001, die Zahlenangaben stammen aus einer Presseerklärung Lionel 
Jospins vom 18.7.2001, Le Monde, 20.7.2001) 
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dende Veränderung erfolgte mit der Einführung der Altersversorgung. Vorrei-
ter waren Landesparlamente. In der Zeit der großen Koalition zog der Bun-
destag nach. Formal wird die Alterssicherung aus Beiträgen der Abgeordneten 
finanziert, faktisch trägt sie der Staat, weil die Entschädigung um 50% erhöht 
wurde. Weiterhin galt das Mandat als „Ehrenamt“, sämtliche Einkünfte somit 
als steuerfrei. Erst 1975 hob das Bundesverfassungsgericht diese Begünstigung 
auf. Als Reaktion beschlossen die Parlamente eine massive, weit über den 
Ausgleich der Besteuerung hinausgehende Anhebung ihrer Entschädigungen.  
Wie weit die politische Kultur der Selbstprivilegierung inzwischen verankert 
ist, zeigte sich bei der Vorlage weiterer Diätengesetze (oft zeitgleich mit poli-
tischen Debatten über die notwendige Zurückhaltung bei Lohnforderungen.) 
Als besonders drastisches Beispiel erläutert v. Arnim den 1992 in Hamburg 
eingebrachten Entwurf eines Diätengesetzes, der beispielsweise vorsah, daß 
Präsidenten und Fraktionsvorsitzende des Feierabend-Parlamentes fünfmal so 
hohe Bezüge wie die (ebenfalls erhöhten) Abgeordnetenbezüge erhalten soll-
ten (19.500 DM monatlich). Schon nach dreijähriger Amtszeit sollten sie An-
spruch auf 62% ihres Amtsgehaltes haben (ebd.: 86). Fraktionsvorsitzende 
und Bürgerschaftspräsident entscheiden zusammen mit den Abgeordneten 
ihrer Fraktionen selbst über ihre Gehälter und Pensionen. Wenn sich erst 
einmal eine allgemeine Kultur der Selbstprivilegierung eingebürgert hat, be-
steht die Gefahr, daß diese zunehmend legalisiert wird.  
Wird eine Praxis legalisiert, gilt sie im strafrechtlichen Sinne nicht als Korrup-
tion. Allerdings schafft sie den Nährboden für Verhaltensweisen, die auch in 
der aktuellen politischen Kultur noch als Korruption gewertet werden. Denn 
auch abweichendes Verhalten entsteht nicht nur individuell, sondern im Zu-
sammenhang sozial etablierter Regeln des Verhaltens.11.  
Ist die politische Kultur der Privilegierung erst einmal etabliert, empfinden 
sich viele offensichtlich als etwas gleicher als andere. Einen teuren Urlaub, 
eine große Feier, den Besuch eines besonderen kulturellen Ereignisses oder 
die Flüge, die kostenlos in Anspruch genommen wurden, könnten sich viele 
der Privilegierten auch selbst leisten. Es scheint eher so zu sein, daß manche 
Politiker der Ansicht sind, ihnen stünden besondere Zuwendungen gewisser-
maßen zu. Obwohl einzelne Politikerinnen und Politiker ihr Amt aufgeben 
mußten, wenn derartige Verhaltensweisen bekannt wurden, behandelt sie die 
politische Klasse insgesamt doch eher als Kavaliersdelikte. Häufig sieht man 
die Zurückgetretenen sehr schnell wieder in heraus gehobenen Positionen. 
Das ist Ausdruck einer Kultur der gegenseitigen Selbstversorgung innerhalb 
einer privilegierten Schicht. In der Krise des Ancien Régime wurden derartige 
Praktiken als Korruption gebrandmarkt.  

                                                            
11 Diese in der Kriminalsoziologie heute selbstverständliche Einsicht wurde früh und beson-

ders klar von Luhmann (1980: 121f) formuliert. 
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Einfallstor: dichte Administration 

In den politischen Auseinandersetzungen, die zur Konstituierung bürgerlicher 
Staatsgewalt führten, wurden die Einheit von Herrschaft und Aneignung ge-
sprengt und damit das Prinzip der Trennung einer Sphäre der Öffentlichkeit 
von der Sphäre des Privaten endgültig durchgesetzt. Durch die Ausweitung 
staatlicher Regulierungen ist der Verlauf dieser Trennungslinie inzwischen 
immer wieder verschoben worden. Nach wie vor aber basiert die soziale Insti-
tution des öffentlichen Amtes auf der Trennung zwischen einer Sphäre der 
Öffentlichkeit und einer Sphäre des Privaten. Aus dieser Trennung ergeben 
sich die Verhaltensnormen für die Berufspraxis der Trägerinnen und Träger 
von Amtsgewalt. 
Die soziale Institution des Amtes ist nicht gefährdet, wenn sich einzelne Be-
amte von Klienten bestechen lassen.12 Der öffentliche Charakter von Amts-
gewalt wird aber von innen her ausgehöhlt, wenn sich Milieus der privaten 
Nutzung öffentlicher Stellungen ausbilden, wenn – um eine inzwischen gän-
gige Unterscheidung zu nutzen – aus der Gelegenheitskorruption Einzelner 
strukturelle Korruption wird.13 
Der mehr oder minder kollektive Mißbrauch einer öffentlichen Stellung im 
privaten Interesse kann sehr unterschiedliche Formen annehmen. Ein kollek-
tiver Diebstahl an öffentlichen Mitteln liegt beispielsweise vor, wenn es sich 
einbürgert, nur einen Teil der Dienstzeit tatsächlich abzuleisten. Eine seit 
1999 vom französischen Rechnungshof durchgeführte Untersuchung der 
staatlichen Verwaltung deckte neben unzähligen anderen Unregelmäßigkeiten 
auf, daß sich das Personal in den staatlichen Gefängnissen gegenseitig nicht 
nur die 30 Tage Urlaub zugestand, die das Gesetz erlaubte, sondern statt des-
sen 35 Tage. Sie galten als Gewohnheitsrecht. Wer sie ansparte (auch dies ein 
vom Gesetz untersagtes Verfahren), konnte im folgenden Jahr bis zu 65 Tage 
Urlaub nehmen. Im Marseiller Strafvollzug war es unter dem Personal 
Brauch, sich für einen Arztbesuch einen ganzen Tag frei geben zu lassen: 

                                                            
12 In Deutschland ist „Korruption“ als solche kein Straftatbestand, wohl aber werden die 

§§ 331ff. StGB (Vorteilsannahme, Bestechlichkeit, Vorteilsgewährung und Bestechung) als 
Korruptionsdelikte bezeichnet. Gesondert geregelt sind die Abgeordnetenbestechung und – 
seit 1997 – Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr (StGB 299). Neben 
dieser rechtlichen Bestimmung von „Korruption“ gibt es eine Vielzahl anderer Definitionen. 
Sie reichen, wie Christian Höffling heraus gearbeitet hat, von dem eng umgrenzten straf-
rechtlichen Tatbestand bis zu einem Verdichtungssymbol des Unmoralischen (Höffling 
2001: 5).  

13 Im kriminalpolitischen Diskurs werden neben der Gelegenheitskorruption oft „strukturelle“ 
und „systemische“ Korruption unterschieden, wobei „strukturelle Korruption“ bedeuten 
soll, daß ganze Branchen bzw. Verwaltungszweige erfaßt sind. Als „systemische Korruption“ 
werden Verquickungen öffentlicher Amtsgewalt mit organisierter Kriminalität bezeichnet. 
Lediglich ihnen wird in dieser Terminologie eine Gefährdung des politischen Systems zuge-
schrieben (Ostendorf 1996: 18). Höffling (2001: 23) unterscheidet lediglich zwischen situati-
ver und struktureller (oder auch: organisierter) Korruption.  
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durchschnittlich an 31 Tagen im Jahr (vgl. Prieur 2000).  
Zumeist denkt man bei Korruption an Schmiergeldzahlungen. Und tatsäch-
lich sind es auch derartige Fälle, die in der Öffentlichkeit besonders wahrge-
nommen werden. So etwa der bis dahin größte Schmiergeldprozeß in 
Deutschland, der sich in den neunziger Jahren gegen leitende Angestellte der 
Firma Siemens richtete, die Amtsträger im Bereich der Münchner Abwasser-
entsorgung über lange Zeit mit hohen Geldsummen bestochen hatten. Im 
Verlauf der Ermittlungen klagte die bayrische Landeshauptstadt schließlich 
Schäden in zweistelliger Millionenhöhe bei Gericht ein (taz 11.7.2001). Im 
Juli 2001 gab die Staatsanwaltschaft Frankfurt bekannt, sie ermittle gegen 
mehr als 100 Mitarbeiter des Hochbauamtes sowie gegen 90 Mitarbeiter von 
65 Firmen wegen Bestechung. Bisherigen Erkenntnissen zufolge sollen die 
Verflechtungen bereits seit mehreren Jahren bestehen (taz 11.7.2001). Derar-
tige Netze können nur entstehen, wenn es in den betreffenden Abteilungen 
neben den offiziellen Rechtsvorschriften „ungeschriebene Gesetze“ gibt. In 
den „kriminellen Korpsgeist“14 werden neu hinzukommende Amtswalter 
durch Andeutungen, Schikanen und erste persönliche Verwicklungen hinein 
sozialisiert.15 „Manche Zeugen berichten, daß sie die Annahme von Gratifika-
tionen im Amt nachgerade ‚geerbt‘ hätten“ (taz 12.7.2001). So entsteht und 
reproduziert sich eine gesellschaftliche Untergruppe, deren Binnennormen 
die universalistischen Werte staatlicher Verwaltung außer Kraft setzen. Im Re-
sultat werden entweder Konkurrenzstrukturen hoheitlich modifiziert 
(Schmiergelder bei der Vergabe von Aufträgen) oder die Gleichheit vor dem 
Gesetz und damit im Hinblick auf hoheitliche Verwaltungsakte geschädigt.16 
Besonders anfällig für die Entstehung eines Milieus der Korruption sind Ver-
waltungszweige, die für besonders dichte Regulierungen oder für die Vergabe 
von (Bau)-Aufträgen zuständig sind. 17 
An Korruptionsbeziehungen zu Amtsinhabern sind auch Angehörige der po-
litischen Klasse beteiligt. Daß sich in Bayern für solche Verflechtungen der 
Terminus „Amigo-Affären“ durchsetzte, womit sog. bayrischen Vollblutpoli-
tikern gewissermaßen augenzwinkernd eine regionaltypische politische Kultur 
der Vetternwirtschaft zugestanden wird, verweist auf den engen Zusammen-
hang zwischen einer Kultur der Privilegien und der privaten Nutzung öffent-
licher Amtsgewalt. 
 

                                                            
14 So die Formulierung des Frankfurter Oberstaatsanwalts Schaupensteiner (taz 14/15.7.2001). 
15 Hierzu ausführlich auf der Basis einer empirischen Untersuchung: Höffling (2001, 2.Kap.). 
16 Bei Schmiergeldern, die bezahlt werden, um einen bestimmten Hoheitsakt – etwa den Erhalt 

einer Baugenehmigung – zu beschleunigen, ist das zwar nicht der Fall, doch wird auch in 
diesem Fall die Trennung zwischen privaten Interessen und Amtspflichten verletzt. 

17 „Bei uns hat sich Korruption besonders mit der Ausdehnung der Staatstätigkeit vermehrt.“ 
E.K.&U.Scheuch (2000), S. 235 
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3. Ein neues Ancien Régime ? 

Im Juli 2001 schrieb Alain Madelin, die zahlreichen politischen Affären ver-
breiteten über Frankreich ein „parfum d‘Ancien Régime“18. Als politische 
Äußerung ist diese Feststellung zu unterstreichen, analytisch ist sie dennoch 
nur bedingt zutreffend. Denn Formen des Klientelismus und Handel mit 
Kompetenzen zentralisierter Gewalt waren im Ancien Régime nicht nur etab-
liert, sie waren auch weitgehend legal, und sie galten darüber hinaus – wenn 
auch in bestimmten Grenzen – als legitim. Heute sind Formen des Kliente-
lismus zwar etabliert und viele, die in etablierten parlamentarischen Regimen 
der politischen Klasse zuzuzählen sind, halten sie offenbar auch für weitge-
hend legitim, sie sind aber nicht nur illegal, sondern sie entwickeln sich auch 
auf einem völlig anderen historischen Hintergrund. Waren Klientelismus und 
der Handel mit Kompetenzen zentralisierter Gewalt im Ancien Régime Resul-
tate der Kommerzialisierung (feudaler Formen ) personaler Herrschaft19, so 
handelt es sich heute um die private Nutznießung an Mitteln öffentlicher 
Gewalt.  
Die Kritik an Klientelismus und Korruption steht in der Gefahr, den öffentli-
chen Charakter bürgerlicher Staatsgewalt zu idealisieren. Deshalb sei daran er-
innert, daß diese, auch wenn sie als Eigentum des souverän gewordenen Vol-
kes konstituiert wurde, nie gesellschaftlich neutral war. Bürgerliche Staatsge-
walt stabilisierte insoweit immer das Kapitalverhältnis, als selbst die Gleich-
heit vor dem Gesetz das Eigentum an produktivem Kapital und an Arbeits-
kraft in gleicher Weise sanktioniert.20 Hinzu kommt, daß die Verfolgung von 
Interessen gesellschaftlich dominanter Schichten sowohl durch die Institutio-
nen des politischen Systems, als auch durch die marktförmige Organisation 
der Öffentlichkeit begünstigt wird.21 Und doch haben Realität und Mythos 
der historischen Konstitution öffentlicher Staatsgewalt ein demokratisches 
                                                            
18 Anlaß für diese Einschätzung des Parteichefs der Démocratie Libérale war die Äußerung 

Chiracs, der Präsident sei dem Strafrecht gegenüber kein Bürger wie jeder andere (Le Monde 
14.7.2001). 

19 Historikerinnen und Historiker haben den Terminus „Feudalismus“ inzwischen mit gutem 
Grund erheblich problematisiert. Hier wird er lediglich genutzt, um ein Stadium noch ge-
ring kommerzialisierter personaler Herrschaft zu kennzeichnen. Für die Phase der erhebli-
chen Kommerzialisierung personaler Herrschaft nutze ich den Terminus Ancien Régime. 
(vgl. Gerstenberger 1990). 

20 Diese Erkenntnis ist das bleibende Ergebnis der sogenannten Staatsableitungsdebatte, die in 
den siebziger Jahren, von der Bundesrepublik ausgehend, unter Marxistinnen und Marxisten 
geführt wurde. 

21 In seiner zum Klassiker gewordenen Untersuchung über den Strukturwandel der Öffentlich-
keit (1962) hatte Jürgen Habermas eine revolutionäre bürgerliche Öffentlichkeit im Stande 
emanzipatorischer Unschuld, will sagen: ohne Ausschlußtendenzen, unterstellt. Auch die 
Wirkung von Vermarktungsimperativen hielt er erst für spätere historische Phasen für rele-
vant. Seither sind diese Annahmen wiederholt kritisiert worden. Vgl. u.a. die Beiträge in 
Calhoun (1992), einschließlich des Beitrags von Jürgen Habermas selbst; vgl. auch Gersten-
berger (1989) und Habermas (1990: 11-50). 
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Ideal in die Welt gebracht, das den schlechteren Verhältnissen vorgehalten 
werden konnte – und in immer neuen Forderungen nach Reformen auch 
vorgehalten wurde. Die neuen Formen des Klientelismus und anderer For-
men privater Appropriation öffentlicher Staatsgewalt begrenzen zwar den öf-
fentlichen Charakter der Staatsgewalt, anders als in der Hochzeit des „For-
dismus“ unterstellt, gefährden sie deshalb aber nicht notwendig die Stabilität 
des Systems.22 Diese wird sehr viel eher durch verbreiteten materiellen 
Wohlstand, durch die administrative Regulierung des Alltags und durch feh-
lende Alternativen garantiert als durch die Legitimation von Staatsgewalt qua 
Politik.23 Praktiken der privaten Appropriation öffentlicher Gewalt bremsen 
aber den Impetus zur Entwicklung von Reformstrategien, die in den Bahnen 
politischer Institutionen entfaltet werden. Damit verstärkt die Kultur der po-
litischen Skandale eine derzeit ohnehin dominante Tendenz. Denn im Ver-
lauf der letzten drei Jahrzehnte haben sich Berufspolitiker zunehmend daran 
gewöhnt, Politik auf Standortpolitik zu reduzieren, ökonomische und politi-
sche Macht zu verschmelzen und so eine wirklich kapitalistische Weltord-
nung entstehen zu lassen.24 Um politische Visionen zu entwickeln, welche die 
Sphäre des Marktmechanismus überschreiten, müßte Politik erst wieder neu 
erfunden werden. Die Realisierung des sozialen Zusammenhalts, so sie denn 
als Problem erkannt ist,25 wird vielfach in den sozialen Nahbereich verscho-
ben. So stehen die Propagierung des Ehrenamtes sowie insgesamt sogenann-
ter kommunitaristischer Ethik nicht nur in einem finanziellen Zusammen-
hang mit neoliberaler politischer Praxis (Grützner 1999). Sie speist sich auch 
aus der Tatsache, daß die Bedeutung des Staates für die Prägung gesellschaft-
licher Beziehungen zunehmend auf seine Repressionsfunktion reduziert 
wird.26 
 
4. Die Universalisierung öffentlicher Gewalt? 

Im Verlauf des 19. und des 20. Jahrhunderts – Eric J. Hobsbawm (1990) hat 
den Prozeß beschrieben – setzte sich die zuerst in Europa entstandene politi-
sche Form „Nationalstaat“ zunehmend durch. In großen historischen Wellen 
– zuletzt im Prozeß der Dekolonisierung – hat sie sich über die Welt verbrei-
tet. Damit wird heute weltweit unterstellt, staatliche Souveränität sei das Ei-
                                                            
22 Besonders markant wurde die These der Legitimationskrise von Claus Offe vertreten. Vgl. 

Offe (1969) und eine bereits revidierte Fassung seiner Legitimationstheorie (1972). 
23 Ganz ähnlich argumentiert Isabelle Stengers (1997) auf dem Höhepunkt der „Affaire Dut-

roux“ in Belgien. Damals wurde weithin vermutet, daß erhebliche Teile des politischen Es-
tablishments in den Handel mit Kinderpornographie verwickelt waren. 

24 Die Formulierungen übernehme ich von Hardt/Negri (2000: 9). 
25 Im letzten Wahlkampf in Frankreich war der gesellschaftliche Zusammenhang, le lien social, 

beherrschendes Thema.  
26 Dieser Zusammenhang ist in den letzten Jahren vielfach diskutiert worden. Vgl. z. B. Harvey 

(1987); Bieling (2000, Abschn.8.4). 
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gentum eines souveränen, in einem bestimmten Territorium verorteten, 
Staatsvolkes. Unabhängig von der jeweiligen Regierungsform sind damit auch 
die Konzeption einer „öffentlichen Gewalt“ und die soziale Institution des 
„öffentlichen Amtes“ globalisiert worden.  
Auf diese Formen beziehen sich westliche Politiker, wenn sie bei Staatsbesu-
chen in den ärmsten Ländern der Welt „good government“ bzw. „bonne 
gouvernance“ einfordern, seltsam unbeirrt von ihrer eigenen Regierungspraxis 
und von gerade aktuellen politischen Skandalen in ihrem eigenen Land. Sie 
bedienen sich dabei einer Terminologie und einer Argumentation von IWF 
und Weltbank, derzufolge die Not der Bevölkerung in diesen Ländern eine 
Folge der geringen Effizienz eines aufgeblähten Staatsapparates und verbreite-
ter Korruption sei.27 Einheimische Kritikerinnen und Kritiker, die sich nicht 
mit Hinweisen auf Kolonialismus, Neoimperialismus und Instrumentalisie-
rung armer Länder für den Konflikt zwischen den Blöcken zufrieden geben 
wollen, argumentieren manchmal ähnlich.28 Damit bestätigen sie, daß die 
Utopie des westlichen modernen Staates, die Vorstellung also, daß ein unab-
hängiges Volk seine Souveränität genießen kann, indem es sich der öffentli-
chen Gewalt zur Realisierung seiner Ziele bedient, ihre Wirkung noch nicht 
völlig eingebüßt hat. Im Rahmen solcher Diskurse sind aktuelle Zustände in 
neueren Nationalstaaten mit einer überwiegend armen Bevölkerung zu erheb-
lichem Maße abweichendem Verhalten geschuldet, sei dieses traditionell oder 
modern geprägt. Folglich lassen sich dann auch globale Tabellen der jeweili-
gen nationalen Verbreitung korruptiver Verhaltensweisen aufstellen, wie sie 
neuerdings von der Nichtregierungsorganisation Transparency International 
ermittelt und verbreitet werden. So nützlich es ist, auf diese Weise zu veröf-
fentlichen, daß Korruption auch außerhalb der „Bananenrepubliken“ gedeiht, 
auf die sie der Volksmund lange terminologisch festlegen wollte, so unbefrie-
digend ist der analytische Gehalt derartiger Tabellen. Denn was in National-
staaten, in denen die Sphäre der öffentlichen Gewalt nicht nur formal institu-
tionalisiert, sondern auch historisch real etabliert wurde, als Korruption gilt, 
kann in einem historisch anders konstituierten Nationalstaat als eine Verhal-
tensweise gelten, die verbreiteten moralischen Anforderungen entspricht.  
Es gibt immense Unterschiede. Die fortdauernde Pflege von persönlichen 
Beziehungen, die geknüpft wurden, als eine Einheitspartei über die Verwen-
dung der nationalen Ressourcen entschied, ist nicht identisch mit der Für-
sorge für das eigene Dorf und die eigene Familie in einem postkolonialen af-
rikanischen Staat. Im Hinblick auf die Realität einer „öffentlichen Gewalt“ 

                                                            
27 Besonders deutlich ist diese Argumentation in dem von der Weltbank herausgegebenen 

World Development Report (1996, Kap. 7). 
28 Pointiert beschreibt die engagierte senegalesische Autorin Axelle Kabou eine parasitäre Hal-

tung afrikanischer Eliten (1993, insbes. 5.Kap.). Ähnlich „staatsbürgerlich“ argumentiert Al-
Alawi (1995). 
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und die daraus abgeleitete strafrechtliche sowie moralische Verurteilung ihrer 
privaten Nutzung gibt es dennoch einige allgemeine Tendenzen. In sehr vie-
len neuen und nicht ganz so neuen Nationalstaaten sind private und öffent-
liche Sphäre kaum voneinander getrennt. Zwar sind die Institutionen moder-
ner westlicher Staaten heute nahezu überall eingeführt worden, doch handelt 
es sich in vielen Fällen – besonders ausgeprägt sicherlich in den afrikanischen 
Staaten südlich der Sahara (mit Ausnahme Südafrikas) – um mehr oder min-
der leere Hülsen. Dort ist der „Staat“ in erster Linie Vermittlungsinstanz für 
Chancen privater Appropriation (Kößler 1994, Kap. 8 u. 9; Hein 1998: 94; 
Hansohm/Kappel 1993, Kap. 3.2). Letztere werden individuell wahrgenom-
men, sehr viel häufiger aber im Zusammenhang von Verpflichtungen gegen-
über der eigenen Gruppe. Verhaltensweisen, die andernorts als Korruption 
gelten, sind in diesem Zusammenhang typische soziale Praxis. Patrick Chabal 
und Jean-Pascal Daloz haben dafür die Formulierung von der „moralischen 
Ökonomie der Korruption“ gefunden (Chabal/Daloz 1999: 100).29 Zur Illust-
ration zitieren sie Ken Saro-Wiwa, der feststellte, Anhänger eines politischen 
Führers seien gerne bereit, diesen dafür zu preisen, daß es ihm gelang, sich in 
der Hauptstadt Millionen anzueignen, andererseits erwarteten sie aber von ihm, 
daß er mit den Finanzen seines Dorfes ehrlich und sorgfältig umgehe (ebd.). 
So gesehen wäre „die moralische Ökonomie der Korruption“ eine moralische 
Ökonomie der sozialen Nähe. Abweichend von einer heute dominanten In-
terpretation (vgl. etwa v. Trotha 2000) sehen Chabal und Daloz darin weder 
Rückständigkeit,30 noch folgen sie der Argumentation des Pentagon, derzu-
folge es sich um „failed states“ handelt. Vielmehr konstatieren sie einen Weg 
zur Moderne, der vertikale personale Beziehungen als Strukturelemente der 
Gesellschaft beibehält anstatt sie durch horizontale Beziehungen samt Indivi-
dualisierung zu ersetzen. Wo aber vertikale personale Beziehungen eine Ge-
sellschaft prägen, besteht eine generelle Tendenz zur moralischen Privilegie-
rung des sozialen Nahbereichs. Das gibt dem Konzept „öffentliche Staatsge-
walt“, dessen offener oder verdeckter Bezugspunkt immer „das Volk“ war 
und ist (Mairet 1996: 163), geringe Realisierungschancen. 
 
5. Eine globalisierte „Kanalkultur“? 

Unter Seeleuten hat sich der Ausdruck „Kanalkultur“ eingebürgert.31 Er be-
zieht sich auf Erfahrungen, die sie heute in vielen Schiffahrtsrevieren der 

                                                            
29 Sie gestehen allerdings zu, daß diese „moralische Ökonomie“ durch raubgierige Diktatoren 

durchbrochen wird. 
30 Allerdings konzedieren sie, daß diese moralische Ökonomie mißbraucht werden kann. Idi 

Amin und andere Diktatoren haben sie bestenfalls instrumentalisiert.  
31 In Gesprächen mit Seeleuten, die Ulrich Welke und ich seit drei Jahren führen, tauchte die-

ser Terminus mehrfach auf. Diese Gespräche stehen im Zusammenhang eines (von der DFG 
geförderten) Forschungsprojektes über „Seeleute im Niemandsland“. 
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Welt machen, besonders markant aber bei der Durchfahrt durch den Suez-
Kanal. Die immensen Kosten für diese Durchfahrt werden von den jeweiligen 
Schiffsbetreibern beglichen, vor Ort aber verlangen die Lotsen, deren Dienste 
in Anspruch genommen werden müssen, einen zusätzlichen Anteil am Mo-
nopol. Er ist in der Form von Zigarettenstangen der Marke Marlboro zu ent-
richten. In aller Regel können sie dem jeweiligen Schiffsbetreiber in Rech-
nung gestellt werden. Im Vergleich zur Höhe von „Zusatzgebühren“ an 
Staatsbeamte, die im Welthandel sonst vielfach zu entrichten sind, wirkt die 
Zusatzwährung, die im Suez-Kanal und anderen Schiffsrevieren gilt, geradezu 
idyllisch. Allein für die Lieferung von 36 Panzerfahrzeugen an Saudi Arabien 
konnte die Thyssen Henschel (eine ehemalige Tochtergesellschaft der Thys-
sen Industrie AG) 1991 220 Millionen DM an „nützlichen Aufwendungen“ 
von der Steuer absetzen.32 In den Netzen des illegalen Waffen- und Diaman-
tenhandels, den Bürgerkriegsfraktionen aufgebaut haben, um sich zu alimen-
tieren (vgl. Jean/Rufin 1999, sowie Custers in diesem Heft), werden Regie-
rungsbeamte nicht etwa mit Zigaretten, sondern mit Rohdiamanten oder mit 
großen Geldsummen bestochen (Parker/Huband/Guerrera 2000). Und die 
„Abonnementsgebühren“, die das französische Unternehmen ELF sowohl vor 
als auch nach seiner Privatisierung mit Wissen der französischen Regierung 
regelmäßig an die Staatschefs von Gabun, Kongo und Angola bezahlte, sol-
len sich dem früheren Afrika-Direktor von Elf, André Tarallo, zufolge, seit 
den siebziger Jahren auf annähernd 60 Millionen Dollar belaufen haben.33 Sie 
seien im Rahmen von „Verträgen über Souveränitätsrechte“ bezahlt worden, 
die man mit den Regierungschefs abgeschlossen habe (Le Monde 25.10.1999; 
vgl. auch Frynas 2000, insbesondere Abschnitt 2.8).  
Negligeable also diese paar Zigaretten? Vielleicht doch nicht so ganz. Denn 
eine Diskussion, die sich ausschließlich an der Höhe der geforderten oder 
angebotenen Bestechungsgelder orientiert, verdeckt, daß im Weltmarkt nicht 
nur Computer miteinander vernetzt sind, nicht nur Produkte auf Schiffen, 
Lastwägen oder in Flugzeugen transportiert werden, sondern daß in diesen 
Transaktionen auch Menschen miteinander in Kontakt kommen. Entspricht 
deren Kommunikation dem Muster der „Kanalkultur“, so gibt es kaum 
Chancen auf interkulturelle Verständigung, auf die Entwicklung einer gegen-
seitigen Achtung professioneller Kompetenzen und auf die Praxis von Gast-

                                                            
32 Handelsblatt (28.6.2000: 12). Der Artikel steht im Zusammenhang einer ganzen Serie unter 

dem Titel „Die Welt im Griff der Korruption“. Seit 1999 ist der steuerliche Abzug von 
Schmiergeldern in den OECD Staaten nicht mehr zulässig. Vgl. dazu Pieth/Eigen (1999). 

33 Vor dem Untersuchungsausschuß, der ihn befragte, wies er darauf hin, daß alle anderen 
Erdölgesellschaften gleichermaßen verfahren, ja, daß sie, wenn sie sich an einer Bohrlizenz 
beteiligen, dem Unternehmen, das diese Lizenz erworben hat, den anteiligen Betrag an 
Schmiergeldern ersetzen. Auch für die Jahre nach der Privatisierung konnte ein enges Zu-
sammenwirken mit der französischen Regierung nachgewiesen werden (vgl. Gattegno 2000, 
Johnson 2000). 
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freundschaft. Während solche Formen im Rahmen einer „moralischen Öko-
nomie der Korruption“ durchaus ihren Platz finden können – und einige Ki-
lometer vom Suez-Kanal entfernt auch durchaus anzutreffen sind –, werden 
sie im Zusammenprall mit dem Gebot äußerster Geschwindigkeit, das sich 
aus der rigorosen Konkurrenz auf dem globalisierten Markt für Seetransporte 
ergibt, zerrieben. Die Akteure kennen ihre jeweiligen Verhaltensimperative 
und instrumentalisieren sie. In der Kanalkultur – in welchen konkreten For-
men und an welchen Orten sie auch auftreten mag –, herrscht nackter Zy-
nismus. Wer den konkreten materiellen und damit sozialen Vollzug des 
Welthandels beobachtet34, kann heute durchaus den Eindruck gewinnen, daß 
die Praxis zynischer Instrumentalisierung unterschiedlicher Verhaltensimpera-
tive gerade dabei ist, sich als dominantes kulturelles Muster der enger zu-
sammenwachsenden Welt zu etablieren. Versuche, dieser Entwicklung da-
durch Einhalt zu gebieten, daß die Normen der sozialen Institution „öffent-
liches Amt“ eingefordert werden, waren bislang wenig erfolgreich. Einflußrei-
che Akteure des Weltmarktes erwarten von entsprechenden Kampagnen of-
fenbar auch für die Zukunft nur geringe Erfolge. Aus dieser faktischen Verab-
schiedung vom Konzept „öffentliche Staatsgewalt“ als Garant kalkulierbarer 
rechtlicher Rahmenbedingungen für ökonomische Transaktionen erwächst 
die Dynamik einer aktuellen rechtspolitischen Entwicklung: der Kontraktuali-
sierung. 
 
6. Legitimation qua Kontrakt? 

Mit der Durchsetzung neoliberaler politischer Projekte geht ein Prozeß der 
Kontraktualisierung einher. Er ist vom Vertrauen getragen, die Welt lasse sich 
durch Kontrakte regulieren. Nun stand eine spezifische Form von Verträgen, 
Max Weber nannte sie Zweckverträge (Weber 1972: 401ff), schon an der 
Wiege der Marktwirtschaften. Und die Unterstellung, ein Vertrag sei die frei-
willige Vereinbarung gegenseitiger Verpflichtungen von autonomen (und in-
soweit gleichen) Rechtssubjekten bildet den Kern der Legitimation des Kapi-
talverhältnisses. Die spezifische soziale Beziehung, die durch einen Zweck-
kontrakt konstituiert wird, ist also durchgängiges Strukturmerkmal kapitalisti-
scher Gesellschaften. Es handelt sich um eine partielle Beziehung. Ihre Part-
ner nutzen sich gegenseitig in der Verfolgung ihrer Ziele. Eventuelle Wirkun-
gen der vereinbarten Transaktion auf Dritte gelten als irrelevant oder werden 
externalisiert. Verträge schließen Appelle an Solidarität aus. Sie begünstigen 
rein instrumentelle soziale Beziehungen. Die Erfüllung der gegenseitig einge-
gangenen Verpflichtungen wird durch staatliche Gewaltmittel zwar sanktio-

                                                            
34  Eine derart ausschnitthafte kulturanthropolische Analyse des konkreten Vollzugs von Welt-

handel intendieren Ulrich Welke und ich durch unsere wiederholten Mitfahrten auf Schif-
fen.  
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niert, doch handelt es sich hier um eine indirekte Unterstützung der Verträ-
ge. Diese schaffen – und dies gilt insbesondere in der Sphäre der Ökonomie 
– eine eigene, private, Form der Regulierung (deutlicher ist der Terminus 
„governance“). Denn hinter der Fassade der freiwilligen Vereinbarung setzt 
die ökonomisch mächtigere Vertragspartei nicht selten die ihr genehmen Re-
gulierungen durch. Der Vertrag verschafft der ökonomischen Macht dann ei-
ne geregelte – und insoweit vorübergehend auch kalkulierbare – Form. Märk-
te haben eine hierarchische Struktur. Sie resultiert aus einer Vielzahl von Ver-
trägen (vgl dazu Collins 1999: 20-46). 
Vom Ende des 19. bis in die letzten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts wurde 
die Gestaltung der Gesellschaft mittels Verträgen durch Prozesse der Bürokra-
tisierung und – dies vor allem – durch staatliche Regulierungen begrenzt. 
Anders als Verträge zielten sie auf allgemeine Strukturen. Seit aber marktför-
mige Prozesse als ideale und teilweise sogar als allein zulässige Verfahren für 
die Gestaltung sozialer Beziehungen propagiert werden, ersetzen Kontrakt-
verhandlungen zunehmend Verfahren allgemeiner administrativer Regulierung 
und demokratischer Entscheidung. Getragen von der Skepsis gegenüber der 
Lenkung gesellschaftlicher Beziehungen durch Institutionen werden Kontrak-
te derzeit als alternative Legitimationsmodelle favorisiert.  
Kontraktualisierung ist heute in allen post-bürgerlichen Nationalstaaten prä-
sent.35 Hier funktionieren Kontrakte überwiegend als eine Form des (Kon-
trakt)Managements, das auf partielle, statt auf allgemeine Regelungen kon-
zentriert ist. Eine andere, aber womöglich noch weitreichendere Rolle spielen 
sie im internationalen Recht. Die oben bereits zitierten „Verträge über Souve-
ränitätsrechte“ sind ein typisches Beispiel für die Stabilisierung hierarchischer 
Beziehungen zwischen Unternehmen und Nationalstaaten. Obwohl allgemein 
bekannt ist, daß beim Abschluß derartiger Verträge auch Bestechungsgelder 
fließen, leiht die Form des Vertrages der ökonomischen Abhängigkeitsbezie-
hung den Duft der Legitimität.36 Mehr aber auch nicht. Yves Dezalay und 
Bryant G. Garth zitieren einen in diesen Fragen erfahrenen U.S.-
amerikanischen Anwalt: „Das sind rauhe und harte Leute. Sie sind da rausge-
gangen und haben mit Scheichs und Emiren verhandelt. Es war alles etwas 
texanisch.“ In den Augen dieser Leute seien Verträge nie mehr als vorläufige 
Papiere von zweitrangiger Bedeutung. Wenn es die Situation erfordere, könne 
nachgebessert oder neu verhandelt werden (Dezalay/Garth 1996: 76). Derar-
                                                            
35 Es gibt sie, um zumindest zwei Beispiele zu nennen, etwa als Kontrakte zwischen Regierun-

gen und Regionen (hier wird die Alternative zu allgemeinen Regelungen besonders deutlich, 
denn derartige Verträge enthalten oft vergleichsweise vage Bestimmungen und sie lassen sich 
gegen den einen Vertragspartner nicht durchsetzen) oder als Kontrakte zwischen Universi-
tätsrektoraten und Fachbereichen. 

36 Kevin Bales hat darauf hingewiesen, daß heute sogar bei Arbeitsverhältnissen, die – der tota-
len Kontrolle über die Arbeitskraft wegen – als Sklaverei bezeichnet werden müssen, bei e-
ventuellen Kontrollen häufig „Verträge“ vorgezeigt werden können (Bales 1999: 26). 
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tige Kontrakte integrieren die Entscheidungen von Regierungen nicht nur in 
die Sphäre der Korruption, sondern auch in die des Privatrechts. Das Multi-
national Agreement on Investments (MAI) ist zwar vorläufig gescheitert, die 
intendierte rechtspolitische Situation ist aber in vielen einzelnen Verträgen 
realisiert. Auf diese Entwicklung – Monique Chemillier-Gendreau (1995) hat 
sie systematisch diskutiert –, soll hier nicht gesondert eingegangen werden. 
Wohl aber ist näher auszuführen, daß die transnationale Praxis der Kontrak-
tualisierung mit staatlicher Sanktionsgewalt kaum noch in Verbindung steht. 
Diese Feststellung ist zunächst ein Widerspruch in sich. Denn die Einhaltung 
gegenseitiger vertraglicher Verpflichtungen wird auch im internationalen Pri-
vatrecht durch Staatsgewalt garantiert. Allerdings gibt es keine internationale 
Instanz zur Entscheidung privater Rechtsstreitigkeiten. Kontrahenten müssen 
sich deshalb an nationale Gerichte wenden. Einer Untersuchung Ali Cem 
Budaks (1999) zufolge geschieht dies im Falle der Eintreibung von Schulden 
selbst dann nur sehr selten, wenn die jeweilige nationale Praxis der Schulden-
eintreibung vergleichsweise ähnlich ist (untersucht wurden Transaktionen 
zwischen türkischen, englischen und deutschen Vertragspartnern). Statt des-
sen nutzen Vertragspartner im internationalen Handel Vermittler oder 
Schlichter. Diese Praxis hat sich in den letzten Jahrzehnten weltweit verbrei-
tet. Sie hat auch eine markante Veränderung erfahren. 
Als sich – gefördert durch die Internationale Handelskammer in Paris – das 
Schlichtungswesen zunächst verbreitete, einigten sich Vertragspartner häufig 
darauf, im Falle eines Konfliktes prominente französische oder Schweizer 
Rechtsprofessoren als Schlichter zu bestellen. Diese Schlichter, es handelte 
sich um eine vergleichsweise kleine Zahl, bedienten sich zur Kennzeichnung 
ihrer Praxis der alten Bezeichnung lex mercatoria. In der frühen Neuzeit wa-
ren damit die Verfahrensregeln bezeichnet worden, die sich unter Fernhan-
delskaufleuten herausbildeten. Jetzt schlichteten Professoren Rechtskonflikte 
nach Maßgaben, denen sie den Status aktuell geltender Rechtsbräuche im 
Weltmarkt zuschrieben. In den sechziger und siebziger Jahren des 20. Jahr-
hunderts, so jedenfalls die These von Dezalay und Garth, funktionierte die 
internationale Schlichtungspraxis hauptsächlich auf der Basis des persönli-
chen Charismas und des akademischen Rufes der Schlichter. Beides wirkte 
auch in der Dritten Welt, hatten doch nicht wenige der dort praktizierenden 
Anwälte diese Professoren als Studenten in Europa kennen gelernt oder von 
ihnen gehört. Einer der von Dezalay und Garth befragten Experten sagte: für 
die Doktrin, die bei den Schiedssprüchen angewandt wurde, habe es keine 
andere Autorität gegeben als die des „academic dressing“ (Dezalay/Garth 
1996: 89). Einer der wenigen Araber im Schlichtungsgeschäft wies allerdings 
darauf hin, daß es der Bezug auf die lex mercatoria ermöglichte, Verträge aus 
dem Zusammenhang lokalen Rechts heraus zu brechen und damit westlichen 
Traditionen weltweite Geltung zu verschaffen (ebd.:90). 
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Mit der raschen Entwicklung der Schlichtungspraxis bot sich dieses Feld für 
berufliche Strategien von Juristen an. Zunehmend drängten US-amerikanische 
Kanzleien auf den Markt. Damit verlor nicht nur die europäische Rechtstra-
dition an Bedeutung, mehr und mehr wurde auch darauf verzichtet, sich im 
Falle einer gescheiterten Schlichtung an ein nationales Gericht zu wenden. In 
der aktuellen Praxis werden für den Konfliktfall zwar nach wie vor Schlich-
tungsverfahren vorgesehen, im Zentrum aber steht die Praxis der Aushand-
lung komplizierter vertraglicher Regelwerke. Diese Praxis hat sich aus den vie-
len Schlichtungsverfahren der siebziger und achtziger Jahre entwickelt. Die 
daran Beteiligten entwickelten im Laufe der Zeit Formulierungen, die poten-
tielle Konflikte möglichst schon vorab verhindern oder doch regeln sollen. 
Die Wirkungskraft dieser Verträge basiert auf keiner Doktrin, sondern auf ih-
rer praktischen Nützlichkeit. Sie begünstigt die stärkeren Vertragspartner, 
doch ist die Aushandlung eines Vertrages zwischen einem international agie-
renden Unternehmen und der Regierung eines ökonomisch schwachen Lan-
des heute nicht mehr in jedem Fall ein reines Diktat. Denn auch diese Regie-
rungen beschäftigen inzwischen Anwälte, die das Geschäft des Krieges mit le-
galen Mitteln beherrschen. Statistisch gesehen siegen immer die Stärkeren, 
aus dem gelegentlichen Erfolg des Schwächeren resultiert aber der Eindruck 
einer Autonomie des Rechts, folglich seiner Legitimität. Für die bindende 
Wirkung der Verträge in einer ökonomischen Sphäre ohne staatliche Justiz-
gewalt ist diese kaum entscheidend. Verträge bleiben in der Regel gültig, so 
lange es ein gegenseitiges Interesse an seiner Fortsetzung gibt.37 Insoweit die-
ses Interesse auch Schmiergelder umfaßt, sind diese zu einem integralen Be-
standteil der faktischen Regulierung internationaler Märkte geworden. Fernab 
von idealistischen Konzeptionen einer „global governance“38 des Weltmarktes 
schließen deren faktische Strukturen Schmiergelder nicht aus. Ihre Zahlung 
ist in die aktuelle Praxis der Stabilisierung des Beutekapitalismus integriert. 
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Argentinien 2001: Von der langandauernden 
Rezession zur Währungs- und Finanzkrise 

 
 

„Although the social forces behind the economic reform were able to change the 
economic landscape, they are not going to be able to push Argentina into a true 
process of economic development and social progress.“ (Jorge Schvarzer, 1998) 

 
1.Einleitung 

Die seit Juli dieses Jahres sich einem akuten Stadium nähernde Krise in Ar-
gentinien hat wieder einmal alte, aber auch neue Fragen aufgeworfen. Wieso 
ein derart entwickeltes Land, mit reichhaltigen Ressourcen und einer durch-
schnittlich gut qualifizierten Bevölkerung ständig von elementaren ökonomi-
schen Rückschlägen bedroht sein kann.1 Aber auch: wieso ein Land, das 
durch besonders rigorose Durchführung der „neoliberalen Reformen“ zu 
neuem Glanz aufgestiegen war und vom IWF und wichtigen Gläubiger-
Regierungen hierfür mehrfach durch „Belohnungen“ (Kreditzusagen etc.) 
ausgezeichnet wurde, nun schon wieder (nach ähnlich angelegten Fällen Me-
xikos 1994/95 oder Südkoreas 1997/98) eine Gefahr darstellt, eventuell sogar 
eine „globale Finanzkrise“ auslösen könnte.2 
Die meisten Autoren haben sich mit schnellen und kurzsichtigen Antworten 
zufriedengegeben. Ihrer Auffassung nach ist die „an und für sich“ richtige 
Wirtschaftspolitik des Landes durch einige „externe Schocks“ und Fehler in 
der Umsetzung dieser Politik ins Trudeln geraten. Vor dem Hintergrund ei-
ner seit fast drei Jahren andauernden Rezession, die ihrerseits nicht weiter 
hinterfragt wird, erscheint eine derartige Zuspitzung der Krise verhältnismäßig 
plausibel. Manche verweisen auch auf die politische Schwäche des gegenwär-
tigen Präsidenten, die Korruptionsfälle in der Vergangenheit und der Gegen-
                                                            
1 So z.B. schreibt Carl Moses in der FAZ: „Man kann sich fragen, wie ein von der Natur so 

reich beschenktes Land derart in der Krise versinken kann.“ (FAZ, 16. Juli 2001, S. 13). 
2 „Wie ist ausgerechnet Argentinien in diesen Teufelskreis hineingeraten? War denn das Land 

Mitte der 90er Jahre vom IMF und Finanzwelt nicht geradezu als Paradebeispiel eines er-
folgreichen volkswirtschaftlichen Turnarounds gefeiert worden?“ (Neue Zürcher Zeitung, 
28./29. Juli 2001, S. 9). Und: „Die Krise in Argentinien hat auch andere Schwellenländer in 
Bedrängnis gebracht, vor allem das Nachbarland Brasilien geriet in den Sog der Turbulen-
zen. Es wird befürchtet, dass ein Zahlungsausfall in Argentinien eine neue globale Finanzkri-
se auslöst.“ (FAZ, 13. Juli 2001, S. 14). 
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wart dieses Landes, schließlich befindet sich der Vorgänger von Präsident de 
la Rua, Carlos Menem, wegen Verdachts auf Waffenschmuggel in großem Stil 
gegenwärtig mit einer Hand voll ehemaliger Minister in Haft bzw. unter 
Hausarrest. Solches politisches „quilombo“, wie der argentinische Ausdruck 
für Durcheinander/Chaos lautet, habe das Vertrauen der ausländischen Geld-
geber allzu sehr strapaziert, weswegen sie ihre argentinischen Papiere absto-
ßen bzw. Gelder zurückziehen.  
Derart oberflächliche Betrachtungen vermögen nicht zu überzeugen.3 Eine 
angemessene Ausleuchtung des Krisengeschehens, muss zum einen historisch 
weiter zurückgehen und die Hintergründe und Besonderheiten des argentini-
schen Wegs zur neoliberalen Orientierung verfolgen und zum anderen versu-
chen, die verschiedenen Komponenten des Krisenprozesses, primär bedeut-
same Faktoren von nur sekundär relevanten, zu unterscheiden. Demgegen-
über können hier die politischen und institutionellen Seiten des argentini-
schen Krisenprozesses sowie die Involvierung sozialer Akteure, vor allem 
auch die Protest- und Oppositionsbewegungen gegenüber dem neoliberalen 
Regime aus Platzgründen praktisch kaum behandelt werden.4 
 
2. Hintergründe 

Seit Beginn der 50er Jahre war die argentinische Ökonomie durch eine Kons-
tellation charakterisiert, die bestimmte ökonomische Zyklen (und vermittelt 
dadurch auch Zyklen der politischen Herrschaft zwischen Demokratie und 
Diktatur) hervorbrachte. Grob skizziert kann man sagen: wenn die auf Wei-
zen und Fleisch (und teilweise andere Agrarprodukte) basierenden Exporte 
boomten, „ging es der Binnenwirtschaft schlecht“ (infolge von Überakkumu-
lation, von Konsummangel etc.), d.h., dass ein Boom der Exporte (abgesehen 
von Weltmarktfaktoren) eine Binnenmarktkontraktion zur Voraussetzung 
                                                            
3 Krasse Fehleinschätzungen des Gangs der argentinischen Ökonomie durch den „fachöko-

nomischen Sachverstand“ sind zahlreich und hartnäckig: z.B. behauptete der Argentinien-
Spezialist Reichel in Zusammenfassung seiner Analyse noch 1997 Folgendes: „Zusammenge-
nommen stellen die Ereignisse des Jahres 1995 die Gesundung der argentinischen Wirtschaft 
allerdings kaum in Frage, so dass mittelfristig durchaus ein jahresdurchschnittliches Wirt-
schaftswachstum von 5-6% (pro Kopf von 4-5%) im Bereich des Realistischen liegt“ (Rei-
chel, 1997: 37). Der ökonomische Sachbearbeiter für Argentinien von der Dresdner Bank 
Lateinamerika vermutete noch Anfang des Jahres 2000, dass für das laufende Jahr eine Zu-
nahme des BIP von 2,8% zu erwarten sei (Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, Janu-
ar 2000: 5). Faktisch kam dann am Ende des Jahres ein Minuswachstum von 0,5% heraus! 
Ein Fehler von fast 3,5% bei der Schätzung des BIP dürfte in der Treffgenauigkeit noch weit 
unter den Ergebnissen der Meteorologie liegen. – Akademische Mainstream-Wissenschaftler 
haben sich ebenfalls noch vor kurzem fast ohne Einschränkung positiv über die sogenann-
ten wirtschaftlichen Reformen in Argentinien (und Uruguay) geäußert: „Insgesamt aber ha-
ben die Reformwege trotz ihrer unterschiedlichen Ausgestaltung durchaus zu positiven 
volkswirtschaftlichen Entwicklungen geführt“ (Muno/Wagner, 2000: 96). 

4 Siehe hierzu die Überblicksbände von Nolte/Werz (1996) und Sevilla/Zimmerling (1997) 
sowie die Schwerpunktnummer des Journal of Latin American Studies, Vol. 33, Feb. 2001. 
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hatte; umgekehrt brachen die Exporte immer wieder ein, wenn der Binnen-
markt sich dynamisch entwickelte. Diese Besonderheit der argentinischen 
Ökonomie war darauf zurückzuführen, dass Weizen und Fleisch Produkte 
waren, die sowohl die Hauptsegmente des Exportes bildeten als auch gleich-
zeitig lange Zeit für die breite Masse der argentinischen Arbeitnehmer wich-
tige Bestandteile ihrer Nachfrage darstellten. Aus diesem Grunde bewegten 
sich Binnen- und Exportwirtschaft in einem gewissen Gegensatz zueinander. 
Dies war auch der Rahmen dafür, dass sich die agrarischen Exporte und die 
industrielle Binnenwirtschaft mehr oder weniger entgegengesetzt entwickelten 
und sich häufig wechselseitig blockierten. Diese Pattsituation bedingte eine 
dauernde Diskontinuität der wirtschaftspolitischen Orientierung, je nachdem, 
welcher Machtblock gerade wieder obsiegt hatte (Boris/Hiedl, 1978: 100ff., 
124ff.). Zugleich war die wirtschaftliche Entwicklung durch ein fast chroni-
sches Haushaltsdefizit und eine starke Inflationstendenz geprägt. Auch nach 
der Wiederkehr der Demokratie – nach sieben Jahren harter Militärdiktatur 
(1983) – änderte sich nichts Wesentliches an diesem Zustand; obwohl zeit-
weise und partiell die Militärdiktatur eine Öffnung und eine stärkere Akzen-
tuierung der Exportorientierung begonnen hatte, wurde dieser Kurs nicht 
fortgesetzt. Die alte Blockadesituation reproduzierte sich von 1983 bis 
1990/91 im Grunde in ähnlicher Weise noch einmal. Die verschiedenen he-
terodoxen Anpassungspolitiken unter Präsident Alfonsin sowie ähnliche Ver-
suche in den ersten beiden Regierungsjahren von Präsident Menem konnten 
die Hauptprobleme der argentinischen Ökonomie: relative Stagnation, Infla-
tion bzw. zeitweise Hyperinflation nicht in den Griff bekommen. Der Tief-
punkt der Entwicklung war 1990 erreicht: das Pro-Kopf-Einkommen lag zu 
diesem Zeitpunkt um 25% unter dem von 1975.  
„Das BIP pro Kopf sank im Verlauf der 80er Jahre um insgesamt 23,5% … Im Ergebnis lag die 
Industrieproduktion 1990 16% unter dem Niveau von 1975 … Die Reallöhne in der Industrie 
halbierten sich zwischen 1975 und 1990“ (Messner 1998: 52). 

 
3. Die Durchsetzung des neoliberalen Wegs in Argentinien  
 und die endlich wiedergewonnene Prosperität (1991-1994) 

Diese äußerst negativen Ausgangsbedingungen machen verständlich, dass die 
große Mehrheit der Argentinier einen radikalen Neuanfang in der Ökonomie 
unter Präsident Menem begrüßte: entgegen der peronistischen Vergangenheit 
wurde Menem zum Vorreiter einer neuen wirtschaftspolitischen Konzeption: 
radikale Öffnung des Landes, Privatisierung, Liberalisierung etc., alles Ele-
mente im Sinne des „Washington-Konsensus“ und gleichzeitig die Einfüh-
rung des sogenannten Currency-Board-Systems, d.h. eines Wechselkursre-
gimes, wonach der Peso verfassungsrechtlich verbindlich im Verhältnis 1:1 an 
den US-Dollar gebunden ist und die umlaufende Geldmenge durch eine ent-
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sprechende Dollarreserve gedeckt wird. Dieses waren die wesentlichen Inhalte 
des sogenannten „Konvertibilitätsgesetzes“ vom März 1991, das von dem 
damaligen Wirtschaftsminister Domingo Cavallo entworfen worden war und 
sich als eine scharfe Waffe gegen die Hyperinflation erwies. Binnen eines Jah-
res sank die Inflationsrate auf einstellige Werte ab. 
Die verschiedenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die in dieser Periode 
schnell und energisch umgesetzt wurden, griffen in einer Weise positiv inein-
ander, die manche Beobachter schon von einem „argentinischen Wirtschafts-
wunder“ sprechen ließ. Neben der Wechselkursfixierung waren es die schnelle 
und umfassende Privatisierung von Staatsunternehmen, die in Argentinien 
nach Hugo Nochteff im Bereich der peripheren Länder am radikalsten ausfiel 
(Nochteff 2001: 155). Die Senkung der durchschnittlichen Importzölle von 
50% auf ca. 10% und der Abbau fast aller nicht-tarifären Handelshemmnisse 
sowie die Umschuldung im Rahmen des Brady-Plans, die eine Verringerung 
der Zins- und Tilgungsbelastung des Staates beinhaltete sowie die Erhöhung 
der Staatseinnahmen durch Erhöhung der Mehrwertsteuer, verschärfte Steu-
erkontrolle etc. verbesserten die Einnahmeseite des Staates, schließlich wurde 
auch mit der Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse begonnen. 
Das BIP wuchs zwischen 1991 und 1994 um 7% jährlich, was für Argentinien 
seit den Jahren des Nachkriegsbooms 1946/47 nicht mehr der Fall war. Die 
Reallöhne wuchsen in diesem Zeitraum um ca. 30%, durch Wegfall der soge-
nannten „Inflationssteuer“ wurde der Binnenmarkt zusätzlich angeregt; sogar 
die 1990 bei bloß 13% liegende Investitionsquote stieg bis 1994 auf etwa 
19% an. Die erhöhten Steuern und reduzierten Staatsausgaben ermöglichten 
sogar Haushaltsüberschüsse, die für die Schuldenreduktion eingesetzt wur-
den. Die positive Haushaltsbilanz erklärte sich zudem aus den Erlösen der 
Regierung, die aus der Privatisierungswelle von Staatsunternehmen resultier-
ten; ca. 20 Mrd. US Dollar sprudelten 1991-1994 aus dieser „Finanzierungs-
quelle“. Mit der Privatisierung gingen auch verstärkte Kapitalzuflüsse einher, 
da es nicht selten ausländische Gläubiger bzw. Investoren waren, die sich in 
die argentinische Wirtschaft einkauften.  
„1991 fließen etwa 3,2 Mrd. US Dollar in die argentinische Volkswirtschaft, 1992 11 Mrd. US 
Dollar, 1993 10,7 Mrd. US Dollar und 1994 etwa 8 Mrd. US Dollar. Die Kapitalzuflüsse basieren 
vor allem auf den massiven Privatisierungen, an denen sich ausländische Unternehmen beteiligen 
sowie eher kurzfristigen spekulativen Kapitalanlagen (Portfolio-Investitionen in zweistelliger Mil-
liardenhöhe), die einerseits die relative makroökonomische Stabilität reflektieren und andererseits 
Folge des im Vergleich zu den internationalen Finanzmärkten hohen Zinsniveaus in Argentinien 
sind“ (Messner 1998: 61).  

Es wird geschätzt, dass die ausländischen Direktinvestitionen – als ein wichti-
ges Element der gesamten Kapitalzuflüsse – zu ca. 66% auf die Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen zurückgehen (Santiso 1999: 66), so dass diese fast 
zu einem Synonym für „Entnationalisierung“ wurde. Nicht zuletzt diese Dy-
namisierung der argentinischen Ökonomie ließ das Pro-Kopf-Einkommen 
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zwischen 1990 und 1998 von ca. 4.500 auf ca. 9.000 US Dollar ansteigen; die 
industrielle Produktivität konnte in diesem Zeitraum um etwa 70% erhöht 
werden (ebd.: 66 u. 69). 
Allerdings sind schon in dieser Periode der Euphorie und der Wiedererlan-
gung des argentinischen Selbstbewusstseins Schattenseiten des eindrucksvol-
len neoliberalen Auswegs aus der langandauernden Stagnation zu beobach-
ten: diese bleiben allerdings bis zum Krisenjahr 1995, welches durch die Me-
xiko-Krise ausgelöst bzw. verstärkt wurde, eher latent. Die Inflationsrate, ob-
gleich enorm fallend, liegt über derjenigen der USA, was zu einer Überbewer-
tung des an den Dollar gebundenen Peso führt. Allerdings wird dies als Preis 
für die rigorose Inflationsbekämpfung in Kauf genommen. Kombiniert mit 
der starken und schnellen Reduktion der Zölle führt diese Überbewertung a) 
zu der Explosion der industriellen Importe und damit einer wachsend nega-
tiven Leistungsbilanz und b) zum Zusammenbruch vieler Klein- und Mittel-
betriebe und damit zum Anstieg der offenen Arbeitslosigkeit. Im Krisenjahr 
1995 treten die Negativpunkte deutlicher ans Tageslicht, allerdings erst nach 
der erfolgreichen Wiederwahl von Menem im Mai 1995 – dank einer gut in-
szenierten Verhüllungspolitik. 
 
4. Rezession und Aufschwung (1995-1998) 

Die mexikanische Krise von 1994/95 führte bei vielen Kapitalanlegern dazu, 
die ökonomische Situation Mexikos mit der Argentiniens zu vergleichen. Da 
ähnliche Faktoren festzustellen waren (überbewertete, fixierte Währung, 
wachsendes Leistungsbilanzdefizit, zunehmende Arbeitslosigkeit) kam es in 
den ersten Monaten des Jahres 1995 zu Kapitalabzügen von ca. 10 Mrd. US 
Dollar. Die Bankdepositen reduzierten sich in einem ähnlichen Umfang, 
während die Devisenreserven der Zentralbank auf nur noch 11 Mrd. US Dol-
lar schrumpften. Die derart verringerte Geldbasis ließ die Zinssätze explodie-
ren: sie verdreifachten sich innerhalb einiger Monate auf über 24%, was ins-
besondere zu einer erheblichen Bankenkrise und zu einer allgemeinen Rezes-
sion beitrug. Das BIP sank im Laufe des Jahres 1995 um 4,6%. Die Arbeitslo-
sigkeit stieg von Mitte 1994 bis Ende 1995 von 9,6% auf 18,6% steil an. 
Der IWF stellte einen Kredit von 7 Mrd. US Dollar zur Verfügung, der zum 
erheblichen Teil für die Unterstützung der Banken verbraucht wurde; die 
Verschuldung stieg in diesem Zeitraum von 99 Mrd. auf über 110 Mrd. US 
Dollar an. Aufgrund dieser Tendenz (Schuldenzunahme, Zinssteigerung, ge-
ringeres ökonomisches Wachstum) deutete sich bereits an, dass eine neue 
Schuldenkrise für die nächsten Jahren in den Bereich des Wahrscheinlichen 
rückte. 
Doch zunächst kam es zu einer Erholung der Ökonomie in den Jahren 1996 
und 1997, welche vor allem durch die Unterstützungsmaßnahmen der inter-
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nationalen Finanzinstitutionen und durch einen spürbaren Anstieg der Ex-
porte (vor allem nach Brasilien) getragen wurde (Messner 1998: 63). 
Mit der abermaligen Zunahme des Handelsbilanzdefizits seit 1998, dem 
Rückgang neuer Kapitalzuflüsse und der Reduktion der internen Nachfrage 
glitt die argentinische Ökonomie seit Mitte 1998 aber in eine langanhaltende 
Rezession. Die geringe Konkurrenzfähigkeit der argentinischen Industrie so-
wie die Preisrückgänge der agrarischen Exportprodukte verstärkten diese Re-
zession noch, insofern die Importe – trotz rückläufiger Gesamtnachfrage – 
weiter zunahmen, damit aber die industriellen Wertschöpfungsanteile und 
weitere industrielle Arbeitsplätze verschwanden. 
 
5. Die drei Jahre dauernde Rezession (1998 – 2001) 

Die ungewöhnlich lang andauernde Rezession in Argentinien, die im August 
1998 begann und den Hintergrund für die aktuelle Währungs- und Finanz-
krise bildet, ist – wie angedeutet – Produkt externer und interner Faktoren. 
Die Asienkrise von 1997/98 und die Brasilienkrise von 1999 waren „externe 
Schockfaktoren“, die in mehrerer Hinsicht die argentinische Konjunktur ne-
gativ beeinflussten: zum einen waren die argentinischen Exporte nach Brasi-
lien vor allem seit der Real-Abwertung im Januar 1999 stark rückläufig, wäh-
rend die Importe (vor allem auch aus Brasilien) besonders deutlich zunah-
men und das Handelsbilanzdefizit vergrößerten. Dies erhöhte den äußeren 
Kapitalbedarf entsprechend. Jedoch waren die externen Kapitalzuflüsse schon 
seit der Asienkrise infolge größerer Vorsicht der Anleger geringer geworden, 
was implizierte, dass sie höchstens durch eine erneute Zinsanhebung herbei-
gelockt werden konnten. Dies aber sowie die durch die Importflut in Schwie-
rigkeiten geratenen Betriebe und die Stagnation der Reallöhne führte zu einer 
weiteren Binnenmarktkontraktion, die so schwerwiegend war, dass das Wachs-
tum von 3,9% (1998) relativ abrupt in einen Rückgang des BIP von 3,1% im 
darauf folgenden Jahr umschlug (Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, 
Juli 2000: 4). Es wäre aber falsch, die Rezession allein auf externe Schocks zu-
rückführen zu wollen. Diese haben nur eine derart starke und rezessive Wir-
kung entfalten können, weil Argentinien aufgrund der festen Anbindung sei-
ner Währung an den US Dollar gewissermaßen in die Wechselkursfalle hi-
neingeraten war, die sowohl eine Beibehaltung wie eine Abkehr vom beste-
henden Wechselkursregime erschwerte bzw. fast als unmöglich erscheinen 
ließ:  
„… the Argentine economy faces a 'twin impossibility': it is not possible to continue with the 
current exchange rate, but neither is it possible for it to be devalued“ (Schvarzer 1998: 86).  

Die die Binnenmarktkonjunktur erstickende Höhe der Zinssätze und die zu-
sätzlich restriktive Konsumnachfrage infolge von Reallohnrückgängen und 
ansteigender Arbeitslosigkeit zeigte, dass eine vor allem auf externe Kapitalzu-



Argentinien 2001 475  

flüsse setzende Wirtschaftspolitik keinerlei Gegenmaßnahmen zu ergreifen 
imstande war. Selbst wenn eine Abwertung vollzogen worden wäre (oder 
wird), wäre die Quantität und Qualität argentinischer Industrieprodukte 
nicht in der Lage, die Deviseneinkünfte von dieser Seite her nennenswert auf-
zubessern. Einzig die quantitative Steigerung des Exports traditioneller Pro-
dukte – mit entsprechend kontraproduktiven Wirkungen im Hinblick auf die 
Preisentwicklung – wäre dazu einzusetzen gewesen. 
Eine genauere Analyse der langandauernden Rezession zeigt eindeutig, dass 
diese zunächst durch interne Faktoren bestimmt war. Besonders auffällig war, 
dass die Industrieproduktion von Anfang bis Ende 1998 sich stark rückläufig 
entwickelte: hatte die Zuwachsrate der industriellen Produktion noch im Ja-
nuar 1998 bei 10% gelegen, so rutschte sie bis Januar 1999 auf -12% ab 
(Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, Sept. 2000: 5). Ähnlich negativ 
waren die Investitionszuwächse verlaufen, während die offene Arbeitslosigkeit, 
die bis Mitte 1998 auf einem „Tiefpunkt“ von ca. 12,5% gefallen war, mit ty-
pischer Verzögerung erst Ende 1998 wieder anstieg, Mitte 2000 zwischen 15 
und 16% zu pendelte (ebd.: 6). Das heißt, dass die Rezession vor der Brasi-
lienkrise und anderen externen Schocks begonnen hatte, also primär nicht 
auf diese zurückgeführt werden kann. Das bedeutet allerdings keineswegs, 
dass die Rezession und die Abwertung des Real in Brasilien nicht negative 
und die argentinische Konjunkturschwäche verstärkende Wirkungen entfaltet 
hätten. Der Rückgang der Nachfrage in Brasilien, die noch stärkere Überbe-
wertung des Peso gegenüber dem Real sowie die Exportoffensive brasiliani-
scher Unternehmen nach Argentinien drückten so auf dreifache Weise auf 
die ohnehin rückläufige Konjunktur im Land am Rio de la Plata. 
Dennoch zeigt die detaillierte Betrachtung des argentinischen Rezessionsphä-
nomens, dass nicht reale, außenwirtschaftliche Elemente primär die Verlänge-
rung der Depression in Argentinien bewirkt haben. Trotz der Behinderung 
der argentinischen Exporte und der Begünstigung der Importe (infolge der 
Überbewertung des Peso) hat sich im Laufe und in Konsequenz der Rezessi-
on die Importseite schneller zurückgebildet, während die Exporte leicht an-
stiegen bzw. weniger stark rückläufig waren. Jedenfalls stellte sich das Han-
delsbilanzsaldo seit 2000 positiv dar, während das Leistungsbilanzdefizit in 
Höhe von ca. 3,3% des BIP sich nur um einen Prozentpunkt gegenüber den 
Vorjahren verringert hatte. Diese Diskrepanz resultierte vor allem aus dem 
hohen „externen Finanzierungsbedarf“ des Landes, welcher wiederum durch 
die beträchtlichen Tilgungsverpflichtungen (2001: 18 Mrd. US Dollar), von 
denen etwa die Hälfte auf den öffentlichen Sektor entfällt, zustande gekom-
men ist (Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, März 2001: 7).  
Schon aus diesen wenigen Daten erhellt, dass die erste Ursache des argentini-
schen Dilemmas in der exorbitanten (sowohl öffentlichen als auch privaten) 
Verschuldung zu suchen ist. Die Angaben über die genaue Höhe dieser 
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Schuldenlast schwanken je nach Quelle und Bezugsgröße; die staatliche – 
zentrale und auf Provinzebene eingegangene – Verschuldung wird gegenwär-
tig auf etwa 150 Mrd. US Dollar angesetzt. Dies entspricht 50-60% des BIP. 
Die Schuldendienstquote (Zinsen und Tilgung bezogen auf die Exporterlöse) 
der öffentlichen Hand entsprach in den letzten Jahren ca. drei Viertel der 
Exporteinkünfte, was nach allen internationalen Standards als völlig unhalt-
bar und katastrophal angesehen wird. Ein erheblicher und wachsender Teil 
der öffentlichen Schulden wurde aufgenommen, um die Staatsanleihen bzw. 
Kredite zu bedienen und andere um eher konsumtive (d.h. nicht-produktive) 
Ausgaben zu tätigen; für reale Investitionen (z.B. in die Infrastruktur des 
Landes, öffentliche Bauten etc.) dürfte nur ein verhältnismäßig kleiner Teil 
der Anleihen bzw. Kredite verwendet worden sein.  
Die zweite Determinante, welche die Rezession verlängert und das Dilemma 
verschärft, ist die Rezession selbst, die über abnehmende Steuereinnahmen 
die Zahlungsmöglichkeiten des Staates ständig verringert, während aufgrund 
der sinkenden Kreditwürdigkeit des Landes die alten und neuen Anleihen 
stets höhere Zahlungsverpflichtungen mit sich bringen. Aus dieser Zwick-
mühle kann die argentinische Regierung – unter Beibehaltung ihrer neolibe-
ral-monetären Linie – nicht herausfinden. Im Gegenteil: sie ist gehalten, eine 
prozyklische Politik der Austerität und Verschärfung der Rezession und da-
mit wiederum der Verringerung der Steuereinnahmen zu verfolgen.5  
Schließlich sind drittens die Möglichkeiten für eine eigenständige Geld- und 
Wechselkurspolitik sehr eingeschränkt, und eine Quelle des Aufschwungs 
kann der Export kaum bilden, da auch in der Rezession (eigentlich eine gün-
stige Zeit für Exporte) die Überbewertung des Peso restriktiv wirkt. 
Diese drei Elemente der argentinischen Situation reduzieren die wirtschafts-
politischen Handlungsmöglichkeiten auf lediglich zwei Linien: eine zuneh-
mende Austeritätspolitik einerseits und Hoffen auf zusätzliches „fresh mo-
ney“ von außerhalb andererseits. Aus eigenen Anstrengungen kann eine „Ge-
sundung“ der Ökonomie kaum noch erfolgen: die Staatsnachfrage reduziert 
sich qua offizieller Wirtschaftspolitik, die Exporte können aufgrund der an 
ihnen hängenden Bleigewichte (Überbewertung) nicht derart starke Funken 
schlagen, dass sie auf die Konjunktur positiv überspringen (zumal der Ver-
flechtungsgrad der Exportsektoren mit der übrigen Ökonomie in Argentinien 
nicht sehr hoch zu veranschlagen sein dürfte). Die Investitionen sind außer 
durch die Stagnation bzw. rückläufige Nachfrage durch steigende Zinssätze 
stark eingeschränkt. Schließlich ist der Endkonsum, der mit über 60% der ge-
samten Nachfrage am stärksten zu Buche schlägt, vor allem aufgrund der 
                                                            
5 „Auf die … geschmälerten Steuereinnahmen kann die Regierung derzeit nur prozyklisch rea-

gieren: Sie ist gezwungen, durch Ausgabenkürzungen die Einhaltung der IWF-Ziele sicherzu-
stellen, auch wenn hierdurch das Wirtschaftswachstum zusätzlich gebremst wird.“ (Dresdner 
Bank, Perspektiven Lateinamerika, Juli 2000: 6). 
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hohen und wachsenden Arbeitslosigkeit, der stagnierenden Löhne und der 
fallenden Gehälter und Renten infolge der Austeritätspolitik des Staates nicht 
dazu angetan, als „Konjunkturmotor“ dienen zu können. So scheint es 
durchaus plausibel zu sein, dass keine Impulse aus dem Inneren der argenti-
nischen Ökonomie und dem geschlossenen Kreislauf wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen erwachsen können, welche in der Lage sind, das Land aus der 
Rezession herauszuführen. 
 
6. Das IWF-Weihnachtsgeschenk 2000 

Der Preisverfall der wichtigsten Agrarprodukte Argentiniens und die abflau-
ende Konjunktur in den USA wirkten zusätzlich negativ auf die rezessive 
Grundkonstellation ein, wie sie seit 1998 in Argentinien bestand. Als im No-
vember 2000 Argentinien in der Skala der Länderrisiken von einigen Rating-
Agenturen abgestuft wurden, schnellten die Zinssätze für neue Kredite auf 
18% hoch, und es kursierte das Gerücht, dass der argentinische Staat vor sei-
ner Zahlungsunfähigkeit stehe. Fast den ganzen Dezember über wurde ein 
„Hilfspaket“ mit den Abgesandten des IWF ausgehandelt. Kurz vor Weih-
nachten wurde bekannt gemacht, dass der IWF seinem Musterschüler Argen-
tinien mit einer Absicherungsgarantie von knapp 40 Mrd. US Dollar in die-
ser Situation beisprang. Allein 13,7 Mrd. US Dollar kamen vom IWF, der 
Rest von der Interamerikanischen Entwicklungsbank, der Weltbank, dem 
spanischen Staat, von argentinischen Pensionsfonds und von lokalen Ban-
ken.6 Es wird geschätzt, dass von dieser Summe ca. 5 Mrd. gleich wieder aus-
gegeben werden mussten, um akuten Zahlungsverpflichtungen nachzukom-
men. Man nimmt an, dass auch in mittlerer Perspektive knapp 90% dieses 
Kreditpakets zur Bedienung von Auslandsschulden eingesetzt werden sollen. 
Das heißt, dass dieses scheinbar generöse „Hilfspaket“ vor allem den Gläubi-
gern Argentiniens hilft und die mittelfristige Belastung des Staatshaushaltes 
erhöht. Eine Strategie der Überwindung der Rezession und der strukturellen 
Schwäche der argentinischen Ökonomie ist mit dieser Maßnahme, wie auch 
die weitere Entwicklung deutlich machen sollte, nicht verbunden gewesen. 
Dagegen war das Kreditpaket an eine Reihe von Auflagen und Verpflichtun-
gen der argentinischen Regierung gekoppelt. Neben einem strikt zu kontrol-
lierenden Höchstsatz des jeweiligen Haushaltsdefizits, dessen Nichtüber-
schreiten die Voraussetzung für die Auszahlung einzelner Kredit-Tranchen ist, 
soll die argentinische Regierung das Rentensystem weiter „reformieren“. Die 
mit dem wirtschaftlichen Hilfspaket – von der Regierung als „Panzerung“ 
(blindaje) bezeichnet – verbundenen Verpflichtungen sehen auch vor, die 

                                                            
6 Von einigen Kommentatoren wurde dieser Vertragsabschluss als Meilenstein auf dem Weg 

der Reform des IWF gefeiert, da er nicht nur präventiv angelegt war, sondern auch private 
Gläubiger in die Rettungsaktion einband. 
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staatlichen Aufwendungen für Rentenzahlungen abzusenken und die Sozial-
versicherung weitgehend zu privatisieren, das Rentenalter für Frauen auf 65 
Jahre heraufzusetzen und die staatliche Mindestrente zu verringern (Kern/ 
Nolte 2001: 33). Außerdem soll den Gewerkschaften endgültig das Monopol 
der Krankenversicherung entrissen und der „Gesundheitsmarkt“ liberalisiert 
werden. Des Weiteren ist die argentinische Regierung die Verpflichtung ein-
gegangen, die Subventionen an die Provinzen einzufrieren. Alle diese Punkte 
waren nicht nur von ihrer ökonomischen Logik her höchst zweifelhaft, son-
dern es waren auch Punkte, die die soziale Sprengkraft in einer ohnehin äu-
ßerst angespannten Situation verschärfen musste (Malcher 2001: 47). 
Trotz der imposanten Größe des Pakets von 40 Mrd. US Dollar, die teilweise 
auch auf buchhalterischen Tricks beruhte und bei den internationalen Anle-
gern Vertrauen verbreiten sollte, gewährte dieses nur für kurze Zeit eine Be-
ruhigung der schwierigen Situation in Argentinien. Schon nach einigen Wo-
chen verbreiteten sich wieder Gerüchte über Zahlungsschwierigkeiten des 
Staates, die Aktienkurse fielen, die Zinsdifferenz von argentinischen Staatsan-
leihen gegenüber den US-Staatsanleihen stieg wieder auf bisher nicht gekann-
te Höhen, was sich in einer erhöhten Belastung des Staatshaushaltes (bei 
gleichzeitig verringerten Einnahmen, da die Rezession anhielt) reflektierte. 
Der Rückgang der Devisenreserven und die Neigung vieler privater Sparer, 
ihre Pesokonten in Dollarkonten umzuwandeln setzte nun wieder voll ein. 
Darauf begann im März 2001 wiederum eine neue Runde von Krisen und 
Turbulenzen, die sich vor allem in einem raschen Wechsel von Wirtschafts-
ministern und neuen Konzepten zur Bewältigung der Krise niederschlug. 
 
7. Das Karussell der Wirtschaftsminister  
 und der neue Plan Cavallo vom März 2001 

Aufgrund erneuter Krisenanzeichen in der argentinischen Wirtschaft seit Feb-
ruar 2001 und der wachsenden Kritik an der bisherigen Wirtschaftspolitik 
musste Anfang März der Wirtschaftsminister José Luis Machinea zurücktre-
ten. Sein Nachfolger wurde Ricardo Lopez Murphy, der bis dahin Verteidi-
gungsminister war, als streng orthodoxer Ökonom gilt und der sehr gute Be-
ziehungen zum Wirtschaftsforschungsinstitut der Unternehmer FIEL unter-
hält. Nach etwa zwei Wochen (die Verzögerung deutet auf Meinungsunter-
schiede im Kabinett hin) verkündete er am 16. März ein umfassendes Wirt-
schaftspaket,  
„das u.a. Kürzungen bei den Transferzahlungen an die Provinzen und im Erziehungssektor, vor 
allem bei den Hochschulen, bei den Rentenempfängern und Entlassungen im öffentlichen 
Dienst vorsah. Das Argument zur Begründung der schmerzhaften Einschnitte lautete, dass sich 
nur über eine weitere Haushaltssanierung und den Abbau der Staatsverschuldung langfristig die 
Wirtschaft ankurbeln ließe. Als Reaktion auf die Kürzungsvorschläge traten drei Minister zurück“ 
(Nolte 2001: 62). 
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Obwohl der Präsident zunächst seinen neuen Wirtschaftsminister stark unter-
stützte, ließ er ihn doch schon zwei Tage später fallen und ernannte Domin-
go Cavallo, den erfolgreichen Minister aus der Menem-Periode zu dessen 
Nachfolger. Dieser wurde nun als letzter Trumpf und „Retter des Vaterlands“ 
einer irritierten Öffentlichkeit vorgestellt. Seither ist der mit Sondervollmach-
ten ausgestattete „Magier“, dem nicht nur hoher Sachverstand und seine er-
folgreiche Bekämpfung der Hyperinflation, sondern auch beste Beziehungen 
zu westlichen Regierungen und zur internationalen Finanzwelt gutgeschrie-
ben werden, der eigentlich „starke Mann“ der Regierung de la Rua. 
Gegenüber seinem Vorgänger suchte Cavallo zunächst nach breiter politi-
scher Unterstützung für seinen neuen Kurs, der davon ausging, dass nach ei-
ner so langen Rezession die Ankurbelung der Wirtschaft absolute Priorität 
erhalten müsste. Nur über eine Reaktivierung der Wirtschaft könne das Prob-
lem der Staatsverschuldung, des Schuldendienstes und des Haushaltsdefizits 
bewältigt werden.  
„Das wirtschaftspolitische Paket Cavallos umfasst drei Komponenten: Maßnahmen, um die 
Staatseinnahmen zu erhöhen; Maßnahmen, um die Staatsausgaben zu senken; und Maßnahmen 
zur Ankurbelung der Konjunktur durch die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der argentini-
schen Unternehmen.“ (Nolte 2001: 64). 

Bezüglich des ersten Punktes wurde eine Finanztransaktionssteuer von 0,6% 
in Rekordtempo als Gesetz verabschiedet. Zugleich wurde die Steuereintrei-
bung effektiviert. Eine weitere zusätzliche Sondersteuer von 0,25% soll für 
die „Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit“ des Landes eingesetzt werden. 
Neben der Gewährung wichtiger Sondervollmachten für den Präsidenten 
bzw. seinen Wirtschaftsminister (Einzelheiten ebd.: 65) sind es auch wirt-
schaftspolitische Fördermaßnahmen gegenüber jenen Branchen/Betrieben, 
die durch die erwähnten externen Schocks (Abwertung des Real, Wertverlust 
des Euro gegenüber dem US Dollar) am stärksten benachteiligt worden sind. 
Diese bestehen in steuerlichen Nachlässen, zollpolitischen Vergünstigungen, 
Entlastungen bei Sozialabgaben sowie in der Einräumung zinsgünstiger Kre-
dite. Einbezogen sind in dieses Förderpaket zunächst die Zulieferer der Au-
tomobilindustrie, Unternehmen der Maschinen- und Werkzeugherstellung, 
die Textil-, die Schuh- sowie die Papier- und Bekleidungsindustrie. Auf der 
gleichen Linie liegen Eingriffe der Regierung, die die Einfuhrzölle für Kon-
sumgüter wieder anhob, während die für Investitionsgüter auf Null abgesenkt 
wurden – Maßnahmen, die nicht den Regelungen des MERCOSUR-Regimes 
entsprechen und für die sich Cavallo durch zahlreiche „Blitzreisen“ das Pla-
zet seines Nachbarn Brasilien einholen musste. – In Gesprächen deutete Ca-
vallo nach der Amtseinführung an, dass er die Bindung des Peso an den US 
Dollar lockern wollte – zugunsten der Einführung eines Währungskorbs, in 
welchem auch der Euro, der Real etc. vertreten sein soll.  
Die Stimmung in Argentinien verbesserte sich mit dem Amtsantritt von Ca-
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vallo und seinem neuen wirtschaftspolitischen Programm spürbar, gedämpf-
ter Optimismus bis hin zur Euphorie trat wieder ein, auch in internationalen 
politischen und wirtschaftlichen Kreisen gewann Argentinien wieder ein bes-
seres „standing“. Cavallo sonnte sich in hohen Prestigewerten und Zustim-
mungsquoten als „Retter der Nation“. Auch nicht wenige Beobachter aus 
Wissenschaft und Wirtschaft wurden offenbar von dieser Meinungsströmung 
mitgerissen. So erklärte Ende März der Politikwissenschaftler und ausge-
zeichnete Argentinienkenner Detlef Nolte in Anlehnung an rational choice-
Überlegungen:  
„Cavallo [kann] mittelfristig nicht scheitern, weil niemand ein Interesse an seinem Scheitern hat, 
d.h. die Kosten einer Unterstützung von Cavallo sind für alle wichtigen internen und externen 
Akteure niedriger als die Kosten seines Scheiterns“ (Nolte 2001: 68).  

Natürlich konnte auch der ökonomische Sachverstand nicht hinter dem poli-
tologischen Expertenwissen zurückstehen. So schätzte der Argentinienexperte 
der Dresdner Bank die Lage Anfang Juni folgendermaßen ein:  
„Wir erwarten, dass das Maßnahmepaket Cavallos in der zweiten Jahreshälfte Wirkung zeigen 
und sich in zunehmendem Konsumentenvertrauen, steigender Investitionstätigkeit und einem 
positiven Wachstum niederschlagen wird“ (Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, Juni 
2001: 6). 

Diese Stimmung hielt gerade von April bis Ende Juni an. Gestützt wurde sie 
durch die diese Drei-Monatsperiode vor allem beherrschende Problematik 
des Schuldentauschs, des sogenannten „Mega-Swaps“, d.h. der Streckung der 
Tilgungsfristen des Landes durch Umwandlung von kurzfristig fällig werden-
den Anleihen und Krediten in mittel- und längerfristige. Nach diesem großen 
Schuldentausch, der Anfang Juni in wesentlichen Teilen unter Dach und 
Fach war und knapp 30 Mrd. US Dollar umfasste, trat wieder eine gewisse 
Beruhigung ein – obwohl die hohen Zinsen für den argentinischen Staat we-
nig günstig waren und seine Zinslast (zumindest mittelfristig) erheblich er-
höht wird (Neue Zürcher Zeitung 5.6.2001). Kurzfristig wurden die in den 
nächsten vier Jahren fällig werdenden Rückzahlungen um 16 Mrd. US Dollar 
verringert. In die gleiche Richtung wirkte die vom Senat Ende Juni ratifizierte 
Änderung der Währungspolitik, die die Einführung eines Währungskorbs un-
ter Einschluss des US Dollars und des Euro vorsah. Obwohl das Gesetz erst 
bei einer Relation von 1:1 zwischen US Dollar und Euro förmlich in Kraft 
treten soll, wurde die damit bezweckte Stützung der Wettbewerbsfähigkeit 
Argentiniens bereits jetzt durch Rückvergütungen an die argentinischen Ex-
porteure durch die Zentralbank realisiert (Financial Times Deutschland 
22.6.2001). 
Gleichwohl muss registriert werden, dass schon in dieser Periode die Eupho-
rie über den neuen Kurs und den neuen Wirtschaftsminister sich durchaus in 
Grenzen hielt: z.B. wurde auch im Mai und im Juni eine weitere Abnahme 
der Depositen in Pesos und deren Umwandlung in Dollars sowie eine Erhö-
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hung der sogenannten „spreads“, d.h. der Risikoaufschläge für Anleihen und 
Kredite registriert. Dies ist nicht verwunderlich, weil die positivere Stimmung 
in diesem Zeitraum keineswegs durch eine einschneidende Besserung der 
Wirtschaftskonjunktur begründet war, sondern durch vielfältigen „Aktionis-
mus“, neue Versprechen und neue Figuren auf der politischen Bühne. Dass 
auch mit den trickreichsten Ideen und psychologischen Überwältigungsstra-
tegien eine Wende nicht herbeigeführt werden konnte, zeigte sich Anfang Ju-
li, als eine neue Runde im Krisenpoker der argentinischen Wirtschaft einge-
läutet wurde. 
 
8. Am Abgrund einer großen Finanzkrise seit Juli 2001 

Nach dieser Periode der Beruhigung und des gedämpften Optimismus brach 
am 10. Juli eine erneute, tiefgehende „Vertrauenskrise“ hinsichtlich der argen-
tinischen Zahlungsfähigkeit aus, die möglicherweise durch Nachrichten über 
die weiterhin rückläufige Entwicklung des BIP und demzufolge auch der 
Steuereinnahmen entstanden sein könnte. Bei einer zu diesem Zeitpunkt 
stattfindenden Auktion von kurzfristigen staatlichen Schatzbriefen musste die 
Regierung lokalen Banken den bisherigen Rekordzinssatz von 14% (gegen-
über von „nur“ 9,1% zwei Wochen zuvor) einräumen.  
„Selbst der neue Rekordsatz war lediglich aufgrund von direkten Verhandlungen des Wirt-
schaftsministers Domingo Cavallo mit den führenden Banken (market makers) erzielt worden, 
die entsprechende Markt-Rendite hätte nach den panikartigen Anleihverkäufen der vergangenen 
Tagen noch um 4 Prozentpunkte höher gelegen. Die Renditedifferenz zwischen argentinischen 
und amerikanischen Staatsanleihen explodierte auf durchschnittlich mehr als 1200 Basispunkte. 
Im Verlauf eines Monats haben die Papiere des größten Anleihschuldners unter den aufstreben-
den Ländern rund 17,5% an Wert verloren und andere Schwellenländer (vor allem Brasilien) mit 
in die Tiefe gerissen“ (FAZ 12. Juli 2001).  

Daraus folgte die Feststellung, dass Argentinien nunmehr (bis auf weiteres) 
keine weiteren Kredite mehr erhalten könne und daher zu einer qualitativ 
neuen, radikalen Politik der Ausgabensenkung umschwenken müsse. 
Präsident de la Rua verkündete theatralisch – sein Leben wolle er geben, 
wenn die Krise abgewendet werden könnte – die sogenannte Null-Defizit-
Strategie als letzte Chance für das Land. Da keine Kredite mehr aufgenom-
men werden könnten, müsste der voraussichtliche Fehlbedarf für den Rest 
des Jahres 2001 (von 1,5 Mrd. US Dollar; manche Beobachter sprechen sogar 
von 3 oder 8,5 Mrd. US Dollar) durch Kürzungen der Staatsausgaben von 8 
bis 10% „erwirtschaftet“ werden. Diese betreffen vor allem die Gehälter und 
Renten im öffentlichen Dienst, die um zunächst 13% reduziert werden sol-
len, wenn sie 300 US Dollar monatlich übersteigen. Des Weiteren sollen 
Kürzungen im Sozialversicherungswesen, im Gesundheitsbereich und bei der 
Behörde für Staatsreformen sowie gegenüber den Provinzen zur Erreichung 
des Null-Defizit-Ziels beitragen. Nach fast dreiwöchigem Hin und Her im 
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Abgeordnetenhaus und im Senat wurde schließlich das letzte und siebente 
Sparpaket der Regierung de la Rua mit einer Stimme Mehrheit im Senat ver-
abschiedet. Gleichzeitig verstärkten sich die Proteste der Gewerkschaften und 
vor allem auch der sogenannten piqueteros, d.h. von Arbeitslosen, die durch 
Sperrung von Straßen und Plätzen um Aufmerksamkeit für ihre Forderungen 
werben. Seit Monaten hat diese Protestvariante zugenommen, auch in den 
Provinzen des Landes und hat bereits in Auseinandersetzungen mit der Poli-
zei zu zahlreichen Toten und Verletzten geführt. 
Die Meinungen über die Realisierbarkeit und die Erfolgschancen dieses „letz-
ten Auswegs“ aus der depressiven Spirale und der wachsenden Auslandsab-
hängigkeit, denen das Land unterliegt, sind geteilt bzw. überwiegend skep-
tisch. Die Erfolgschancen hängen einerseits von vielen Unsicherheitsfaktoren 
ab, zum anderen bietet selbst ein Ausschalten oder eine Kontrolle dieser Un-
sicherheitsmomente keine Garantie für einen ökonomischen Aufschwung. 
Die politische Akzeptanz einer immer weiter gesteigerten Sparpolitik ist in 
der Bevölkerung eher unwahrscheinlich, gerade angesichts der unübersehba-
ren sozialen Polarisierung, der wachsenden Kapitalflucht, der Arroganz und 
der Korruptheit der Herrschenden etc.; die Gewerkschaften und sozialen Be-
wegungen sind an einem Punkt angelangt, der die Grenze des Tolerablen 
markiert. Die Haltung der Gläubiger und ihrer Regierungen ist ebenso unge-
wiss. Wird es weitere Kreditlinien seitens des IWF bzw. der großen Gläubi-
gernationen wie der USA, Deutschlands, Englands, Frankreichs, Italiens ge-
ben?7 Die Haltung der argentinischen Sparer und Anleger ist ebenfalls schwer 
kalkulierbar; noch ist nicht deutlich, ob die Tendenz zur Umwandlung der 
Peso-Depositen in US Dollars und die Kapitalflucht aus dem Lande weiter 
anhalten werden. Von diesen und anderen Imponderabilien hängt das Gelin-
gen dieser Politik ab, die allerdings keine vorwärts gewandten strategischen 
Konzepte für eine grundsätzliche Verbesserung der Lage und eine Wiederer-
langung früherer Prosperitätsphasen enthält: sie soll schlicht einen völligen 
Absturz verhindern. Vieles spricht dafür, dass auch diese „letzte Karte“ nicht 
sticht; z.B. ist inzwischen bekannt geworden, dass die Steuereinnahmen im 
Juli um 9% zurückgegangen sind, was der Logik der „Null-Defizit-Strategie“ 
gemäß zu einer weiteren Senkung der Staatsausgaben führen müsste. 
Dies alles erhöht die Chancen, dass das neoliberale Wirtschaftsmodell selbst 
und seine Säulen in Argentinien zur Diskussion gestellt werden könnten. 
Denn es sind ja nicht bloß „externe Schocks“ (FAZ), „handwerkliche Fehler“ 
(Nolte) oder Korruption, Ineffizienz und Schlamperei der Verwaltung, die das 
fast ausweglose Dilemma in Argentinien produziert haben. Es ist vielmehr die 
Matrix eines Wachstums- bzw. Stagnationsmodells, das auf fehlerhaften, le-

                                                            
7 Im Augenblick – Mitte August – scheint trotz erheblicher Bedenken der US-Regierung und 

eines Teils der IWF-Repräsentanten eine IWF-Hilfe von ca. 6-9 Mrd. Dollar wahrscheinlich. 
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diglich partikularen Interessen verpflichteten Prämissen beruht, welches die 
Probleme verursacht. Und die Fragwürdigkeit dieses Modells wird für die 
Mehrheit der Argentinier immer offenkundiger. 
 
9. Fazit und Perspektiven 

Das aktuelle Dilemma einer verfehlten Wirtschaftspolitik in Argentinien liegt 
auf der Hand: die Rezession und der Mangel an weiteren äußeren Kapital-
quellen könnten – theoretisch und mittelfristig – nur durch noch rigidere 
Sparmaßnahmen, die kurzfristig die Depression freilich verlängern würden, 
überwunden werden. Umgekehrt wäre eine expansive, anti-rezessive Politik 
nur möglich, wenn der Staat eine Loslösung des Peso vom US Dollar und 
damit eine Abwertung vollzöge und erneut Inflationsprozesse sowie zusätzli-
che ruiniöse Verschuldungen in Kauf nähme. Die „Rechnung“ dieser alterna-
tiven „Auswege“ aus der argentinischen Zwickmühle wird in jedem Fall die 
breite Masse der argentinischen Bevölkerung zu begleichen haben. 
Auf mittlere Sicht aber müssten die strukturellen Defizite des argentinischen 
Kapitalismus, die durch die neoliberale Orientierung zweifellos akzentuiert 
worden sind, abgebaut werden. Diese sind bedingt 
a) durch die Schwächung der industriellen und technologisch-wissenschaftli-
chen Basis und damit der potentiellen und zukünftigen Exportmöglichkeiten 
(Nochteff, 2001; Sawers/Massacane, 2001); 
b) durch eine ruinöse und private Monopole/Oligopole begünstigende Form 
der Privatisierung öffentlicher Unternehmen (Schvarzer, 1998; Vidal, 2001); 
c) durch eine forcierte Rationalisierung und eine in einigen wenigen Berei-
chen erzielte Produktivitätssteigerung, welche zu einer beträchtlichen Freiset-
zung von Arbeitskräften geführt hat, die seither den informellen Sektor und 
die offene Arbeitslosigkeit auf bislang ungeahnte Höhen anschwellen ließ; 
d) aus diesen Schwächen der argentinischen Variante kapitalistischer Entwick-
lung resultiert eine zunehmende soziale Polarisierung, insbesondere eine Zu-
nahme der Armutsquote auf ca. ein Drittel der Bevölkerung, der Anstieg der 
Kriminalitätsrate, die Zunahme von gesellschaftlicher Anomie (dokumentiert 
z.B. in dem rapiden Anstieg der Selbstmordrate und der Auswanderungswilli-
gen) (Nolte, 2001; Stanley, 2000; Tedesco, 2000) und 
e) durch ein Währungsregime, das – wie andere Politikelemente auch – vor al-
lem die Interessen der Geld- und Vermögensbesitzer, der Export- und Im-
portkapitale etc. vertrat und ihnen diente, aber ebenfalls zur Schwächung ei-
ner produktiven und homogenen Entwicklung des Landes beitrug. 
Eine Veränderung des vorherrschenden, finanzkapitalistisch angetriebenen 
neoliberalen Wirtschaftsmodells hätte zur Voraussetzung, dass der bisher 
herrschende gesellschaftliche und ökonomische Block (Schvarzer, 1998: 64ff.) 
zurückgedrängt würde und andere Akteure mit alternativen Vorstellungen, In-
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teressen und Wünschen hinsichtlich der sozioökonomischen Entwicklung 
des Landes die politische Bühne eroberten. 
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